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Drei für den Datenschutz relevante Rechtssetzungen werden im sogenann-
ten Omnibusverfahren zur Zeit im Trilog von EU-Kommission, EU-Rat und 
EU-Parlament verhandelt. Über das Omnibus-Pakt IV, in dem für Unterneh-
menskategorie: „Small Mid-Caps“ (SMC) u.a. das Erfordernis eines VVT nach 
Art. 30 DS‑GVO grundsätzlich gestrichen werden soll, wurde bereits im Edi-
torial der Ausgabe 4/2025 berichtet. Trotz der geplanten Streichung bleibt es 
jedoch bei der Verpflichtung eines nachweisbaren - heißt hinreichend do-
kumentierten - Datenschutzmanagements. Ein Bürokratieabbau ist folglich 
nicht ersichtlich. Im Digital-Omnibus zur Änderung der KI-VO soll nach Ent-
wurf der EU-Kommission die KI-Kompetenz auf die auf die Mitgliedstaaten 
übertragen werden. Diese sollen künftig insbesondere durch Leitfäden und 
andere Hilfsmittel bei der Sicherstellung der KI-Kompetenz im Unternehmen 
unterstützen und so die Entwicklung von KI-Kompetenzen gezielt fördern. 
Nur für Betreiber von Hochrisiko-KI-Systemen sollen die Schulungspflichten 
weiterhin gelten. Auch dieser Entwurf greift zu kurz. Ungeachtet der Risiko-
einstufung bleiben die Unternehmen und Behörden in der rechtlichen Ver-
antwortung für die Nutzung der KI-Systeme. Auch mit Blick auf den Daten-
schutz müssen die Mitarbeiter je nach Aufgabe und Funktion informiert und 
geschult sein, um dieser Verantwortung im Umgang mit personenbezoge-
nen gerecht zu werden. Diese notwendige KI-Kompetenz vor Ort lässt sich 
nicht durch allgemeine staatliche Hilfsangebote gewährleisten. Ansonsten 
drohen Bußgeld und Schadenersatz. Im Rahmen des aktuellen Omnibusver-
fahrens zur Änderung der KI-VO ist zudem geplant, die medizinische For-
schung mittel KI aus dem Anwendungsbereich der Hochrisiko-KI nach der 
KI-VO zu nehmen. Begründet wird diese geplante rechtliche Maßnahme da-
mit, dass der Bereich der Medizintechnik bereits durch eine Vielzahl ande-
rer Normen reguliert sei und eine zusätzliche Anwendung der KI-VO keinen 
weiteren Mehrwert bilde. Konsequenz wäre jedoch, dass bei der geplanten 
Änderung der KI-Verordnung für medizinische Produkte auch der für die For-
schung mittels KI angelegter Vorteil der Nutzung personenbezogener Daten 
in KI-Reallaboren entfallen würde. Reallabore ermöglichen unter besonderen 
strengen technischen und organisatorischen Maßnahmen unter Begleitung 
der Bundesnetzagentur und der Datenschutzaufsichtsbehörden auch eine 
Forschung mit sensiblen Gesundheitsdaten. Diese geplante Regelung zur 
Medizintechnik mittels KI zum Abbau vermeidlicher Bürokratie greift damit 
jedoch in diesem Fall zu kurz. Insoweit besteht ein dringender Handlungs-
bedarf hinsichtlich der Reallabore im Rahmen des aktuellen Trilogs zur Än-
derung der KI-VO.

EDITORIAL

Bürokratieabbau in den Omni-
bussen mit tatsächlichem Nutzen!

RA Andreas Jaspers
ist Geschäftsführer der Gesellschaft für 
Datenschutz und Datensicherheit (GDD) 
e.V., Bonn.
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DATAKONTEXT GmbH, www.datakontext.com, Tel. +49 2234 98949-40

Termine Thema Ort Kontakt

1.6.2026 Beschäftigtendatenverarbeitung nach DS-GVO und BDSG Online GDD e.V./DATAKONTEXT

9.6.2026 Datenschutz und Künstliche Intelligenz Online GDD e.V./DATAKONTEXT

10.6.2026 Zertifizierung zum Betrieblichen Datenschutzbeauftragten (GDDcert. EU) Köln GDD e.V./DATAKONTEXT

10.-12.6.2026 13. Hamburger Datenschutztage Hamburg GDD e.V./DATAKONTEXT

15.-18.6.2026
Fortbildung und Prüfung zum KI-Datenschutz-Experten 
(AI-Privacy-Expert) GDDcert. EU

Online GDD e.V./DATAKONTEXT

16.-17.6.2026 Ausbildung zum Datenschutzkoordinator GDDcert. EU Köln GDD e.V./DATAKONTEXT

23.-25.6.2026 Einführung in den technisch-organisatorischen Datenschutz – Teil 2 Online GDD e.V./DATAKONTEXT

24.6.2026 Prüfung zum Datenschutzkoordinator GDDcert. EU Online GDD e.V./DATAKONTEXT

25.6.2026 Aktuelle Prüfpraxis Datenschutzaufsichtsbehörden Online GDD e.V./DATAKONTEXT

30.6.2026 ISO 27701 und Datenschutz Online GDD e.V./DATAKONTEXT

2.7.2026 Datenschutz in medizinischen Einrichtungen Online GDD e.V./DATAKONTEXT

7.-9.7.2026
Fortbildung und Prüfung zum KI-Datenschutz-Experten 
(AI-Privacy-Expert) GDDcert. EU

Köln GDD e.V./DATAKONTEXT

9.7.2026 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten Online GDD e.V./DATAKONTEXT

14.7.2026 Eigenes Datenschutz-Lab aufbauen Online GDD e.V./DATAKONTEXT

15.-16.7.2026 IT-Sicherheit für Einsteiger – plus Praxisbausteine Managementsysteme Köln GDD e.V./DATAKONTEXT

17.-19.8.2026 19. GDD-Sommer-Workshop
Timmendorfer 
Strand

GDD e.V./DATAKONTEXT

3.9.2026 Datenschutz Aktuell Online GDD e.V./DATAKONTEXT

9.9.2026 Datenschutz im Home-Office und mobiles Arbeiten Online GDD e.V./DATAKONTEXT

10.9.2026 KI-Datenschutz im Konzern – Use Cases, Prozesse und Umsetzungshilfen Online GDD e.V./DATAKONTEXT

15.-17.09.2026
Fortbildung und Prüfung zum KI-Datenschutz-Experten 
(AI-Privacy-Expert) GDDcert. EU

Online GDD e.V./DATAKONTEXT

21.-25.09.2026 Einführung in den Datenschutz für die Privatwirtschaft – Teil 1 Wiesbaden GDD e.V./DATAKONTEXT

24.9.2026 Videoüberwachung nach BDSG und DS-GVO Online GDD e.V./DATAKONTEXT
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Zahlreiche anhängige Vorlagen beim EuGH beschäftigen sich mit der Frage: Was ist ein immaterieller Schaden, der in Folge 
einer Datenverstoßes zu ersetzen ist?1 Die Frage beantwortet sich genuin europarechtlich, tradierte Kategorien des deutschen 
Schadensrechts sind da nur begrenzt nutzbar. Jüngst hat der EuGH noch einmal in der Rs. Quirin Privatbank AG dazu Stellung 
genommen (Urt. v. 4.9.2025 – C 655/23). Die Gerichte tasten vorsichtig ab, zumeist in die richtige Richtung, zuweilen aber auch 
im deutlich wahrnehmbaren Missverständnis der europäischen Vorgaben. Einige Leitplanken der Rechtsentwicklung sollen im 
Folgenden der gerichtlichen Praxis mit auf den Weg gegeben werden.

AUFSÄTZE
Prof. Dr. Gregor Thüsing/Lorenz Fander

Immaterieller Schaden nach der 
DS‑GVO: Hinweise zur Konturierung 
nach der Rs. Quirin Privatbank AG

I.	� Aller Schaden ist zu ersetzen, 
und das auch ohne Verschulden 
– aber auch nur der Schaden, ein 
bloßer Verstoß genügt nicht

Der Ausgangspunkt ist inzwischen geklärt: Da die DS‑GVO in 
Bezug auf den Sinn und die Tragweite der von ihr verwen‑
deten Begriffe „materieller oder immaterieller Schaden“ und 
„Schadenersatz“ nicht auf das Recht der Mitgliedstaaten ver‑
weist, sind diese Begriffe für die Anwendung dieser Verord‑
nung als autonome Begriffe des Unionsrechts anzusehen, 
die in allen Mitgliedstaaten einheitlich auszulegen sind.2 Mit 
anderen Worten: Zuständig ist nicht das nationale Gericht, 
sondern der EuGH. Und der kann seine eigenen Maßstäbe 
entwickeln – und hat es auch getan.

Danach nun gilt: Der Schaden ist weit zu verstehen,3 es 
geht schließlich um die „Gewährleistung eines hohen Schutz‑
niveaus für natürliche Personen bei der Verarbeitung perso‑
nenbezogener Daten in der Union“.4 Und: Aller Schaden ist zu 
ersetzen, materiell und immateriell, eine Mindestschwelle des 
immateriellen Schadens existiert nicht.5 All dies ist so über‑
raschend nicht, urteilte der EuGH doch etwa im Rahmen des 
Diskriminierungsrechts schon vor vielen Jahren gleichsinnig.6 

Auf der anderen Seite gilt (und auch das hat der DS‑GVO-
Verstoß mit der Diskriminierung gemein), dass ein Straf‑
schadensersatz nicht geschuldet ist. Deswegen ist es auch 
gleichgültig, ob einer oder mehr Verstöße vorliegen, ob der 
schuldhaft geschah oder nicht. Es kommt nur auf den Scha‑
den an. Denn der Schadenersatz nach der DS‑GVO hat allein 
eine Ausgleichsfunktion, weil eine auf diese Bestimmung ge‑
stützte Entschädigung in Geld ermöglichen soll, den konkret 
aufgrund des Verstoßes gegen diese Verordnung erlittenen 
Schaden vollständig zu ersetzen. Mehr nicht. Eine abschre‑
ckende oder Straffunktion hat er also nicht.7 

Er betont, Art. 82 DS‑GVO verlange nicht, „dass die Schwe‑
re dieses Verschuldens bei der Bemessung der Höhe des als 
Entschädigung für einen immateriellen Schaden auf der 
Grundlage dieser Bestimmung gewährten Schadenersatzes 
berücksichtigt wird“.8 Aber er verbietet es auch nicht, er kann 
es nicht verbieten, wenn der Schaden ein anderer eben auf‑
grund der Willensrichtung des Schädigers ist, denn ansonsten 
würde auch die Ausgleichsfunktion konterkariert. Dem steht 

nicht entgegen, dass der EuGH an anderer Stelle „nicht ver‑
langt“ und „nicht erlaubt“ austauschbar benutzt9, und auch 
nicht, dass er eben jetzt in der Rs. Quirin Privatbank AG auf 
die entsprechende Vorlage des BGH formuliert: „Art. 82 I VO 
(EU) 2016/679 ist dahin auszulegen, dass er dem entgegen‑
steht, dass der Grad des Verschuldens des Verantwortlichen 
bei der Bemessung der Höhe des nach dieser Bestimmung 
geschuldeten Ersatzes eines immateriellen Schadens berück‑
sichtigt wird“. Die „ausschließlich ausgleichende Funktion 
des in Art. 82 I DS‑GVO verankerten Schadenersatzanspruchs 
[schließe] es aus, dass der Schweregrad und die etwaige Vor‑
sätzlichkeit des Verstoßes gegen diese Verordnung, den der 
Verantwortliche begangen hat, für den Ersatz eines Schadens 
auf dieser Grundlage berücksichtigt werden.“

In beiden Fällen ging es allein nur um die Verhinderung 
des unter- oder überkompensierenden Schadenersatzes, 
denn die Zitate gehen weiter: „Folglich darf dieser Betrag 
nicht in einer Höhe bemessen werden, die über den vollstän‑
digen Ersatz dieses Schadens hinausgeht.“10 Bzw. „Daraus 
folgt, dass im Rahmen dieser Bestimmung die Haltung und 
die Beweggründe des Verantwortlichen nicht berücksichtigt 
werden dürfen, um der betroffenen Person gegebenenfalls 
einen Schadenersatz zu gewähren, der geringer ist als der 
Schaden, der ihr konkret entstanden ist – sei es hinsichtlich 
der Höhe oder der Form dieses Schadenersatzes.“11 

1	 S. z.B. BGH, Beschl. v. 6.5.2025, VI ZR 53/23, GRUR-Prax 2025, 508. Hierzu be‑
reits Sura, NZA-RR 2025, 472. Sehr lesenswert Schmidt, NJW 2026, 487.

2	 Vgl. i.d.S. EuGH, Urt. v. 4.5.2023, Österreichische Post, C 300/21, EU:C:2023:370, 
Rn. 30.

3	 EuGH, Urt. v. 20.6.2024, PS [Fehlerhafte Anschrift], C 590/22, EU:C:2024:536, 
Rn. 32 und die dort angeführte Rechtsprechung.

4	 EuGH, Urt. v. 4.10.2024, C 200/23, NJW 2025, 40; EuGH, Urt. v. 14.12.2023, Nat‑
sionalna agentsia za prihodite, C 340/21, EU:C:2023:986, Rn. 83.

5	 Vgl. i.d.S. EuGH, Urt. v. 14.12.2023, Gemeinde Ummendorf, C 456/22, 
EU:C:2023:988, Rn. 16 und 19 sowie die dort angeführte Rechtsprechung.

6	 EuGH, Urt. v. 22.4.1997, Draehmpaehl, C-180/95, NJW 1997, 1839.

7	 EuGH, Urt. v. 21.12.2023, C 667/21, ZD 2024, 146.

8	 EuGH, Urt. v. 21.12.2023, Krankenversicherung Nordrhein, C 667/21, EU:C:2023:1022, 
Rn. 103; EuGH, Urt. v. 25.1.2024, MediaMarktSaturn, C 687/21, EU:C:2024:72, Rn. 52.

9	 A.A. Sosna/Ligocki, ZD 2024, 438.

10	 EuGH, Urt. v. 21.12.2023, C 667/21, ZD 2024, 124, Rn. 86.

11	 EuGH, Urt. v. 4.9.2025, C 655/23, NZA 2025, 1472 Rn. 72.



Thüsing/Fander  |  Immaterieller Schaden nach der DS‑GVO: (…)AUFSÄTZE

66      RDV  2/2026� Recht der Datenverarbeitung

Was eben zunächst so klar und eindeutig klingt, ist es 
dann im Einzelfall doch nicht. Vielleicht haben der EuGH und 
die nationalen Vorlagen aneinander vorbeigeredet. Denn ge‑
rade beim Schadenersatz für immateriellen Schaden, beim 
klassischen Schmerzensgeld, kommt eben doch zuweilen die 
Genugtuungsfunktion ins Spiel. Die vorsätzliche Körperverlet‑
zung führt zu anderen Summen als die fahrlässige, eben weil 
die gleiche Handlung mit unterschiedlicher Willensrichtung zu 
einem unterschiedlichen immateriellen Schaden geführt hat.12 
Die versehentliche Verwechselung, die zu einer ehrkränken‑
den Behauptung geführt hat, provoziert anderen Ersatz, als die 
wissentliche und willentliche Verleumdung.13 Das ist nicht nur 
im deutschen Recht so, sondern auch im Ausland. Zurecht stellt 
man sich hier die Frage, ob es bei Nichtvermögensschäden über‑
haupt um Ausgleich gehen kann, wenn hier eine Geldsumme 
zuerkannt wird.14 Wenn etwas nicht in Geld gemessen werden 
kann, wie kann es dann kompensiert werden durch Geld? Der 
Richter muss eine Summe festsetzen, die er für angemessen 
hält in Anbetracht dessen, was an Schaden entstanden ist. Und 
wenn dieser Schaden eben durch das Verschulden des Schädi‑
gers mitbestimmt wird, dann kann er gar nicht anders, als es 
mit berücksichtigen, wenn denn die Kompensationsfunktion 
erfüllt werden soll.15 Das wird nicht überall beim immateriellen 
Schaden der Fall sein (etwa bei der Angst vor Datenmissbrauch, 
nachdem vorsätzlich oder schuldlos Daten veröffentlicht wur‑
den), zuweilen aber eben doch (etwa, wenn vorsätzlich oder 
schuldlos eine falsche Auskunft gegeben wurde).

Auch das ausländische Recht erkennt an, dass es beim 
Ersatz des immateriellen Schadens eben nicht (ausschließ‑
lich) um Kompensation geht.16 Weil die verletzten Nichtver‑
mögensinteressen regelmäßig nicht restituiert, sondern nur 
kompensiert werden können, sich in Geld aber nur unsicher 
ausdrücken lässt, was eben nicht als Vermögensposition ver‑
standen wird, treten hier die Nebenzwecke des Schadens‑
rechts deutlicher zu Tage. Auch hier herrscht Übereinstim‑
mung mit der Entwicklung im europäischen Ausland.17 Es 
darf unterstellt werden, dass auch der EuGH dies weiß und 
nicht in Frage stellen will. Denn dass die Intention des Schädi‑
gers mit die Höhe des Schadens bestimmen kann, hat letzt‑
lich auch der EuGH anerkannt, als er entschieden hat, dass in 
geeigneten Fällen auch eine bloße Entschuldigung als ange‑
messener Ersatz eines immateriellen Schadens nach Art. 82 
DS‑GVO ausreichend sein kann.18 Die Haltung und die Beweg‑
gründe des Verantwortlichen können zwar nicht anspruchs‑
mindernd berücksichtigt werden, um einen Schadenersatz 
zu begründen, der geringer ist als der konkret entstandene 
Schaden – aber eine Entschuldigung kann genügen, eben 
weil das lettische Gericht feststelle, dass die – unerlaubt ver‑
öffentlichte – Videosequenz zur Erfüllung einer im öffentli‑
chen Interesse liegenden Aufgabe gedient habe und darauf 
zurückzuführen sei, dass komplexe Rechtsvorschriften falsch 
ausgelegt worden seien. Das lässt sich verallgemeinern.

II.	� Grenzen der Zurechnung hat der 
EuGH bislang nicht erkennen lassen

Der EuGH wirft die Netze also denkbar weit aus. Das gilt auch 
für die Frage der Schadenszurechnung. Äquivalenzerforder‑
nis, Schutzzweck der Norm, wesentliche Bedingung – all 
das taucht in seiner Rechtsprechung nicht auf. Die Richter19 

knüpfen dabei zunächst ganz lege artis an den Wortlaut der 
Datenschutz-Grundverordnung an und stellen fest, dass der 

Verantwortliche gegenüber den Personen, denen ein Schaden 
entstanden ist, ersatzpflichtig ist, es sei denn, er weist nach, 
dass er in „keinerlei Hinsicht“ für den Schaden verantwortlich 
ist, Art. 82 Abs. 3 DS‑GVO. Aber wann ist er in keinerlei Hinsicht 
verantwortlich? Der Generalanwalt hatte in seinen Anträgen Hin‑
weise gegeben, aber auch die waren eher vage: „Hier kann nicht 
auf die ausführliche Debatte eingegangen werden. Allerdings 
scheint nach meiner Auffassung Art. 82 keine Regelung über eine 
Gefährdungshaftung zu enthalten“.20 Der EuGH greift das nicht 
direkt auf, aber er spricht sich sehr deutlich für eine verschul‑
densunabhängige Haftung aus – anders als noch bei der Buße, 
die ein Verschulden voraussetzt.21 Er führt als einziges Beispiel ei‑
ner Haftungsbefreiung aus, dass der für die Verarbeitung Verant‑
wortliche nachweist, dass zwischen seiner etwaigen Verletzung 
der Datenschutzpflicht und dem Schaden kein Kausalzusammen‑
hang besteht.22 Nun ist eine solche unbedingte, verschuldensun‑
abhängige Haftung im Europarecht nicht unbekannt; wir kennen 
sie spätestens seit der Entscheidung in der Rs. Draempahl im 
Diskriminierungsrecht.23 Aber es ist eben doch eine Haftung, die 
auch den trifft, der sich nichts vorzuwerfen hat. 

Umso irritierender war es, dass der EuGH in einer ande‑
ren Entscheidung in eine ganz andere Richtung zu blinken 
scheint: „Einer kombinierten Analyse dieser verschiedenen 
Bestimmungen von Art. 82 DS‑GVO ist somit zu entnehmen, 
dass dieser Art.  ein Haftungsregime für Verschulden [Hervor‑
hebung GT] vorsieht, bei dem die Beweislast nicht der Person 
obliegt, der ein Schaden entstanden ist, sondern dem Ver‑
antwortlichen“, und: „Zum anderen würde ein verschuldens‑
unabhängiges Haftungsregime die Verwirklichung des vom 
Gesetzgeber angestrebten Ziels der Rechtssicherheit, wie es 
aus dem 7. ErwG der DS‑GVO hervorgeht, nicht sicherstel‑
len.“24 Die Zitate widersprechen sich. Der EuGH verheddert 
sich in der Dogmatik, die in Deutschland vielleicht präziser 
ausgebaut ist als in anderen Ländern.25 Er setzt hier Verschul‑

12	 BGH, Urt. v. 15.2.2022, VI ZR 937/20, NJW 2022, 1953; auch BGH, Beschl. v. 
2.10.2024, 6 StR 278/24, NStZ-RR 2025, 216.

13	 BGH, Urt. v. 22.1.1985, VI ZR 28/83, NJW 1985, 1617 mit Hinweis auf einer stRspr: 
„Ob eine schwerwiegende Verletzung des Persönlichkeitsrechts vorliegt, die 
die Zahlung einer Entschädigung erfordert, hängt insbesondere von der Be‑
deutung und Tragweite des Eingriffs, also von dem Ausmaß der Verbreitung 
der rechtswidrigen Veröffentlichung, der Nachhaltigkeit und Fortdauer der 
Interessen- oder Rufschädigung des Verletzten, ferner von Anlass und Be‑
weggrund des Handelnden sowie von dem Grad seines Verschuldens ab“.

14	 Dobbs, Law of Remedies, 2. Aufl. 1993, S. 211: „Can we say that damages awar‑
ded in non-pecuniary cases are ‚compensatiory‘?“ (der die Frage verneint).

15	 Zutreffend Schmidt, NJW 2026, 487, 492: „Ginge man davon aus, dass die Vor‑
sätzlichkeit des Verstoßes nicht berücksichtigt werden dürfte, liefe man daher 
Gefahr, den erlittenen Schaden des Geschädigten nicht vollständig zu erfassen.“

16	 Ausführlich Thüsing, Wertende Schadensberechnung, 2001, § 2.

17	 Vgl. Viney, Responsabilité: effects, 1988, Nr. 152 m.w. Nachw.; Viney/Jourdain, 
La responsabilité: conditions, 2. Aufl. (1998), Nr. 254. Vgl. auch die Abschnitts‑
überschriften bei Lambert-Faivre, Droit du dommage corporel, Nrn. 89-90: 
„Le caractère compensatoire de l'indemnisation des préjudices économi‑
ques” versus „Le caractère satisfactoire de l'in-demnisation des préjudices 
non économiques”. Vgl. auch die allgemein rechtsvergleichenden Ausführun‑
gen bei Stoll, Haftungsfolgen im bürgerlichen Recht, 1993, S. 201ff.

18	 EuGH, Urt. v. 4.10.2024, C-507/23; GRUR-Prax 2024, 723.

19	 EuGH, Urt. v. 14.12.2023, C-340/21, NJW 2024, 1091; EuGH, Urt. v. 14.12.2023, 
C-456/22, NZA 2024, 56. 

20	 Schlussantrag v. 27.4.2023, C-340/21, GRUR-RS 2023, 8707 Rn. 61.

21	 EuGH, Urt. v. 5.12.2023, C-807/21, NJW 2024, 343.

22	 EuGH, Urt. v. 14.12.2023, C-340/21, NJW 2024, 1091; EuGH, Urt. v. 14.12.2023, 
C-456/22, NZA 2024, 56. m.w.N.

23	 EuGH, Urt. v. 22.4.1997, C-180/95, NJW 1997, 1839, Rn. 17 ff. 

24	 EuGH, Urt. v. 21.12.2023, C-667/21, ZD 2024, 146.

25	 Der Generalanwalt Pitruzzella verweist in EuGH, Urt. v. 14.12.2023, C 340/21, NJW 2024, 
1091 vor allem auf ein italienisches Handbuch zum Datenschutzrecht: M. Gambini, Re‑
sponsabilità e risarcimento nel trattamento dei dati personali, in V. Cuffaro, R. D’Ora‑
zio, V. Ricciuto, I dati personali nel diritto europeo, Giappichelli, 2019.
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den mit Kausalität gleich, wie er wiederum rund einen Monat 
später deutlich macht: Es reicht der Nachweis eines „Kausal‑
zusammenhangs zwischen dem Schaden und dem Verstoß“. 
Vom Verschulden ist keine Rede mehr.26 

Es ist zweifelhaft, ob hier die Prüfung wirklich aufhören darf. 
Selbst bei der Gefährdungshaftung ist anerkannt, dass Kausali‑
tät allein nicht genügt, sondern sich das gefährdungsspezifische 
Risiko realisieren muss.27 Irgendwo hört die Verantwortung auf. 
Alle Rechtsordnungen kennen Regelungen der Haftungszu‑
rechnung.28 Sie gänzlich zu negieren wäre eine Besonderheit 
des Datenschutzrechts, die durch die Formulierung des Art. 82 
Abs. 3 DS‑GVO nicht angelegt ist. Eine Zurechnung muss vor al‑
lem da aufhören, wo die Haftung eines Dritten anfängt: Werden 
z.B. Daten zu einem bestimmten Zweck rechtswidrig weiter‑
geleitet, dann ist das ein Verstoß, für den der Weiterleitende 
haftet. Wenn der Dritte seinerseits dann aber rechtswidrige 
Verarbeitungen vornimmt – insb. wenn sie pflichtwidrig sind 
gegenüber dem Weiterleitenden – dann muss die Haftung des 
die Daten Weiterleitenden enden, auch wenn sein Verhalten 
conditio sine qua non für die späteren Verstöße des Dritten ge‑
gen die DS‑GVO war – ohne die Daten hätte dieser ja nicht gegen 
die DS‑GVO verstoßen können. Andere Grenzen kommen in den 
Sinn; hier bedarf es weiteren Nachdenkens. Der EuGH führte 
jüngst dazu aus, dass der Kausalzusammenhang zwischen dem 
behaupteten Verstoß und dem behaupteten Schaden durch die 
Handlungsweise der betroffenen Person unterbrochen werden 
kann, sofern sich diese Handlungsweise als die entscheidende 
Ursache für den Schaden erweist. Eine entsprechende Hand‑
lung kann u.a. in einer Entscheidung der geschädigten Person 
bestehen, allerdings nur, sofern diese Entscheidung für sie nicht 
zwingend war.29 Die Rechtsprechung, an die das Gericht hier 
anknüpft, war keine des Datenschutzes, und ist eines der Rät‑
sel, die es künftig zu lösen gilt, wann eine entscheidende und 
wann eine nicht entscheidende Ursache vorliegt. Die bisherige 
Rechtsprechung des EuGH gibt hier kein konsistentes Bild.

III.	�Nicht jedes Unwohlsein ist imma-
terieller Schaden

Wenn jeder Schaden zu ersetzen ist, dann stellt sich umso 
drängender die Frage: Was ist ein Schaden? Es gibt keine 
Mindestschwelle des immateriellen Schadens, die zu einer 
Ersatzfähigkeit führt – weil sonst würde ja nicht aller Scha‑
den ersetzt.30 Der Gerichtshof hat diese Bestimmung frei‑
lich auch dahin ausgelegt, dass der bloße Verstoß gegen 
die DS‑GVO allein nicht ausreicht, um einen Schadenersatz‑
anspruch zu begründen, indem er hervorgehoben hat, dass 
das Vorliegen eines „Schadens“, der entstanden ist, eine 
der Voraussetzungen für den in Art. 82 Abs. 1 vorgesehenen 
Schadenersatzanspruch darstellt.31 Ein Schaden, der nicht 
dargelegt wird, muss auch nicht ersetzt werden.32 Nun ist 
immaterieller Schaden landläufig der Schaden, der nicht in 
Geld gemessen werden kann.33 Er ist aber zudem zuweilen 
der Schaden, der gar nicht gemessen werden kann. Eine Ver‑
mögensminderung ist nachrechenbar, und auch physischer 
oder psychischer Schmerz ist noch tatsächlich und dogma‑
tisch greifbar. Schon bei der Persönlichkeitsverletzung aber 
ist es oftmals schwer zu sagen: Wo liegt hier ein Schaden, und 
wo nicht? Aus guten Gründen beschränkt das deutsche Scha‑
densrecht den Schadenersatz auf diese Formen des Schadens 
– erst recht den Schadenersatz in Geld. 

Wenn nun davon auszugehen ist, dass es eine Erheb‑
lichkeitsschwelle des ersatzpflichtigen Schadens nicht gibt, 
dann muss auch der geringfügige immaterielle Schaden vom 
Nicht-Schaden abgegrenzt werden, der muss sagen, wo hört 
allgemeine Stimmungsschwankung und bloße subjektive 
Befindlichkeit auf und wo beginnt der objektive Schaden? 
Diese Aufgabe wird durch den EuGH nicht entbehrlich ge‑
macht, sondern gerade durch ihn formuliert. Der Betroffene, 
für den der Datenverstoß „nachteilige Folgen“ hatte, muss 
den Nachweis erbringen, dass diese Folgen einen immateriel‑
len Schaden i.S.v. Art. 82 DS‑GVO darstellen.34 Es ist ein Ärger‑
nis, dass der EuGH bislang eben nicht klar sagt, was Schaden 
ist. Erwägungsgrund (ErwG) 85 der DS‑GVO bringt hier – sehr 
naheliegende – Beispiele („Rufschädigung, Verlust der Ver‑
traulichkeit von dem Berufsgeheimnis unterliegenden Daten 
oder andere erhebliche wirtschaftliche oder gesellschaftliche 
Nachteile“) und ErwG 75 zur DS‑GVO nennt etwa Identitäts‑
diebstahl, Rufschädigung oder den Verlust der Kontrolle per‑
sonenbezogener Daten – doch all das ist nicht abschließend 
und gibt nur unvollkommen Hinweis auf die notwendige In‑
tensität der Beeinträchtigung. 

Eine weite Auslegung ist geboten, sicherlich, aber eben 
doch keine uferlose Beliebigkeit.35 Die Instanzgerichte und 
auch das BAG gehen hier zurecht einen pragmatischen Weg. 
Als erstes Sieb mag man feststellen: Die Sehnsucht nach der 
Sehnsucht ist noch keine Sehnsucht, die Angst vor Angst noch 
keine Angst. Mit anderen Worten: Ein potenzieller oder hypo‑
thetischer Schaden oder die bloße Beunruhigung wegen des 
Diebstahls der eigenen personenbezogenen Daten reicht für 
das Vorliegen eines immateriellen Schadens im Sinne von 
Art. 82 Abs. 1 DS‑GVO nicht aus: „Insbesondere kann ein rein 
hypothetisches Risiko der missbräuchlichen Verwendung 
durch einen unbefugten Dritten nicht zu einer Entschädigung 
führen“.36 Der Kontrollverlust mag ein Schaden sein (s. so‑

26	 EuGH, Urt. v. 25.1.2024, C-687/21, MediaMarktSaturn, NZA 2024, 320, Rn. 58; 
s. bereits EuGH, Urt. v. 1.12.2023, C-667/21, Krankenversicherung Nordrhein, 
EU:C:2023:1022, Rn. 82 m.w.N.

27	 Jauernig/Kern BGB, Vorb. Titel 27, Rn. 10; vgl. exempl. BGH, Urt. v. 12.9.2002, III 
ZR 214/01, BeckRS 2002, 7865.

28	 Ein schöner rechtsvergleichender Überblick findet sich seitens der European 
Group on Tort Law, „Unification of Tort Law: Causation“ (2000) (herausge‑
geben von Spier).

29	 EuGH v. 19.3.2026, Brillen Rottler GmbH & Co. KG, C‑526/24, Rn. 65 unter Be‑
zugnahme auf 18.12.2025, WS u.  a./Frontex [Gemeinsame Rückkehraktion], 
C‑679/23 P, EU:C:2025:976, Rn. 151 und 152. S. auch EuGH v. 31.3.2011, Mauer‑
hofer/Kommission, C-433/10 P, nicht veröffentlicht, ECLI:EU:C:2011:204, Rn. 
127 und die dort angeführte Rechtsprechung sowie EuGH Urt. v. 13.12.2018 – 
C-138/17 P, BeckRS 2018, 31927 Rn. 22.

30	 Vgl. i.d.S. bereits EuGH, Urt. v. 4.5.2023, Österreichische Post, C 300/21, 
EU:C:2023:370, Rn.  51 und EuGH, Urt. v. 14.12.2023, Natsionalna agentsia za 
prihodite, C 340/21, EU:C:2023:986, Rn. 78, sowie EuGH, Urt. v. 14.12.2023, Ge‑
meinde Ummendorf, C 456/22, EU:C:2023:988, Rn. 16; EuGH. Urt.v. 25.1.2024, 
C-687/21, NZA 2024, 320. Jüngst EuGH v. 19.3.2026, Brillen Rottler GmbH & Co. 
KG, C‑526/24, Rn. 62

31	 EuGH, Urt. v. 4.5.2023, Österreichische Post, C 300/21, EU:C:2023:370, Rn. 32, 42.

32	 EuGH, Urt. v. 4.9.2025, C-655/23, Quirin Privatbank, WRP 2025, 1286; BGH, Urt. v. 
13.5.2025 – VI ZR 67/23, WRP 2025, 1190; BGH, Urt. v. 18.12.2025, I ZR 97/25, Rn. 56.

33	 BeckOKBGB/Flume, §  253 Rn.  1; MüKoBGB/Oetker, §  253 Rn.  4, 5; Thüsing, 
VersR 2001, 285.

34	 S. bereits EuGH, Urt. v. 25.1.2024, MediaMarktSaturn, C 687/21, EU:C:2024:72, 
Rn.  60 und die dort angeführte Rechtsprechung. Bestätigt EuGH, Urt. v. 
4.9.2025, C-655/23, Quirin Privatbank, WRP 2025, 1286; BGH, Urt. v. 113.5.2025, 
VI ZR 67/23, WRP 2025, 1190; BGH, Urt. v. 18.12.2025, I ZR 97/25 –, Rn. 57.

35	 Ebenso Farley and others -v- Paymaster (1836) Limited (trading as Equiniti), 
[2025] EWCA Civ 1117.

36	 S. auch EuGH, Urt. v. 25.1.2024, C-687/21, NZA 2024, 320, Rn. 68. 
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gleich), die Angst vor dem Kontrollverlust ist es noch nicht.37 
Denn ein bloßes Unwohlsein genügt nicht: Zwar keine Ba‑
gatellgrenze38, aber doch ein gewisses Gewicht, damit der 
Schaden fassbar, messbar, nachweisbar wird. Zu großzügig 
ist es zu sagen, es muss die Möglichkeit eines prozessualen 
Schadensnachweises auch dann eröffnet sein, wenn der Ge‑
fühlsschaden keine negativen Folgen zeitigte.39 Das wäre 
ein schwarzer Schimmel und würde das Tor zur Beliebigkeit 
weit öffnen. Die bloße Behauptung reicht dann letztlich doch 
zur Substanziierung. Beides ist zu unterscheiden. Der EuGH 
erkennt diesen Unterschied auch außerhalb der DS‑GVO in‑
soweit an, als er Ärgernisse und Unannehmlichkeiten als 
eigenständige Schadenskategorie neben dem immateriellen 
Schaden in den Bereichen bezeichnet, in denen er eine Ent‑
schädigung für solche als erforderlich erachtet.40 

Scheinbar quer dazu steht nun wiederum die Feststellung 
der Entscheidung Quirin Privatbank AG: „dass der Begriff 
„immaterieller Schaden“ in dieser Bestimmung negative Ge‑
fühle umfasst, die die betroffene Person in Folge einer un‑
befugten Übermittlung ihrer personenbezogenen Daten an 
einen Dritten empfindet“. Einen Vorhof des „allgemeinen 
Lebensrisikos“, der sanktionsfrei wäre, gibt es nicht. Das hat 
durchaus Vorläufer, wie die Feststellung des EuGH, wonach 
zur Eingrenzung des ersatzfähigen Schadens nicht gefor‑
dert werden könne, „dass der Nachteil spürbar oder die Be‑
einträchtigung objektiv sein muss“. 41 Das Gericht begründet 
damit jedoch allein, dass eine Bagatellgrenze verfehlt ist. Des‑
halb kann ein immaterieller Schaden auch allein in „negativen 
Gefühlen“ bestehen, wie es vor dem EuGH schon das BAG weit 
formuliert hat.42 Dies betrifft Konstellationen, in denen der 
bloße Verstoß gegen die Datenschutz-Grundverordnung zu 
der Befürchtung eines Datenmissbrauchs führt,43 oder wie 
der EuGH es nun sagt: „Sorge oder Ärger, und die durch einen 
Verlust der Kontrolle über diese Daten, ihre mögliche miss‑
bräuchliche Verwendung oder eine Rufschädigung hervorge‑
rufen werden, sofern die betroffene Person nachweist, dass 
sie solche Gefühle samt ihrer negativen Folgen aufgrund des 
in Rede stehenden Verstoßes gegen die DS‑GVO empfindet“.44 

Da aber eben solche Gefühle für sich genommen nicht be‑
weisbar sind, hat das nationale Gericht die Gesamtsituation 
und letztlich auch die Glaubwürdigkeit der jeweiligen Klage‑
partei auf der Grundlage eines substanziierten Sachvortrags 
zu beurteilen. Steht ein Verstoß gegen die Datenschutz-
Grundverordnung i.S.v. Art. 82 Abs.  1 DS‑GVO nach richterli‑
cher Beweiswürdigung i.S.v. §  286 Abs.  1 ZPO zum Nachteil 
der Klagepartei als geschützter Person fest, mindert sich das 
Beweismaß bzgl. der Entstehung und der Höhe des Schadens 
nach § 287 Abs. 1 ZPO.45 Das BAG geht hier also – dogmatisch 
klug – den Weg über die Beweislast: Was nicht konkret und 
rein subjektiv ist, das mag existieren, aber ist halt so wenig 
greifbar, dass es nicht bewiesen werden kann. Wie dann ein 
solcher Beweis nachgewiesen werden kann, ist weitgehend 
eine Frage des Einzelfalls. Eine Eingrenzung kann durch die 
Kausalität geschehen: Es muss gerade auf den Datenverstoß 
rückführbar sein, und darf nicht im Wesentlichen in einer 
allgemeinen Prädisposition der Ängstlichkeit oder ideologi‑
scher Überhöhung des Verstoßes begründet sein. Man mag 
sich gedanklich an die Rechtsprechung zur Begehrensneuro‑
se anlehnen.46 Auch kann berücksichtigt werden, ob dem Be‑
troffenen das Ergebnis des Verstoßes in vergleichbaren Fällen 
gleichgültig ist oder gar von ihm selbst herbeigeführt wurde 
(z.B. die rechtswidrig, ggf. unbeabsichtigte Veröffentlichung 
von Daten, mit denen der Betroffene sonst sehr freizügig 

umgeht). Schließlich wird eine Rolle spielen, wie wahrschein‑
lich mit solcherlei Schäden immer mal gerechnet werden 
muss und inwieweit sozialadäquat ein solcher Schaden allge‑
mein hingenommen wird, z.B. das vergessene Löschen von 
Daten, die jedoch nicht genutzt werden; die versehentliche 
Veröffentlichung von nur mäßig personenrelevanten Daten, 
die nicht erkennbar von Dritten ausgenutzt wurden oder in 
anderem Kontext ohnehin öffentlich sind. Gewichtet werden 
muss im Einzelfall, aber es muss gewichtet werden.47 

IV. �Drohender materieller Schaden 
ist kein immaterieller Schaden

Nicht minderbedeutend ist eine negative Abgrenzung: Ein 
nicht eingetretener materieller Schaden, der nur droht oder 
drohte, ist kein immaterieller Schaden. Der immaterielle 
Schaden ist nicht das Auffangbecken für die Mühsal dieser 
Welt, sondern umfasst eben nur den Schaden, der nicht auf 
eine Vermögensminderung gerichtet ist. Wo sich ein Schaden 
allein in einer Vermögensminderung erschöpft und nur die‑
se dann ersetzt wird, kann das bloße Risiko dieses Schadens 
nicht bereits als immaterieller Schaden bepreist werden. 
Deshalb ist ersichtlich falsch, wenn etwa der BGH in seiner 
jüngsten Entscheidung aus der Sperrung einer Kreditkar‑
te, der Kündigung eines Kreditkartenvertrags und der Ver‑
weigerung eines Kreditkartenvertrags einen immateriellen 
Schaden herleitet. Der BGH argumentiert, der „(wirtschaft‑
lich) gute Ruf“48 habe darunter gelitten, und das sei der im‑
materielle Schaden. Doch der wirtschaftlich gute Ruf ist nicht 
der gute Ruf. Wer sich auf einen wirtschaftlichen Schaden be‑
ruft, der beruft sich auf einen materiellen Schaden und den 
gab es nicht, und deshalb war es richtig, dass die Vorinstanz 

37	 OLG Karlsruhe, Urt. v. 7.11.2023, 19 U 23/23, ZD 2024, 406; ähnlich OLG Frankfurt a.M. 
Urt. v. 2.3.2022, 13 U 206/20, GRUR-RS 2022, 4491 Rn. 61 ff.; LG Essen Urt. v. 10.11.2022, 
6 O 111/22, GRUR-RS 2022, 34818 Rn. 75; LG Gießen Urt. v. 3.11.2022, 5 O 195/22, GRUR-
RS 2022, 30480 Rn. 18. Diesen muss die Klagepartei darlegen und ggf. beweisen 
(s. OLG Frankfurt a.M. Urt. v. 2.3.2022, 13 U 206/20, GRURRS 2022, 4491 Rn. 57, 65; 
Kühling/Buchner/Bergt, DS‑GVO BDSG, 3. Aufl. 2020, Art. 82 Rn. 20 m.w.N.

38	 Vgl. i.d.S. Urteile vom 14.12.2023, Gemeinde Ummendorf (C‑456/22, 
EU:C:2023:988, Rn.  18), vom 20.6.2024, Scalable Capital (C‑182/22 und 
C‑189/22, EU:C:2024:531, Rn. 44), sowie vom 4.10.2024, Agentsia po vpisvani‑
yata (C‑200/23, EU:C:2024:827, Rn. 149); Schlussanträge des Generalanwalts/
der Generalanwältin vom 18.09.2025, C-526/24, Rn. 89.

39	 Schmidt, NJW 2026, 487 Rn. 25.

40	 Vgl. EuGH, Urt. v. 23.10.2012, Nelson u.a., C 581/10 und C 629/10, EU:C:2012:657, 
Rn.  51, zur Unterscheidung zwischen „Schäden“ im Sinne von Art.  19 des am 
28.5.1999 in Montreal geschlossenen Übereinkommens zur Vereinheitlichung 
bestimmter Vorschriften über die Beförderung im internationalen Luftverkehr 
und „Unannehmlichkeiten“ im Sinne der Verordnung Nr. 261/2004, die nach de‑
ren Art. 7 ersatzfähig sind, im Einklang mit EuGH, Urt. v. 19.11.2009, Sturgeon u.a., 
C 402/07 und C 432/07, EU:C:2009:716; in dieser Branche, wie auch im Bereich der 
Personenbeförderung im See- und Binnenschiffsverkehr, auf den sich die Verord‑
nung Nr.  1177/2010 bezieht, hat der Gesetzgeber eine abstrakte Kategorie aner‑
kannt, da der Faktor, der Ärgernisse verursacht, und das Wesen dieser Ärgernisse 
für alle Betroffenen identisch sind. Ich glaube nicht, dass eine solche Schlussfol‑
gerung im Bereich des Datenschutzes möglich ist. Darauf weist im Datenschutz‑
recht zurecht hin GA Pitruzella in EuGH, Urt. v. 14.12.2023, C 340/21, NJW 2024, 1091.

41	 EuGH, Urt. v. 25.1.2024, C 687/21, NZA 2024, 320.

42	 Vgl. BAG, Urt. v. 17.10.2024, 8 AZR 215/23, NJW 2025, 854 Rn.  18: BGH, Urt. v. 
18.12.2025, I ZR, Rn. 57.

43	 Vgl. EuGH, Urt. v. 4.10.2024, C-200/23, ECLI:EU:C:2024:827 Rn.  144 mV auf 
die Erwgr. 85 und 146 zur DS‑GVO; EuGH, Urt. v. 20.6.2024, C-590/22, EC‑
LI:EU:C:2024:536 Rn. 32.

44	EuGH, Urt. v. 4.9.2025, C, NZA 2025, 1472 Rn. 64.

45	 BAG, Urt. v. 20.2.2025, 8 AZR 61/24, NJW 2025, 2197 Rn. 20; s. auch BAG, Urt. v. 
20.6.2024, NJW 2025, 319 Rn. 16 unter Bezugnahme auf BAG, Urt. v. 5.5.2022, 
2 AZR 363/21, NJW 2022, 2779 Rn. 14.

46	Vgl. z.B. BGH Urt. v. 6.12.2022, VI ZR 168/21, r+s 2025, 641; BGH, Urt. v. 10.7.2012, 
VI ZR 127/10; NJW 2011, 2591 Urt. v. 29.2.1956, VI ZR 352/54, NJW 1956, 1108.

47	 Zu streng z.B. BGH, Urt. v. 18.11.2024, VI ZR 10/24, BGHZ 242, 180-216, Rn. 44.

48	BGH, Urt. v. 13.5.2025, VI ZR 67/23, GRUR-RS 2025, 18497.
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jeglichen Schaden verneinte. Es verwundert, dass der BGH das 
anders gesehen hat, denn er beruft sich zur Stütze seiner Ent‑
scheidung auf „Senatsurteil vom 28.1.2025 – VI ZR 183/22, ZIP 
2025, 518 Rn. 12)“. Dort aber wurde die beeinträchtigte Kredit‑
würdigkeit allein unter den materiellen Schaden subsumiert. 
Er erkannte, „dass der Eintrag bei der SCHUFA die Kreditwür‑
digkeit der Beklagten beeinträchtigte und sich dies nach den 
nicht angegriffenen Feststellungen des Berufungsgerichts 
bereits zum Nachteil der Beklagten ausgewirkt hatte, da ihre 
Hausbank eine Kreditvergabe zeitweilig angehalten hatte. Ein 
etwaiger daraus resultierender materieller Schaden [Hervor‑
hebung GT] ist allerdings nicht Gegenstand der Klage.“49 Das 
war auch richtig so, denn wer arm ist, der kann dennoch eh‑
renhaft sein, eine fehlende Kreditwürdigkeit sagt nichts über 
den sozialen Geltungsanspruch des Menschen, beeinträchtigt 
nicht sein Persönlichkeitsrecht, und eben um den Schutz des 
Persönlichkeitsrechts geht es ja der DS‑GVO, s. ErwG 1.

V.	� Kontrollverlust als immaterieller 
Schaden: Wer weiß, wo seine Da-
ten sind, und kann er gegenüber 
diesem seine Rechte durchsetzen, 
der hat die Kontrolle nicht verloren

Als immaterieller Schaden ist vielfach bestätigt gerade auch 
der Kontrollverlust anzuerkennen. Das muss auch so sein – 
ErwG 85 der DS‑GVO nennt dies als ausdrückliches Beispiel 
eines Schadens. Nicht zwingend, aber vertretbar ist, einen 
Schaden daher auch dann anzunehmen, selbst wenn konkret 
keine missbräuchliche Verwendung der betreffenden Daten 
zum Nachteil dieser Personen erfolgt sein sollte.50 Auch hier 
geht es letztlich darum, dass bereits die durch einen Verstoß 
gegen die DS‑GVO ausgelöste Befürchtung einer betroffenen 
Person, ihre personenbezogenen Daten könnten von Dritten 
missbräuchlich verwendet werden, für sich genommen einen 
„immateriellen Schaden“ im Sinne von Art. 82 Abs. 1 DS‑GVO 
darstellen kann.51 

Erforderlich ist freilich, dass diese Angst begründet ist.52 Des‑
halb führt die Veröffentlichung im Internet nahezu zwangsläufig 
dazu, dass ein solcher Kontrollverlust eintritt: Jeder kann sich be‑
dienen, und man weiß nicht wer. Solche Fälle hat der EuGH bislang 
entschieden.53 Unzutreffend unter diese Fallgruppe subsumiert 
hat die nationale Rechtsprechung demgegenüber Fälle, in denen 
es allein zur Weiterleitung von Daten an einen bekannten Dritten 
gekommen ist, vom dem nicht davon ausgegangenen werden 
kann, dass er seinerseits diese Daten in diese Welt streut oder be‑
reits gestreut hat.54 Wer weiß, wo seine Daten hingegangen sind, 
der kann weiterhin die Kontrolle ausüben, indem er seine Rechte 
nach der DS‑GVO ausübt. Die Kontrolle dort ist keine andere als 
gegenüber dem, der sie rechtswidrig weitergeleitet hat. Die Kont‑
rolle hat der Betroffene nicht verloren, sie hat sich nur gewandelt, 
weil sie einen anderen Adressaten gefunden hat. Ein immateriel‑
ler Schaden entsteht erst dann, wenn der Betroffene nicht weiß, 
wohin er sich soll wenden – oder wenn es derer schlicht zu viele 
sind. Kontrollverlust entsteht bei allgemeiner Veröffentlichung, 
nicht selektiver Weitergabe.55 Wollte man anders entscheiden, 
dann läge allein schon im Verstoß gegen die DS‑GVO – nämlich 
der rechtswidrigen Weiterleitung von Daten – ein Schaden. Das 
aber hat der EuGH mehrfach ausgeschlossen: „Der bloße Verstoß 
gegen die Bestimmungen dieser Verordnung reicht nämlich nicht 
aus, um einen Schadenersatzanspruch zu begründen.“56 

Zudem gilt: Die Kontrolle kann durch den Datenverstoß 
nur der verlieren, der sie in diesem Zeitpunkt noch hatte. Ein 

zum Schadenersatz berechtigender Kontrollverlust wegen 
eines Datenschutzverstoßes des Anbieters eines sozialen 
Netzwerks ist daher ausgeschlossen, wenn der Betroffene 
die maßgeblichen Daten vor dem Vorfall bereits selbst im 
Internet öffentlich zugänglich gemacht hatte.57 

VI.	�Höhe bleibt im Ermessen nationa-
ler Gerichte – Der Pendelblick zur 
Körperverletzung und zur Belei-
digung muss gewahrt bleiben, so 
dass sich die Höhe von Rechts-
ordnung zu Rechtsordnung 
durchaus unterscheiden kann

Ein letzter Punkt ist dann die Höhe des Schadenersatzes für 
immateriellen Schaden. Dies ist weitgehend domaine réservé 
der nationalen Gerichte. Denn der EuGH gibt zwar vor, dass je‑
der Schaden ersetzt werden muss, und dass er vollumfänglich 
ersetzt werden muss, und dass der Schadenersatz effektiv 
sein muss – aber wie hoch er ist, gerade nicht.58 Die Kriterien 
für die Bemessung der Buße nach Art. 83 DS‑GVO sind nicht 
heranzuziehen (und deshalb sind auch die Anzahl der Verstö‑

49	BGH, Urt. v. 28.1.2025, VI ZR 183/22, ZIP 2025, 518 Rn. 12.

50	 Vgl. i.d.S. EuGH, Urt. v. 14.12.2023, Natsionalna agentsia za prihodite, C 340/21, 
EU:C:2023:986, Rn. 82.

51	 EuGH, Urt. v. 4.10.2024, C 200/23, NJW 2025, 40; EuGH, Urt. v. 20.6.2024, PS, C 
590/22, EU:C:2024:536, Rn. 32 und die dort angeführte Rechtsprechung.

52	 Oder in den Worten des EuGH im Urt. v. 25.1.2024, C 687/21, NZA 2024, 320 Rn. 67: 
„Desgleichen ist im vorliegenden Fall festzustellen, dass es sowohl mit dem Wort‑
laut von Art. 82 Abs. 1 DS‑GVO als auch mit dem Schutzziel dieser Verordnung im 
Einklang steht, dass der Begriff „immaterieller Schaden“ eine Situation umfasst, 
in der die betroffene Person die begründete Befürchtung hegt – was zu prüfen 
Sache des angerufenen nationalen Gerichts ist –, dass einige ihrer personenbe‑
zogenen Daten künftig von Dritten weiterverbreitet oder missbräuchlich verwen‑
det werden, weil ein Dokument, das diese Daten enthält, an einen unbefugten 
Dritten weitergegeben wurde, der in der Lage war, vor der Rückgabe des Doku‑
ments Kopien von ihm anzufertigen“. S. auch EuGH, Urt. v. 4.10.2024, C 200/23, 
GRUR-RS 2024, 26255 Rn. 143: „Wenn sich eine Person, die auf der Grundlage von 
Art. 82 Abs. 1 DS‑GVO Schadenersatz fordert, auf die Befürchtung beruft, dass ihre 
personenbezogenen Daten in Zukunft aufgrund eines solchen Verstoßes miss‑
bräuchlich verwendet werden, muss das angerufene nationale Gericht daher prü‑
fen, ob diese Befürchtung unter den gegebenen besonderen Umständen und im 
Hinblick auf die betroffene Person als begründet angesehen werden kann (Urt. 
v. 14.12.2023, Natsionalna agentsia za prihodite, C 340/21, EU:C:2023:986, Rn. 85).“

53	  EuGH, Urt. v. 4.10.2024, Agentsia po vpisvaniyata, C-200/23, GRUR-RS 2024, 
26255 Rn.  145, 156 i.V.m. 137; EuGH, Urt. v. 20.6.2024, PS GbR, C-590/22, ZD 
2024, 519 Rn. 33; EuGH, Urt. v. 11.4.2024, C-741/21, NJW 2024, 1561 Rn. 42; vgl. 
zuvor bereits EuGH, Urt. v. 25.1.2024, MediaMarktSaturn, C-687/21, NZA 2024, 
320 Rn.  66; EuGH, Urt. v. 14.12.2023, Gemeinde Ummendorf, C-456/22, NZA 
2024, 56 Rn. 17-23; EuGH, Urt. v. 14.12.2023, Natsionalna agentsia za prihodite, 
C-340/21, NJW 2024, 1091 Rn. 82.

54	 S. BAG Urt. v. 8.5.2025, 8 AZR 209/21: „Der Schaden liegt in dem durch die Über‑
tragung der personenbezogenen Daten an die Konzernobergesellschaft und 
deren weitere Verarbeitung in der Software Workday erlittenen Kontrollverlust 
(vgl. BGH 11.2.2025 – VI ZR 365/22 – Rn. 16)“. Der Verweis auf den BGH ist zutref‑
fend, dessen Subsumtion aber eben genauso fehlerhaft: „Nach diesen Grund‑
sätzen liegt der Schaden hier ohne Weiteres darin, dass die Beklagte auch nach 
dem 25.5.2018 die personenbezogenen, in deren Personalakte enthaltenen 
Daten der Klägerin hierzu nicht berechtigten Dritten, nämlich Bediensteten des 
Landes Niedersachsen, zur Bearbeitung überlassen und diese Praxis erst mit 
Organisationsverfügung vom 22.8.2019 beendet hat. Der vom Berufungsgericht 
in diesem Zusammenhang angeführte Umstand, dass auch die mit Personal‑
angelegenheiten betrauten Bediensteten des Landes Niedersachsen zur Ver‑
schwiegenheit verpflichtet waren, steht der Annahme eines Schadens insoweit 
dem Grunde nach nicht entgegen, sondern wird erst bei Bemessung der Höhe 
des zu leistenden Schadenersatzes (§ 287 ZPO) zu berücksichtigen sein.“

55	 S. auch OLG Düsseldorf, Urt. v. 10.7.2025, I-16 U 83/24, Rn. 53, juris.

56	 EuGH, Urt. v. 14.1.2023, C 456/22, NZA 2024, 56 unter Hinweis auf EuGH, Urt. v. 
4.5.2023, Österreichische Post C 300/21, EU:C:2023:370, Rn. 42.

57	 OLG Dresden, Beschl. v. 24.6.2025, 4 U 424/25, juris.

58	 Vgl. EuGH, Urt. v. 20.6.2024, C-182/22, NJW 2024, 2599 Rn. 27 ff. m.w.N.; EuG, 
Urt. v. 8.1.2025, T-354/22, ZD 2025, 277 Rn. 192 ff.; BAG, Urt. v. 25.7.2024, 8 AZR 
225/23, NJW 2025, 100 Rn. 36; vgl. BGH, Urt. v. 28.1.2025, VI ZR 183/22, NJW 
2025, 1059 Rn. 8 ff.; BGH, Urt. v. 18.11.2024, VI ZR 10/24, BGHZ 242 Rn. 95 ff.
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ße irrelevant)59, und ein Datenverstoß ist nicht per se weniger 
beeinträchtigend als eine Körperverletzung.60 Europarecht‑
lich bindend sind allein die Vorgaben der Äquivalenz und der 
Effektivität zu beachten61: Nicht weniger als bei Verstößen 
gegen nationales Recht, und nicht so wenig, dass von einem 
angemessenen Ausgleich nicht mehr auszugehen ist. 

Schaut man mit dieser Perspektive auf die aktuellen Ur‑
teile, so sind die zurzeit höchstrichterlich zugesprochenen 
bzw. nicht beanstandeten Summen sicherlich nicht zu gering, 
eher im höheren Bereich.62 Scraping aufgrund eines Daten‑
lecks auf einer Social-Media-Plattform zwischen 75 und 200 
Euro klingt wenig – summiert sich aber bei Massenverfah‑
ren und ist schon deshalb effektiv. Wenn demgegenüber ein 
Instanzgericht mit dem Hinweis auf ein „Ohnmachtsgefühl 
eines einer automatisierten Datenverarbeitung Unterworfe‑
nen, der sich … nicht sicher sein kann, welche seiner Daten in 
welcher Weise für oder gegen ihn sprechen und wie er sich 
verhalten soll“ bei mehreren Verstößen gegen Art. 15 und 22 
DS‑GVO 3.000 Euro zuspricht, dann vergreift es sich in der 
schadensrechtlichen Tonlage.63 Ein Blick durch die Schmer‑
zensgeldtabellen zeigt, dass man deutlich zu hoch liegt: Eine 
Ohrfeige bringt 800 Euro64, ein Faustschlag und Tritte gegen 
den Kopf 1000 Euro.65 Und auch Beleidigungen – mitunter 
saftige – sind günstiger: 1.500 Euro.66 Das darf nicht per se 
unterboten werden, aber der Datenverstoß müsste dann 
doch in der Beeinträchtigung gleichwertig sein. Die meisten 
Menschen würden dann vor die Wahl gestellt wohl eher den 
Datenverstoß als die Körperverletzung wählen. Und das ist 
beim Ausgleichsgedanken durchaus zu berücksichtigen.

Man kann noch einen Schritt weiter gehen: Auch eine 
Entschuldigung als primäres Mittel zum Ausgleich imma‑
terieller Schäden in Folge nicht schwerwiegender Eingriffe 
wäre europarechtlich zulässig: „Art. 82 Abs. 1 der Verordnung 
2016/679 ist dahin auszulegen, dass eine Entschuldigung 
einen angemessenen Ersatz eines immateriellen Schadens 
auf der Grundlage dieser Bestimmung darstellen kann, ins‑
besondere, wenn es nicht möglich ist, die Lage vor dem Ein‑
tritt des Schadens wiederherzustellen, sofern diese Form des 
Schadenersatzes geeignet ist, den der betroffenen Person 
entstandenen Schaden in vollem Umfang auszugleichen.“67 

Die Entschädigung durch Entschuldigung kommt der Na‑
turalrestitution näher als ein Geldersatz, weil sie durch den 
Ausdruck der Unrechtseinsicht eher geeignet ist, beschädig‑
tes Vertrauen wiederherzustellen. Sie ist auch ein system‑
konformer Schritt zum Umgang mit der Bagatellgrenze, die 
es europarechtlich nicht geben kann: Sie bleibt relevant dafür, 
wie der Schaden ersetzt wird, nicht aber dafür, ob er ersetzt 
wird. Wo außerhalb des Datenschutzrechts zwar Schaden‑
ersatz gefordert werden kann, aber nicht in Geld, da kann 
er auch im Datenschutzrecht nicht in Geld gefordert wer‑
den. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden 
ist, kann Entschädigung in Geld nur in den durch das Gesetz 
bestimmten Fällen gefordert werden, § 253 Abs. 1 BGB. Eine 
geringfügige Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts ge‑
hört nicht zu diesen Fällen, aber das gilt eben nur für den Er‑
satz in Geld. Äquivalenz und Effektivität ist gewahrt. 

VII. �Statt eines Fazits: Auch künfti-
ge Vorlagen an den EuGH schei-
nen unumgänglich

Es wurde deutlich: Die vom EuGH vorgenommene Kontu‑
rierung des Schadensbegriffs wirft weiterhin zahlreiche 

Fragen auf, die sich gegenwärtig nicht abschließend – und 
vor allem nicht eindeutig – klären lassen. Angesichts der 
Rechtsunsicherheit, die der unbestimmte Rechtsbegriff 
mit sich bringt, scheint daher auch künftig eine Vorlage 
an den EuGH oftmals der richtige Weg zu sein. Denn aus‑
zulegen ist hier, was der EuGH eigentlich meint; das kann 
nicht das nationale Gericht. Dieses ist nur dazu berufen, die 
Obersätze des EuGH auf das nationale Recht und den na‑
tionalen Sachverhalt anzuwenden.68 Solch ein dialogisches 
Vorgehen zwischen nationalem Gericht und EuGH hat 
durchaus Vorbilder – insb. dort, wo die Vorgaben des EuGH 
allzu sperrig, systemwidrig und dunkel waren. Auf die Ent‑
scheidung Alemo-Herron folgte die Vorlage Asklepios (mit 
einem ganz anderen Ergebnis)69, auf die Vorlage Schultz-
Hoff folgte KHS70, oder gerade auch im Datenschutz: Auf 
die Ausführungen des EuGH insb. in der Entscheidung vom 
4.5.202371 folgte jüngst die Vorlage des BGH vom 6.5. die‑
sen Jahres.72 Wenn Antworten des EuGH weitere Fragen 
provozieren, dann müssen sie gestellt werden. 

59	 EuGH, Urt. v. 20.6.2024, C-590/22, ZD 2024, 519.

60	EuGH, Urt. v. 4.10.2024, C 200/23, NJW 2025, 40; schließlich ist klarzustellen, 
dass im Rahmen der Festsetzung der Höhe des aufgrund des Anspruchs auf 
Ersatz eines immateriellen Schadens geschuldeten Schadenersatzes ein 
solcher Schaden, der durch eine Verletzung personenbezogener Daten ver‑
ursacht wurde, seiner Natur nach nicht weniger schwerwiegend ist als eine 
Körperverletzung, s. auch EuGH, Urt. v. 20.6.2024, Scalable Capital, C 182/22 
und C 189/22, EU:C:2024:531, Rn. 39.

61	 EuGH, Urt. v. 4.10.2024, Az. C-507/23, GRUR-Prax 2024, 723; EuGH, Urt. v. 
21.12.2023, C-667/21, ZD 2024, 146.

62	 Ein exzellenter, hilfreicher Überblick findet sich bei: https://www.cmshs-
bloggt.de/tmc/datenschutzrecht/dsgvo-schadensersatz-uebersicht-ueber-
aktuelle-urteile-und-entwicklungen-laufend-aktualisiert/.

63	 LG Bayreuth, Urt. v. 29.4.2025, 31 O 593/24 GRUR-RS 2025, 13866.

64	LAG Köln, Urt. v. 27.10.2008, 5 Sa 827/07, BeckRS 2009, 52079.

65	 VG Düsseldorf, Urt. v. 8.4.2019, 35 K 8702/18, BeckRS 2019, 7052.

66	 LG Memmingen, Urt. v. 3.2.2015, 21 O 1761/13, BeckRS 2016, 2120; s. auch Fi‑
scher in der Anmerkung zu LG Bayreuth, ZIP 2025, 1972-1973.

67	 EuGH, Urt. v. 4.10.2024, Rs. C-507/23 (Patērētāju tiesību aizsardzības centrs), 
NJW 2025, 141.

68	S. Thüsing, BB 2024, Editorial, Heft 16, I.

69	 EuGH, Urt. v. 18.7.2013, C-426/11, BeckRS 2013, 81519; EuGH, Urt. v. 27.4.2017, 
C-680/15, C-681/15, BeckRS 2017, 108049.

70	 EuGH, Urt. v. 20.1.2009, C-350/06, C-520/06, BeckRS 2009, 70077; EuGH, Urt. v. 
22.11.2011, C-214/10, BeckRS 2011, 81665.

71	 EuGH, Urt. v. 4.5.2023, C-300/21, GRUR-RS 2023, 8972.

72	 BGH, Beschl. v. 6.5.2025, VI ZR 53/23, GRUR-RS 2025, 13267.
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Die fortschreitende Digitalisierung verändert die Art und Weise, wie Kommunikation in Unternehmen geführt und dokumen‑
tiert wird, grundlegend. Insbesondere die automatische Transkription von Gesprächen bietet erhebliche Vorteile in Bezug auf 
Effizienz, Nachvollziehbarkeit und Qualitätssicherung. Gleichzeitig wirft sie jedoch komplexe rechtliche Fragen auf, da hierbei 
regelmäßig personenbezogene Daten verarbeitet und potenziell auch strafrechtlich relevante Handlungen vorgenommen wer‑
den. Der vorliegende Aufsatz beleuchtet daher die rechtlichen Herausforderungen der Gesprächstranskription im Spannungs‑
feld von Datenschutz- und Strafrecht und zeigt auf, welche Anforderungen Unternehmen bei deren Einsatz beachten müssen.

Dr. Clemens Loke

Im Spannungsfeld von Datenschutz- 
und Strafrecht – Rechtliche Fallstricke 
der Gesprächstranskription

I.	� Gespräche als rechtlich relevante 
Datenverarbeitung

Die Digitalisierung betrieblicher Kommunikationsprozesse 
eröffnet Unternehmen neue Möglichkeiten zur Effizienzstei‑
gerung, zur Dokumentation und Qualitätssicherung von Ge‑
sprächen. Insbesondere die automatische Transkription von 
Telefon- und Videokonferenzen gewinnt dabei zunehmend 
an Bedeutung. Gleichzeitig berührt die Verarbeitung der da‑
bei entstehenden personenbezogenen Daten eine Vielzahl 
rechtlicher Anforderungen, sowohl im Bereich des Daten‑
schutzrechts als auch des Strafrechts.

Die Kernherausforderung besteht darin, dass die Tran‑
skription nicht lediglich ein organisatorisches Hilfsmittel dar‑
stellt, sondern regelmäßig eine rechtlich relevante Verarbei‑
tung personenbezogener Daten umfasst. Dies betrifft sowohl 
die Zwischenspeicherung des Audiosignals als auch die Erstel‑
lung, Speicherung und mögliche Weitergabe der Transkripte.1 
Die Stimme der Beteiligten gilt hierbei als personenbezoge‑
nes und unter Umständen sogar biometrisches Datum, so‑
dass die Verarbeitung strengen datenschutzrechtlichen An‑
forderungen unterliegt. Parallel hierzu kann die unbefugte 
Aufnahme nicht öffentlich gesprochener Inhalte strafbar sein 
(§  201 StGB), wodurch Unternehmen doppelte Compliance-
Verpflichtungen treffen.

Vor diesem Hintergrund bedarf die Nutzung von Tran‑
skriptionssystemen einer sorgfältigen rechtlichen Bewer‑
tung und organisatorischen Gestaltung. Notwendig ist eine 
systematische Prüfung der einschlägigen Rechtsgrundlagen, 
die Einbindung technischer und organisatorischer Schutz‑
maßnahmen, die Berücksichtigung der Informations- und 
Interventionsrechte der Betroffenen sowie die Einhaltung 
der Anforderungen bei der Nutzung cloudbasierter und KI-
gestützter Systeme. Dieser Aufsatz stellt die rechtlichen Rah‑
menbedingungen der Gesprächstranskription umfassend 
dar, identifiziert praxisrelevante Risiken und zeigt Möglich‑
keiten auf, wie Unternehmen eine datenschutz- und straf‑
rechtlich sichere Umsetzung gewährleisten können.

II.	� Rechtsgrundlage für die Daten-
verarbeitung

Die Transkription von Gesprächen stellt eine Verarbeitung 
personenbezogener Daten i.S.d. Art.  4 Nr.  2 DS‑GVO dar. Zu 
den wesentlichen Verarbeitungshandlungen zählen die (zwi‑

schenzeitliche) Speicherung des Audiosignals, die automati‑
sierte Erstellung des Transkripts, dessen Speicherung sowie 
die mögliche Übermittlung an Dritte. Auch eine nachträgliche 
Nutzung des Transkripts, etwa zu Trainings- oder Qualitäts‑
sicherungszwecken des Anbieters, fällt in den Anwendungs‑
bereich der DS‑GVO.2 

Im Rahmen dieser Verarbeitung verarbeitet das System 
regelmäßig personenbezogene Daten der Gesprächsteil‑
nehmer automatisiert. Hierzu gehören insbesondere Namen, 
Stimmen sowie sämtliche Gesprächsinhalte, die personenbe‑
zogene Daten enthalten. 

Die Stimme eines Teilnehmers stellt zudem ein biomet‑
risches Datum nach Art.  4 Nr.  14 DS‑GVO dar, da sie grund‑
sätzlich zur Identifizierung natürlicher Personen geeignet 
ist.3 Allein dieser Umstand führt jedoch nicht zwingend zur 
Anwendung des Art. 9 DS‑GVO. Entscheidend ist vielmehr, ob 
die Verarbeitung der Sprachdaten mit speziellen technischen 
Mitteln erfolgt, die auf eine eindeutige Identifizierung oder 
Authentifizierung einer natürlichen Person gerichtet sind.4 

Unter bestimmten Voraussetzungen können Sprachdaten 
daher als besondere Kategorien personenbezogener Daten 
qualifiziert werden.5 Dies setzt voraus, dass die Verarbeitung 
funktional darauf ausgerichtet ist, anhand stimmlicher Merk‑
male die Identität einer Person festzustellen oder zu verifi‑
zieren, etwa durch die Erstellung individueller Sprachprofile 
oder sogenannter Voiceprints.6 In diesen Fällen greifen die 
erhöhten Anforderungen des Art. 9 DS‑GVO.

In der Literatur und Aufsichtspraxis ist jedoch umstrit‑
ten, inwieweit bereits jede automatisierte Verarbeitung 
von Sprachdaten als biometrische Verarbeitung i.S.d. Art.  9 
DS‑GVO anzusehen ist. Nach überwiegender Auffassung 
genügt hierfür nicht die bloße technische Möglichkeit einer 

1	 Hoeren/Sieber/Holznagel/Haag, MMR-HdB, 62. EL 2024, Teil 29 Rn. 23. 

2	 Moers, DSRITB 2024,751 (756 f.).

3	 Gola/Heckmann/Schulz, 3. Aufl. 2022, Art. 9 DS‑GVO Rn. 19; Kühling/Buchner/
Weichert, 4. Aufl. 2024, Art. 4 Nr. 14 DS‑GVO Rn. 3.

4	 EDSA, Leitlinien 02/2021 zu virtuellen Sprachassistenten, Version 2.0, 7.7.2021, 
Rn. 81.

5	 EDSA, Leitlinien 02/2021 zu virtuellen Sprachassistenten, Version 2.0, 7.7.2021, 
Rn. 31.

6	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Mühlenbeck, 
3. Aufl. 2024, Art. 4 DS‑GVO Rn. 252; Kühling/Buchner/Weichert, 4. Aufl. 2024, 
Art. 4 Nr.  14 DS‑GVO Rn. 3; Simitis/Hornung/Spiecker gen. Döhmann/Petri, 2. 
Aufl. 2025, Art. 4 Nr. 14 DS‑GVO Rn. 10.
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Identifizierung, sondern es bedarf einer entsprechenden 
Zweckrichtung der Verarbeitung.7 

Moderne ASR-Systeme (automatic speech recognition) 
zur reinen Transkription von Gesprächsinhalten sind regel‑
mäßig nicht darauf ausgelegt, individuelle Sprecherprofile 
zu erstellen oder eine biometrische Identifizierung vorzu‑
nehmen.8 Soweit die Systeme – zumindest nach der techni‑
schen Ausgestaltung und den Angaben der Anbieter – aus‑
schließlich der Umwandlung von Sprache in Text dienen, 
ohne stimmliche Merkmale dauerhaft zu analysieren oder zu 
speichern, liegt in der Praxis regelmäßig keine Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten i.S.d. Art. 9 
DS‑GVO vor.9 Gleichwohl ist die konkrete Systemarchitektur 
im Einzelfall sorgfältig zu prüfen.

1.	 Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS‑GVO
Die Einwilligung nach Art.  6 Abs.  1 lit. a) DS‑GVO stellt eine 
zentrale Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung dar, unter‑
liegt jedoch strengen Wirksamkeitsvoraussetzungen. Sie er‑
fordert eine freiwillige, informierte und jederzeit widerruf‑
liche Willensbekundung der betroffenen Person,10 die durch 
eine aktive Handlung eindeutig zum Ausdruck kommen 
muss. Bloßes Schweigen, voreingestellte Auswahloptionen 
oder automatisch aktivierte Funktionen genügen diesen An‑
forderungen nicht.11 

Voraussetzung einer wirksamen Einwilligung ist ferner 
eine umfassende vorherige Information der betroffenen 
Person über Zweck, Umfang und Dauer der Datenverarbei‑
tung, über mögliche Empfänger sowie über die eingesetzten 
technischen Systeme.12 Ebenso zwingend ist der Hinweis auf 
die jederzeitige Widerrufsmöglichkeit, die ohne Angabe von 
Gründen ausgeübt werden kann und ausschließlich Wirkung 
für die Zukunft entfaltet.13 

Im Beschäftigungskontext sind bei der Einwilligung auf‑
grund des strukturellen Abhängigkeitsverhältnisses zwi‑
schen Arbeitgeber und Beschäftigten die Besonderheiten 
des Arbeitsverhältnisses zu beachten.14 So sind gem. §  26 
Abs. 2 S. 1 BDSG „für die Beurteilung der Freiwilligkeit der Ein‑
willigung insbesondere die im Beschäftigungsverhältnis be‑
stehende Abhängigkeit der beschäftigten Person sowie die 
Umstände, unter denen die Einwilligung erteilt worden ist, zu 
berücksichtigen“. In solchen Konstellationen kann es an der 
erforderlichen Freiwilligkeit fehlen, sodass sich zur rechtssi‑
cheren Ausgestaltung der Verarbeitung häufig der Rückgriff 
auf kollektivrechtliche Regelungen, insbesondere in Form ei‑
ner Betriebsvereinbarung, anbietet.15 Die Einwilligung ist u.a. 
dann datenschutzrechtlich freiwillig, wenn die Beschäftig‑
ten durch ihr „Nein“ keinerlei arbeitsrechtliche Repressionen 
fürchten müssen. Im Übrigen gelten dazu die gerichtlich und 
aufsichtsbehördlich aufgestellten Grundsätze an die Freiwil‑
ligkeit im Beschäftigtenkontext.16 

2.	 Vertragserfüllung nach Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS‑GVO
Die Verarbeitung personenbezogener Daten zur Erfüllung ei‑
nes Vertrags nach Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS‑GVO setzt voraus, dass 
die konkrete Verarbeitungshandlung objektiv erforderlich ist, 
um einen bestehenden Vertrag mit der betroffenen Person 
zu erfüllen oder auf deren Wunsch hin vorvertragliche Maß‑
nahmen durchzuführen.17 Die bloße Zweckmäßigkeit oder 
Nützlichkeit der Datenverarbeitung genügt hierfür nicht.18 

Vielmehr verlangt die Norm eine funktionale Notwendigkeit, 
ohne die die geschuldete Leistung nicht oder nicht ordnungs‑
gemäß erbracht werden könnte.19 

Eine Transkription von Gesprächen kann daher nur in eng 
begrenzten Ausnahmefällen auf Art.  6 Abs.  1 lit. b) DS‑GVO 
gestützt werden. Dies kommt etwa dann in Betracht, wenn 
der Vertrag ausdrücklich Leistungen vorsieht, deren Durch‑
führung zwingend eine Aufzeichnung oder Transkription 
voraussetzt, beispielsweise bei der vertraglich zugesagten 
Dokumentation von Schulungsinhalten oder der revisionssi‑
cheren Protokollierung bestimmter Vertragsverhandlungen. 
Ebenso kann die Rechtsgrundlage einschlägig sein, wenn die 
Parteien die Dokumentation von Gesprächen ausdrücklich 
zum Vertragsinhalt erheben.

In der überwiegenden Praxis scheidet eine Berufung auf 
Art. 6 Abs.  1 lit. b) DS‑GVO jedoch aus. Gespräche, Verhand‑
lungen oder Schulungen lassen sich regelmäßig auch ohne 
Transkription sachgerecht durchführen.20 In diesen Fällen 
fehlt es an der erforderlichen objektiven Notwendigkeit der 
Verarbeitung, sodass die Vertragserfüllung als Rechtsgrund‑
lage nicht trägt. Art. 6 Abs.  1 lit. b) DS‑GVO bleibt damit auf 
Konstellationen beschränkt, in denen die Transkription nicht 
lediglich unterstützend, sondern integraler Bestandteil der 
geschuldeten Leistung ist.

7	 DSK, Positionspapier zur biometrischen Analyse, 3.4.2019, S. 8; so auch 
Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Mühlenbeck, 
3. Aufl. 2024, Art.  4 DS‑GVO Rn. 253 f. Simitis/Hornung/Spiecker gen. Döh‑
mann/Petri, 2. Aufl. 2025, Art. 4 Nr. 14 DS‑GVO Rn. 10; nach Kühling/Buchner/
Weichert, 4. Aufl. 2024, Art. 4 Nr. 14 DS‑GVO Rn. 3 sind Tonaufnahmen nicht 
vom Telos des Art.  4 Nr.  14 DS‑GVO erfasst. Vom offenen Wortlaut erfasst 
werden dagegen optische oder akustische Identifikationsverfahren per Mus‑
tererkennung, also etwa per Stimmerkennung (Sprechererkenung), Tillen‑
burg, DuD 2011, 197; ferner zur Gesichtserkennung Hornung/Schindler, DuD 
2021, 515; Martini, NVwZ 2022, 30.

8	 So auch Loy, DSB 2026, 24 (26). 

9	 Dabei könne nicht ausgeschlossen werden, dass derartige Profile für eine logi‑
sche Sekunde erstellt werden, i.E. auch Moers, DSRITB 2024,751 (754).

10	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 16 ff.

11	 Taeger/Gabel/Taeger, 5. Aufl. 2026, Art. 6 DS‑GVO Rn. 51 f.

12	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 13 ff.

13	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 14 ff.

14	 Siehe ausf. dazu Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schmidt/Thü‑
sing, 3. Aufl. 2024, Art. 88 DS‑GVO/§ 26 BDSG Rn. 40 ff.

15	 Näheres unter B. V.

16	 Dazu ausf. Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schmidt/Thüsing, 
3. Aufl. 2024, Art. 88 DS‑GVO/§ 26 BDSG Rn. 40 ff.; Kühling/Buchner/Masch‑
mann, 4. Aufl. 2024, § 26 BDSG Rn. 63.

17	 EDSA, Leitlinien 2/2019 für die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß 
Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS‑GVO im Zusammenhang mit der Erbringung von Online-
Diensten für betroffene Personen, Vers. 2.0, 8.10.2019, Rn. 30; Schwartmann/
Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, Art. 6 DS‑GVO 
Rn. 70; Simitis/Hornung/Spiecker gen. Döhmann/Schantz, 2. Aufl. 2025, Art. 6 
Abs. 1 DS‑GVO Rn. 34. 

18	 Simitis/Hornung/Spiecker gen. Döhmann/Schantz, 2. Aufl. 2025, Art.  6 Abs.  1 
DS‑GVO Rn. 34. 

19	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 70.

20	 Moers, DSRITB 2024, 751 (758) nennt weiterhin den Fall, dass die Transkrip‑
tion eines Kundengesprächs unter Kaufleuten ein Kaufmännisches Bestäti‑
gungsschreiben darstellt, so dass ein Schweigen nach Erhalt des Transkripts 
als Zustimmung zu den besprochenen Inhalten gewertet werden könnte. Die 
Voraussetzung dafür ist nur, dass der Versendung unmittelbar Vertragsver‑
handlungen vorausgegangen sind, die Transkription dem Empfänger in zeit‑
licher Nähe zu der Verhandlung zugeht, und der Inhalt genehmigungsfähig ist, 
vgl. MüKo-BGB/Busche, 10. Aufl. 2025, § 147 BGB Rn. 21. Schweigt der Empfän‑
ger bzw. widerspricht er dem Schreiben nicht unverzüglich nach § 121 Abs. 1 S. 1 
BGB, kommt der Vertrag mit dem Inhalt der Transkription zustande.
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3.	� Rechtliche Verpflichtung nach Art. 6 Abs. 1 lit. c) 
DS‑GVO 

Eine generelle gesetzliche Pflicht zur Aufzeichnung oder Tran‑
skription von Gesprächen besteht für Unternehmen nicht. 
Spezialisierte Aufzeichnungspflichten, etwa nach dem Wert‑
papierhandelsgesetz oder der Finanzvermittlungsverord‑
nung, beziehen sich ausdrücklich nicht auf die Transkription 
von Gesprächen.21 Vor diesem Hintergrund eignet sich Art. 6 
Abs. 1 lit. c) DS‑GVO in der Praxis nur selten als Rechtsgrund‑
lage für die Durchführung einer Gesprächstranskription.

Selbst wenn eine gesetzliche Aufzeichnungspflicht die 
Transkription von Gesprächen einschließt, beschränkt sich 
die Rechtsgrundlage strikt auf den gesetzlich vorgesehenen 
Zweck. Jegliche darüber hinausgehende Nutzung der Tran‑
skripte, beispielsweise zu Schulungs- oder Weiterbildungs‑
zwecken, fällt nicht unter die Befugnis der gesetzlichen Ver‑
pflichtung und bedarf einer gesonderten Rechtsgrundlage.22 

4.	� Berechtigtes Interesse nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) 
DS‑GVO

Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf Grundlage 
des berechtigten Interesses nach Art. 6 Abs.  1 lit. f) DS‑GVO 
bietet Unternehmen eine flexible Rechtsgrundlage und kann 
ins-besondere bei internen Besprechungen oder Schulungen 
relevant sein. Voraussetzung ist jedoch stets eine sorgfältige, 
nachvollziehbare und dokumentierte Interessenabwägung.

Als berechtigte Interessen i.S.d. Norm kommt insbeson‑
dere die Optimierung der internen Kommunikation sowie der 
Arbeits- und Geschäftsprozesse, die Sicherstellung der Ein‑
haltung gesetzlicher, regulatorischer und unternehmensin‑
terner Compliance- und Dokumentationsanforderungen, die 
Wahrung berechtigter Interessen des Unternehmens durch 
die Möglichkeit der Sachverhaltsaufklärung und Beweisfüh‑
rung in Konflikt- oder Streitfällen sowie die Durchführung 
und Unterstützung unternehmensinterner Schulungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen.23 

Zunächst muss im Rahmen des Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS‑GVO 
die Erforderlichkeit der Transkription für die Erreichung des 
verfolgten Zwecks geprüft werden.24 Die Verarbeitung darf 
nur erfolgen, wenn kein milderes, gleich wirksames Mittel 
zur Verfügung steht.25 Reicht beispielsweise die Anfertigung 
eines manuellen Protokolls aus, fehlt es an der erforderlichen 
Notwendigkeit der automatisierten Transkription. Ob eine 
manuelle Anfertigung des Protokolls tatsächlich gleich wirk‑
sam ist, bedarf einer Prüfung des Einzelfalls.26 

Im zweiten Schritt hat der Verantwortliche die Interessen 
des Unternehmens gegen die schutzwürdigen Interessen der 
Betroffenen abzuwägen.27 Dabei sind insbesondere Vertrau‑
lichkeit, potenzielle Nachteile durch die Aufzeichnung sowie 
Risiken einer Leistungs- oder Verhaltenskontrolle zu berück‑
sichtigen.28 Die Verarbeitung ist nur zulässig, wenn die be‑
rechtigten Interessen des Verantwortlichen die Interessen 
oder Grundrechte der Betroffenen überwiegen und deren 
Rechte nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt werden.29 

Abschließend muss die durchgeführte Interessenabwä‑
gung transparent dokumentiert werden, um die Entschei‑
dung im Streitfall nachvollziehbar zu begründen.30 Im Be‑
schäftigungskontext (etwa Personalgesprächen) stößt die 
Anwendung des berechtigten Interesses jedoch regelmäßig 
an Grenzen, da das bestehende Abhängigkeitsverhältnis das 
Gewicht der Schutzinteressen der Beschäftigten erhöht.31 

5.	� Betriebsvereinbarungen (Art. 88 DS‑GVO i. V. m. 
§ 26 BDSG)

Eine Betriebsvereinbarung nach Art.  88 DS‑GVO in Ver‑
bindung mit §  26 BDSG kann im Beschäftigtenkontext als 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten dienen.32 Voraussetzung ist, dass die Vereinbarung 
klar und verbindlich regelt, unter welchen Umständen das 
Aufzeichnen und Transkribieren von Gesprächen zulässig 
ist.33 Dabei muss die Betriebsvereinbarung die allgemeinen 
Grundsätze aus Art. 5 DS‑GVO, insbesondere den konkreten 
Zweck der Verarbeitung, die inhaltsmäßigen und zeitlichen 
Grenzen sowie die Rahmenbedingungen für den Einsatz der 
eingesetzten Systeme eindeutig bestimmen.34 

Darüber hinaus muss die Vereinbarung die vollständige 
Transparenz gegenüber den Beschäftigten gewährleisten.35 
Die Betroffenen müssen nachvollziehen können, in welchen 
Situationen und zu welchen Zwecken die Datenverarbeitung 
erfolgt.36 Zudem sind die Mitbestimmungsrechte des Be‑
triebsrats (Art.  87 Abs.  1 Nr.  6 BetrVG) zwingend zu berück-
sichtigen, um die Vereinbarung rechtskonform und kollektiv‑
rechtlich wirksam zu gestalten.37 

III.	�Datenschutzrechtliche Abhilfe-
maßnahmen

Die datenschutzrechtliche Zulässigkeit der Aufzeichnung und 
Transkription von Gesprächen erschöpft sich nicht in der Prü‑
fung der einschlägigen Erlaubnistatbestände der DS‑GVO. 
Vielmehr verlangt eine rechtmäßige Verarbeitung personen‑
bezogener Daten ein Bündel flankierender Abhilfemaßnah‑
men, die die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen 
effektiv sichern und die abstrakten Vorgaben der Verordnung 

21	 Moers, DSRITB 2024, 751 (758).

22	 Moers, DSRITB 2024, 751 (758).

23	 Loy, DSB 2026, 24 (24).

24	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 160.

25	 EuGH, Urt. v. 4.7.2023 – C-252/21, ECLI:EU:C:2023:537 Rn. 108; Schwart-mann/
Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, Art. 6 DS‑GVO 
Rn. 160

26	 Nach Loy, DSB 2026, 24 (25) ist bspw. bei internationalen Teams oder Mitarbei‑
tenden mit Hörbeeinträchtigung eine KI-Transkription die einzige barrierefreie 
Form eines Protokolls. 

27	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 164 ff.

28	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 165 ff.

29	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 144. 

30	 Moers, DSRITB 2024, 751 (759).

31	 Wünschelbaum/Sorber, NZA 2024, 1540 (1541); Loy, DSB 2026, 24 (25).

32	 Kühling/Buchner/Maschmann, 4. Aufl. 2024, Art.  88 DS‑GVO Rn. 25; Specht/
Mantz/Ströbel/Wybitul, HdB Datenschutzrecht, 2019, Teil B § 10 Rn. 83.

33	 Siehe zu den Anforderungen im Speziellen Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Ku‑
gelmann/Thüsing/Traut, 3. Aufl. 2024, Art. 88 DS‑GVO Rn. 24 ff.

34	 Kühling/Buchner/Maschmann, 4. Aufl. 2024, § 26 BDSG Rn. 68; Schwartmann/
Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Thüsing/Traut, 3. Aufl. 2024, Art. 88 DS‑GVO Rn. 52.

35	 BeckOK-Datenschutzrecht/Riesenhuber, 54. Ed. 2025, Art. 88 DS‑GVO Rn. 83 ff.; 
Paal/Pauly/Pauly, 4. Aufl. 2026, Art. 88 DS‑GVO Rn. 14. 

36	 Kühling/Buchner/Maschmann, 4. Aufl. 2024, §  26 BDSG Rn. 68; dazu Beck‑
schulze/Fackeldey, RDV 2013, 109 (115 f.); Wybitul, NZA 2017, 1488

37	 Kühling/Buchner/Maschmann, 4. Aufl. 2024, § 26 BDSG Rn. 65; siehe ferner zur 
Mitbestimmung bei technischen Einrichtungen zum Zweck der Verhaltens- 
oder Leistungsüberwachung Dzida/Granetzny, NZA 2020, 1201 (1205); Baade/
Hößl, DStR 2023, 1213 (1219); Lüneborg, GmbHR 2023, 765 (771); Badura/Brychcy, 
DB 2024, 799 (800). 
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in eine gelebte Verarbeitungspraxis überführen. Insbeson‑
dere bei der Nutzung moderner, häufig KI-gestützter Tran‑
skriptionssysteme kommt diesen Maßnahmen eine zentrale 
Bedeutung zu, da Umfang, Tiefe und Nachnutzbarkeit der er‑
hobenen Daten erheblich gesteigert werden.

Der nachfolgende Abschnitt beleuchtet daher die we‑
sentlichen datenschutzrechtlichen Abhilfemaßnahmen, die 
Unternehmen bei der Aufzeichnung und Transkription von 
Gesprächen implementieren müssen. Im Fokus stehen dabei 
zunächst die Erfüllung der Informationspflichten als Grund‑
lage transparenter Verarbeitungsvorgänge (1.), sodann die 
Wahrung der Interventionsrechte der betroffenen Personen 
(2.). Ergänzend werden Anforderungen an ein strukturiertes 
Löschkonzept (3.) sowie an geeignete technische und organi‑
satorische Maßnahmen dargestellt, die eine dauerhafte und 
nachvollziehbare Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vor‑
gaben sicherstellen sollen (4.). Auf diese Weise wird ein pra‑
xisorientierter Ordnungsrahmen aufgezeigt, der den rechtli‑
chen Anforderungen der DS‑GVO ebenso Rechnung trägt wie 
den berechtigten Interessen der Verantwortlichen.

1.	 Informationspflichten
Vor der Aufzeichnung und Transkription von Gesprächen müs‑
sen alle Teilnehmer umfassend gem. der Art. 13 und 14 DS‑GVO 
über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten infor‑
miert werden.38 Die Informationen müssen insbesondere den 
Zweck der Verarbeitung, den Umfang der Aufzeichnung und 
Transkription, die Speicherdauer, die möglichen Empfänger 
sowie die eingesetzten Systeme, etwa KI-gestützte Tran‑
skriptionssoftware, eindeutig darstellen.39 Die Bereitstellung 
der Information sollte idealerweise bereits mit der Einladung 
zum Meeting erfolgen. Ergänzend können Pop-ups oder kur‑
ze Ansagen die Aufmerksamkeit der Teilnehmer sicherstellen. 
Bei Telefonkonferenzen empfiehlt sich eine prägnante An‑
sage zu Beginn der Sitzung. Bei Videokonferenzen kann ein 
Hinweis innerhalb des Tools oder ein Link zu den detaillierten 
Datenschutzinformationen die Informationspflicht erfüllen.

2.	 Interventionsrechte
Betroffene Personen verfügen über verschiedene Rechte, um 
die Verarbeitung ihrer Daten zu kontrollieren und gegebenen‑
falls einzuschränken. Sie können ihre Einwilligung jederzeit 
widerrufen und damit die weitere Verarbeitung auf dieser 
Grundlage unterbinden, vgl. Art. 7 Abs. 3 S. 1 DS‑GVO. Zudem 
steht ihnen gem. Art. 21 Abs. 1 DS‑GVO das Recht zu, der Ver‑
arbeitung zu widersprechen, sofern diese auf einem berech‑
tigten Interesse beruht. Dar-über hinaus können sie jederzeit 
Auskunft über bestehende Aufzeichnungen und Transkripte 
verlangen, um die über sie gespeicherten Daten einzusehen.

Erklärt eine betroffene Person einen Widerruf oder Wi‑
derspruch, darf das Unternehmen die betreffenden Auf‑
zeichnungen oder Transkripte nicht weiter nutzen.40 Zu‑
gleich müssen die Daten unverzüglich gelöscht werden, um 
den Rechten der Betroffenen Rechnung zu tragen.41 Auf diese 
Weise gewährleistet die Verarbeitung jederzeit Transparenz 
und wahrt die Selbstbestimmung der Betroffenen.

Die verantwortlichen Stellen müssen daher sicherstellen, 
dass auch bei erfolgtem Widerruf bzw. Widerspruch eine 
Teilnahme an der transkribierten Konferenz möglich und eine 
Aufzeichnung des gesprochenen Worts ausgeschlossen ist.42 

3.	 Löschkonzept
Ein strukturiertes Löschkonzept bildet die Grundlage für die 
datenschutzkonforme Verarbeitung von Aufzeichnungen und 
Transkripten. Es muss klar festlegen, welche Speicherdauer 
für unterschiedliche Verarbeitungszwecke gilt und dabei so‑
wohl gesetzliche Vorgaben als auch betriebliche Erfordernis‑
se berücksichtigen. Automatisierte Löschprozesse empfehlen 
sich, um die Einhaltung der festgelegten Fristen zuverlässig 
sicherzustellen. Besondere Aufmerksamkeit verdient die 
Handhabung von Audioaufzeichnungen. Sie sollten nach der 
Fertigstellung des Transkripts gelöscht werden, sofern kein 
weiterer legitimer Verarbeitungszweck besteht. Durch ein 
derart strukturiertes Löschkonzept gewährleisten Unter‑
nehmen Transparenz und erfüllen zugleich ihre datenschutz‑
rechtlichen Pflichten gegenüber den betroffenen Personen.

4.	 Technische und organisatorische Maßnahmen
Unternehmen müssen die Verarbeitung von Aufzeichnungen 
und Transkripten durch geeignete technische und organisa‑
torische Maßnahmen i.S.d. Art. 25 und 32 DS‑GVO absichern. 
Die eingesetzten Systeme sind von Anfang an so zu gestal‑
ten, dass Datenschutzprinzipien bereits bei der Konzeption 
nach dem Grundsatz „Privacy-by-Design“ i.S.d. Art. 25 Abs. 1 
DS‑GVO berücksichtigt werden.43 Voreinstellungen der Sys‑
teme müssen datenschutzfreundlich ausgestaltet sein („Pri‑
vacy-by-Default“), sodass beispielsweise keine automatische 
Aufzeichnung erfolgt, bevor die erforderliche Einwilligung 
vorliegt, vgl. Art. 25 Abs. 2 DS‑GVO.

Zudem ist u.a. sicherzustellen, dass nur berechtigte Per‑
sonen Zugriff auf die Aufzeichnungen und Transkripte er‑
halten. Die Speicherung und Übertragung der Audio- und 
Textdateien muss verschlüsselt erfolgen, um unbefugten 
Zugriff zu verhindern.44 Schließlich gehört die regelmäßige 
Schulung der Beschäftigten im Umgang mit Aufzeichnungen 
und Transkripten zu den organisatorischen Pflichten, um eine 
datenschutzkonforme Verarbeitung in der Praxis zuverlässig 
zu gewährleisten.

IV. Drittlandsübermittlungen 
Viele cloudbasierte Konferenzsysteme speichern Daten auf 
Servern außerhalb der Europäischen Union. In diesen Fällen 
müssen Unternehmen besondere Maßnahmen ergreifen, 
um die Anforderungen der DS‑GVO zu erfüllen. Zunächst 
ist sicherzustellen, dass mit den Anbietern entsprechende 

38	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 6 DS‑GVO Rn. 32.

39	 Siehe dazu ausf. Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/
Klein, 3. Aufl. 2024, Art. 6 DS‑GVO Rn. 33 ff.; Paal/Pauly/Hennemann, 4. Aufl. 
2026, Art. 13 DS‑GVO Rn. 31a.

40	Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Schwartmann/Klein, 3. Aufl. 2024, 
Art. 7 DS‑GVO Rn. 40; Kühling/Buchner/Buchner/Kühling, 4. Aufl. 2024, Art. 7 
Rn. 36. 

41	 Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Atzert, 3. Aufl. 2024, Art.  21 
DS‑GVO Rn. 69; Kühling/Buchner/Buchner/Kühling, 4. Aufl. 2024, Art. 7 Rn. 37.

42	 Sofern dies technisch nicht ausgeschlossen werden kann, sind die transkribier‑
ten Passagen der betroffenen Personen im Nachhinein umgehend zu streichen 
oder anonymisieren Loy, DSB 2026, 24 (27).

43	 Siehe allgemein dazu Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Keber/Kep‑
peler, 3. Aufl. 2024, Art. 25 DS‑GVO Rn. 28 ff.

44	Loy, DSB 2026, 24 (25).
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Auftragsverarbeitungsverträge nach Art. 28 DS‑GVO abge‑
schlossen werden. Darüber hinaus müssen geeignete Ga‑
rantien für den Schutz der Daten im Drittland implementiert 
werden, beispielsweise durch die Verwendung von Stan‑
dardvertragsklauseln oder vergleichbaren vertraglichen Si‑
cherungen.

Ergänzend ist eine Prüfung der tatsächlichen Schutzmaß‑
nahmen im Drittland erforderlich, um sicherzustellen, dass 
das Datenschutzniveau den europäischen Anforderungen 
entspricht und die Rechte der Betroffenen wirksam gewahrt 
bleiben. Nur durch diese Kombination aus vertraglichen Ver‑
einbarungen und praktischer Kontrolle lässt sich die recht‑
liche Sicherheit bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten außerhalb der EU gewährleisten.

V.	Einsatz von KI-Systemen
Setzen Unternehmen KI-Systeme zur Transkription von Ge‑
sprächen ein, sind neben den Vor-gaben der DS‑GVO auch 
die Anforderungen der KI-VO zu beachten. Reine Transkrip‑
tionssysteme, die lediglich Sprache in Text umwandeln, fallen 
i.d.R. nicht unter Hochrisiko-KI. Systeme, die jedoch zusätz‑
lich Emotionen, Stimmungen oder personenbezogene Merk‑
male analysieren, können nach Art. 5 KI-VO untersagt sein.45 

Je nach Einsatzkontext kann ein Transkriptionssystem als 
Hochrisiko-KI eingestuft werden. In diesem Fall erhöhen sich 
die Anforderungen an Risikobewertung, Dokumentation, 
Transparenz gegenüber den betroffenen Personen sowie die 
menschliche Aufsicht.46 Unternehmen müssen sicherstellen, 
dass Betroffene über Art. Umfang und Zweck der automati‑
sierten Verarbeitung informiert werden und gegebenenfalls 
Art.  22 DS‑GVO beachtet wird, soweit automatisierte Ent‑
scheidungen mit rechtlicher Wirkung oder ähnlich erhebli‑
cher Auswirkung getroffen werden könnten.

Zudem ist die konkrete Systemarchitektur entscheidend. 
Die Verarbeitung darf nicht dazu führen, dass personenbe‑
zogene Daten unkontrolliert aggregiert oder für Profiling ge‑
nutzt werden, das über die reine Transkription hinausgeht. 
Technische und organisatorische Maßnahmen wie „Priva‑
cy-by-Design“ und „Privacy-by-Default“, Zugriffsbeschrän‑
kungen und Verschlüsselung bleiben auch bei KI-Systemen 
unverzichtbar, um die datenschutzkonforme Verarbeitung 
sicherzustellen.47 

Zusammenfassend gilt: Unternehmen müssen den Ein‑
satz von KI-Systemen sorgfältig planen, dokumentieren und 
überwachen, um sowohl die Vorgaben der DS‑GVO als auch 
die spezifischen Anforderungen der KI-VO zu erfüllen. Reine 
Transkriptionsaufgaben können datenschutzrechtlich weit‑
gehend unproblematisch sein, sobald jedoch weitergehen‑
de Analysen oder Klassifikationen erfolgen, ist eine vertiefte 
Prüfung und Risikoabschätzung zwingend.

VI. Strafbarkeit nach § 201 StGB
§  201 StGB stellt die unbefugte Aufnahme des nichtöffent‑
lich gesprochenen Wortes unter Strafe. Da die meisten Tran‑
skriptionstools das Audiosignal zwischenspeichern, liegt 
technisch regelmäßig eine Aufnahme vor.48 Ohne die Einwil‑
ligung aller Beteiligten erfüllt die Handlung den Tatbestand 
der Strafbarkeit.

1.	 „Unbefugt“
Der Begriff „unbefugt“ bezeichnet das Fehlen einer rechtfer‑
tigenden Befugnis.49 Eine Befugnis kann sich aus der Einwil‑
ligung der Beteiligten, aus einer gesetzlichen Erlaubnisnorm 
oder aus sonstigen Rechtfertigungsgründen ergeben.50 Im 
Kontext von Transkriptionen stellt die Einwilligung der Ge‑
sprächsteilnehmer die praktisch wichtigste Rechtfertigungs‑
grundlage dar.

2.	 Verhältnis zur DS‑GVO
Eine datenschutzrechtlich wirksame Einwilligung nach Art. 6 
Abs. 1 lit. a) DS‑GVO muss freiwillig, informiert und jederzeit 
widerruflich erfolgen. Liegt eine solche Einwilligung (bzw. ein 
tatbestandsausschließendes Einverständnis) vor, ist die Verar‑
beitung personenbezogener Daten rechtmäßig und zugleich 
entfällt die Strafbarkeit nach §  201 StGB, da die Aufnahme 
dann nicht „unbefugt“ erfolgt.51 Im Gegensatz dazu genügt 
eine bloß konkludente Zustimmung, etwa das Weiterreden 
nach Hinweis auf eine Aufzeichnung, für strafrechtliche Zwe‑
cke zwar als Befugnis,52 erfüllt jedoch datenschutzrechtlich 
nicht die Anforderungen an eine wirksame Einwilligung. Das 
bedeutet, dass strafrechtlich eine stillschweigende Zustim‑
mung ausreichend sein kann, während das Datenschutzrecht 
eine ausdrückliche, dokumentierte Einwilligung verlangt.53 

3.	 Konsequenzen und Bewertungen für die Praxis
Das Verhältnis von Strafrecht und Datenschutzrecht ist bei 
der rechtlichen Würdigung von Aufzeichnungen und deren 
Transkriptionen im Wege einer parallelen Normenanwen‑
dung zu bestimmen. Maßgeblich ist dabei, dass beide Re‑
gelungssysteme eigenständige Schutzrichtungen verfolgen 
und jeweils selbstständig zu prüfen sind.

Liegt eine wirksame Einwilligung vor, die sowohl den An‑
forderungen der DS‑GVO als auch den strafrechtlichen Vor‑
gaben entspricht, ist die Anfertigung der Aufnahme recht‑
lich unbedenklich und sowohl datenschutzrechtlich als auch 
strafrechtlich zulässig.

Genügt die Einwilligung hingegen lediglich den straf‑
rechtlichen Anforderungen, ohne die Voraussetzungen einer 
wirksamen datenschutzrechtlichen Einwilligung zu erfüllen, 
entfällt zwar eine Strafbarkeit. Die Datenverarbeitung bleibt 
jedoch datenschutzrechtlich rechtswidrig, sodass ein Verstoß 
gegen die einschlägigen Bestimmungen der DS‑GVO vorliegt.

45	 Martini/Wendehorst/Wendehorst, 2. Aufl. 2026, Art. 5 KI-VO Rn. 153 ff. 

46	Die erhöhten Anforderungen nach der KI-VO bestimmen sich nach den Art. 8 
ff. KI-VO. 

47	 Schäfer, ZD 2025, 12 (15); Baumgartner/Brunnbauer/Cross, MMR 2023, 543 (547).

48	Hoeren/Sieber/Holznagel/Haag, MMR-HdB, 62. EL 2024, Teil 29 Rn. 23; Klaas/
Momsen/Wybitul/Lamsfuß, Datenschutzsanktionenrecht, 2023, 4. Teil § 10 Rn. 
17 setzt eine „dauerhafte“ (Zwischen-)Speicherung voraus, so auch Matt/Ren‑
zikowski/Wietz/Zlobinski, 2. Aufl. 2020, § 201 StGB Rn. 4. 

49	 Fischer-Fischer, 72. Aufl. 2025, § 201 StGB Rn. 9; Klaas/Momsen/Wybitul/Lams‑
fuß, Datenschutzsanktionenrecht, 2023, 4. Teil § 10 Rn. 40.

50	 Klaas/Momsen/Wybitul/Lamsfuß, Datenschutzsanktionenrecht, 2023, 4. Teil 
§ 10 Rn. 41 ff.

51	 Im Falle eines tatbestandsausschließenden Einverständnisses ist bereits der 
Tatbestand nicht erfüllt Klaas/Momsen/Wybitul/Lamsfuß, Datenschutzsank‑
tionenrecht, 2023, 4. Teil § 10 Rn. 41.

52	 Siehe zur konkludenten und mutmaßlichen Einwilligung Fischer/Fischer, 72. 
Aufl. 2025, § 201 StGB Rn. 10; BeckOK-StGB/Heuchemer, 50. Ed. 2021, § 201 StGB 
Rn. 6.

53	 Kindhäuser/Hilgendorf/Kindhäuser/Hilgendorf, 10. Aufl. 2025, § 201 StGB Rn. 22.
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VII.	 Fazit
Die automatisierte Aufzeichnung und Transkription von 
Gesprächen bewegt sich im Spannungsfeld von Daten‑
schutz- und Strafrecht und erfordert daher eine sorgfäl‑
tige Planung sowie konsequente Umsetzung. Die Einho‑
lung einer wirksamen Einwilligung der Beteiligten bleibt 
die verlässlichste Rechtsgrundlage, da sie sowohl daten‑
schutzrechtlich nach Art. 6 Abs.  1 lit. a) DS‑GVO als auch 
strafrechtlich Sicherheit bietet. Diese umfassende Sicher‑
heit kann Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS‑GVO derzeit nicht leisten. 

Nichtsdestoweniger sind alternative Rechtsgrundla‑
gen, etwa die Vertragserfüllung, gesetzliche Verpflich‑
tungen oder das berechtigte Interesse – je nach den Um‑
ständen des Einzelfalls – dazu geeignet die Verarbeitung 
datenschutzrechtlich zu legitimieren. Insbesondere im 
Beschäftigtenkontext können diese Rechtsgrundlagen 
an ihre Grenzen stoßen. 

Für diesen Fall empfiehlt sich der Abschluss von Be‑
triebsvereinbarungen, die transparent Informationspflich‑
ten, Interventionsrechte der Betroffenen, ein strukturier‑
tes Löschkonzept sowie technische und organisatorische 
Maßnahmen verbindlich regeln. Dazu zählen Zugriffskon‑
trollen, Verschlüsselung ebenso wie besondere Regelun‑
gen bei cloudbasierten Systemen oder dem Einsatz KI-ge‑
stützter Transkriptionssoftware.

Insbesondere im Beschäftigtenkontext müssen Unter‑
nehmen ergänzende Maßnahmen ergreifen, die trans‑
parente Informationspflichten, Interventionsrechte der 

Betroffenen sowie ein strukturiertes Löschkonzept um‑
fassen. Technische und organisatorische Maßnahmen, 
einschließlich Zugriffskontrollen, Verschlüsselung, „Pri‑
vacy-by-Design“ und „Privacy-by-Default“, sind ebenso 
unverzichtbar wie besondere Regelungen beim Einsatz 
cloudbasierter Systeme oder KI-gestützter Transkrip‑
tionssoftware.

Die praktische Umsetzung zeigt, dass eine recht‑
lich einwandfreie und zugleich datenschutzkonforme 
Gesprächstranskription nur durch die integrative Ver‑
bindung organisatorischer, technischer und rechtlicher 
Maßnahmen gelingt. Unternehmen dürfen sich nicht auf 
den reinen technischen Komfort der Systeme verlassen. 
Vielmehr muss jede Verarbeitung auf die Zweckbindung, 
Transparenz und die Rechte der Betroffenen ausgerichtet 
sein. Nur so lassen sich die Risiken der Rechtsverletzung 
minimieren und Rechtssicherheit in einem zunehmend 
digitalisierten Kommunikationsumfeld gewährleisten.

Dr. Clemens Loke
ist Rechtsreferendar am Landgericht 
Bonn und Referent für Datenschutz 
und Datensicherheit bei der Gesell‑
schaft für Datenschutz und Datensi‑
cherheit (GDD) e.V. 
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Andreas Jaspers

Die Reforminitiativen der Europäischen 
Kommission im Rahmen des 
„Digital-Omnibus“ – praxisgerechtes 
Datenschutz– und KI-Recht?
Überblick über die geplanten Änderungen
Die Europäische Kommission beabsichtigt im Rahmen einer sogenannten „Digital-Omnibus-Verordnung“ sowie einer „Digital-
Omnibus-Verordnung zur KI“ eine Reform verschiedener EU-Regelwerke, insbesondere der DS‑GVO, der KI-VO und EU-
Datenverordnung. Die Entwürfe wurden am 19.11.2025 veröffentlicht und befinden sich derzeit in der Phase der öffentlichen 
Konsultation sowie der Stellungnahme von Fachgremien und Mitgliedstaaten. 

Ziel der Reformen ist es, eine kohärente Umsetzung der bestehenden Vorschriften zu fördern, die Zahl der Rechtsvorschriften 
zu verringern und damit insbesondere die administrative Belastung für Unternehmen, Bürger und Forschungseinrichtungen zu 
reduzieren. Gleichzeitig sollen Klarstellungen hinsichtlich der Anwendungsbereiche, Ausnahmetatbestände und technischen An‑
forderungen erfolgen, um Rechtssicherheit sowohl für Verantwortliche als auch für betroffene Personen zu erhöhen.

I.	� Reform der Grundverordnung 
(EU 2016/679)

Im Einzelnen sind für die DS‑GVO folgende Anpassungen vor‑
gesehen (COM (2025) 827 final):

1.	� Neufassung des Begriffs „personenbezogene 
Daten“ (Art. 4 Nr. 1 DS‑GVO)

Die Definition soll dahingehend abgeändert werden, dass 
Informationen nicht als personenbezogen gelten, wenn der 
Verantwortliche die betroffene Person mit den ihm vernünf‑
tigerweise zur Verfügung stehenden Mitteln nicht identi‑
fizieren kann – unabhängig davon, ob eine andere Stelle 
theoretisch zur Identifizierung in der Lage wäre. So soll die 
DS‑GVO keine Anwendung mehr finden, wenn ein Empfänger 
pseudonymisierter Daten die bei der Pseudonymisierung ge‑
bildeten Identifier nicht zugänglich gemacht werden.1 

2.	� Anpassung des Grundsatzes der Zweckbindung 
(Art. 5 Abs. 1 lit. b) DS‑GVO)

Die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten zu sta‑
tistischen oder wissenschaftlichen Zwecken soll künftig er‑
leichtert werden, indem diese Weiterverarbeitung als ein be‑
rechtigtes Interesse im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS‑GVO 
gelten soll. Bestimmte Anschlussverarbeitungen sollen zu‑
dem als mit dem ursprünglichen Zweck vereinbar gelten, 
ohne dass es einer umfassenden Zweckänderungsprüfung 
nach Art. 6 Abs. 4 DS‑GVO bedarf.

3.	� Reform der Rechtsgrundlage für KI-Training 
(Art. 88c DS‑GVO-E)

Mit Art. 88c DS‑GVO-E ist eine ausdrückliche (klarstellende) 
Regelung geplant, nach der die Verarbeitung personenbezo‑
gener Daten für Entwicklung, Training, Test und Validierung 
von KI-Systemen grundsätzlich auf ein berechtigtes Inter‑
esse (Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS‑GVO) gestützt werden kann. Vo‑

1	 Gebehenne/Siebler/Hennemann, Der Digital Omnibus – Grundstruktur, Ein‑
ordnung und Rahmenbedingungen der Vorschläge der EUKommission für 
eine Vereinfachung im Datenrecht, EuDIR 2026, 11.

2	 Gebehenne/Siebler/Hennemann, EuDIR 2026, 11, 13.

raussetzung bleibt eine Interessenabwägung zugunsten des 
Verantwortlichen sowie die Einhaltung besonderer Transpa‑
renz-, Datenminimierungs- und Schutzanforderungen. Uni‑
ons- oder nationale Vorschriften können jedoch gem. Art. 88c 
DS‑GVO-E eine ausdrückliche Einwilligung vorschreiben.

Zudem sieht der Entwurf einen neuen Ausnahmetatbe‑
stand für besondere Kategorien personenbezogener Daten 
vor (Art. 9 Abs. 2 lit. k) DS‑GVO-E), der unter engen Voraus‑
setzungen die Verarbeitung solcher Daten für Betrieb und 
Entwicklung von KI-Systemen erlaubt.2 Dabei sollen sensible 
Daten in KI-Datensätzen möglichst vermieden, nachträglich 
entfernt oder zumindest technisch und organisatorisch wirk‑
sam gegen unbefugte Nutzung und Weitergabe abgesichert 
werden.

4.	� Neuregelungen zu besonderen Kategorien per‑
sonenbezogener Daten (Art. 9 DS‑GVO)

Nach dem Entwurf soll Verarbeitung personenbezogener Da‑
ten zu wissenschaftlichen Forschungszwecken, indem diese 
Weiterverarbeitung als überwiegendes berechtigtes Interes‑
se gilt und stets mit dem ursprünglichen Zweck vereinbar ist 
(Art. 5 Abs. 1 lit. b) DS‑GVO-E). Art. 4 Nr. 38 DS‑GVO-E definiert 
„wissenschaftliche Forschung“ weit, einschließlich Forschung 
mit kommerziellem Bezug, solange sie zum Wissenserwerb 
und gesellschaftlichen Nutzen beiträgt. Informationspflich‑
ten nach Art.  13 DS‑GVO-E entfallen, wenn deren Erfüllung 
unmöglich, unverhältnismäßig oder für die Forschung hin‑
derlich wäre (Art.  13 Abs.  5 DS‑GVO-E). Die Einhaltung von 
Schutzmaßnahmen nach Art.  89 DS‑GVO-E bleibt Pflicht, 
Abweichungen von zentralen Rechten betroffener Personen 
bleiben über nationale Öffnungsklauseln möglich.
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5.	� Anpassungen bei den Betroffenenrechten 
(Art. 12 ff. DS‑GVO)

Die Regelungen zu Auskunfts- und Informationspflichten 
werden weiter differenziert ausgestaltet:

	▪ Auskünfte und Maßnahmen bleiben grundsätzlich un‑
entgeltlich. Bei offensichtlich unbegründeten, exzessiven 
oder missbräuchlichen Anträgen kann der Verantwort‑
liche jedoch eine angemessene Gebühr verlangen oder 
die Bearbeitung ablehnen, sofern er die entsprechenden 
Voraussetzungen nachweist (Art. 12 Abs. 5 DS‑GVO-E). Es 
genügt, wenn der Verantwortliche plausible Gründe für 
die Annahme eines exzessiven Antrags darlegt.

	▪ Informationspflichten bei Datenerhebung sollen in be‑
stimmten Konstellationen eingeschränkt werden kön‑
nen, etwa wenn Daten in klar begrenztem Umfang 
erhoben werden und davon auszugehen ist, dass der 
betroffenen Person die wesentlichen Informationen 
bereits bekannt sind. 

6.	� Änderungen bei der Meldung von Datenschutz‑
verletzungen (Art. 33 DS‑GVO)

Die Meldepflicht gegenüber der Aufsichtsbehörde soll künf‑
tig nur noch bei Datenschutzverletzungen bestehen, die vor‑
aussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten na‑
türlicher Personen begründen. Zudem ist eine Verlängerung 
der Meldefrist von bislang 72 auf 96 Stunden vorgesehen. 
Meldungen nach Art. 55 DS‑GVO sollen zukünftig über eine 
zentrale europäische Stelle – die Agentur der Europäischen 
Union für Cybersicherheit (ENISA) – erfolgen.

7.	� Reform der Cookie-Banner-Regulierung; auto‑
matisierte Einwilligungsverwaltung im Browser 
(Art. 88a, 88b DS‑GVO-E)

Die Kommission beabsichtigt, nicht erforderliche Cookie-
Banner zu reduzieren. Die bislang in Art.  5 Abs.  3 Richtlinie 
2002/58/EG geregelten und in Deutschland durch § 25 TDDDG 
umgesetzten Vorgaben zu Cookie-Bannern sollen in die Da‑
tenschutz-Grundverordnung überführt werden. Dabei wer‑
den neue Ausnahmen vom Einwilligungserfordernis, etwa für 
Sicherheitszwecke und eigene Reichweitenmessungen, ge‑
schaffen sowie nutzerfreundlichere Ablehnungsmechanismen 
vorgesehen.3 Ferner soll ein browserbasiertes, automatisier‑
tes Einwilligungsmodell geschaffen werden, bei dem Nutzer 
ihre Präferenzen einmalig im Webbrowser festlegen können 
sollen; diese Entscheidung soll sodann webseitenübergreifend 
automatisch umgesetzt werden. Anbieter von Webbrowsern 
(mit Ausnahme von KMU) werden dabei zur Bereitstellung 
entsprechender technischer Funktionen verpflichtet.

II.	� Reform der KI-Verordnung (EU 
2024/1689)

Die vorgesehenen Anpassungen der KI-Verordnung betref‑
fen insbesondere Arbeitgeber und Betreiber von KI-Syste‑
men (COM (2025) 836 final). Im Überblick ergeben sich folgen‑
de zentrale Punkte:

1.	 KI-Kompetenzen (Art. 4 KI-VO)
Die bislang unmittelbar geltende Verpflichtung aus Art.  4 
KI-VO, wonach Arbeitgeber unabhängig von der Risikoklassi‑

3	 Gebehenne/Siebler/Hennemann, EuDIR 2026, 11 f.

4	 Gebehenne/Siebler/Hennemann, EuDIR 2026, 11, 16.

5	 Gebehenne/Siebler/Hennemann, EuDIR 2026, 11, 16.

fizierung Schulungen zu KI bereitzustellen hatten, wird ab‑
geschwächt. Künftig sollen primär die Europäische Kommis‑
sion und die Mitgliedstaaten Maßnahmen zur Förderung von 
KI-Kompetenzen ergreifen. Betreiber sollen lediglich „ermu‑
tigt“ werden, ein angemessenes Qualifikationsniveau ihrer 
Beschäftigten sicherzustellen.4 Für Betreiber von Hochrisiko-
KI-Systemen bleibt jedoch die Pflicht bestehen, im Rahmen 
der menschlichen Aufsicht sicherzustellen, dass die zustän‑
digen Personen über die erforderlichen Kenntnisse verfügen 
(Art. 26 KI-VO). 

2.	 Fristverlängerungen für Hochrisiko-KI
Die Anwendbarkeit der Hochrisiko-Vorgaben wird zeitlich 
an die Bereitstellung unterstützender Maßnahmen – etwa 
technischer Standards und Leitlinien – geknüpft. Unter‑
nehmen sollen die Anforderungen aus Kapitel III erst dann 
erfüllen müssen, wenn entsprechende Orientierungshilfen 
vorliegen. Unabhängig davon sollen die Regelungen zu be‑
stimmten Hochrisiko-KI-Systemen gemäß Art. 6 Abs. 2 i.V.m. 
Anhang III spätestens ab dem 2.12.2027 gelten.

3.	� Verarbeitung sensibler Daten zur Bias-Kontrolle 
(Art. 4a KI-VO-E)

Anbieter und Betreiber sämtlicher KI-Systeme erhalten die 
Möglichkeit, besondere Kategorien sensibler personenbezo‑
gener Daten zur Erkennung und Korrektur von Verzerrungen 
(Bias) zu verarbeiten. Dies ist bisher auf Grundlage des Art. 10 
Abs. 5 KI-VO, welcher gestrichen werden soll, unter ein wenig 
eingeschränkteren Voraussetzungen möglich.

4.	 Registrierungspflicht
Stuft ein Anbieter ein in Anhang III der KI-VO genanntes KI-
System trotz grundsätzlicher Erfassung aufgrund der kon‑
kreten Verwendungsart als nicht hochriskant ein, muss er 
diese Bewertung vor Inbetriebnahme dokumentieren. Wäh‑
rend diese Dokumentationspflicht erhalten bleibt, soll die 
Eintragung in die EU-Datenbank zukünftig entfallen.5 

5.	 Neue Zuständigkeiten des „AI Office“
Beruht ein KI-System auf einem General-Purpose-AI-Modell 
(GPAI) und stammen sowohl Modell als auch System vom 
selben Anbieter (mit Ausnahme produktbezogener KI nach 
Anhang I), ist künftig ausschließlich das sogenannte „AI Of‑
fice“ zuständig, anstelle der nationalen Aufsichtsbehörden. 
Dies gilt ebenso für KI-Systeme, die sehr große Online-Platt‑
formen oder Suchmaschinen darstellen oder in solche inte‑
griert sind.

6.	 Erleichterungen für kleine Mid-Caps (SMCs)
Bereits bestehende Privilegierungen für kleine und mittle‑
re Unternehmen – etwa im Hinblick auf Dokumentations‑
pflichten, Qualitätsmanagement, Zugang zu regulatorischen 
Sandboxes oder die Bemessung von Sanktionen – werden 
auf kleine Mid-Cap-Unternehmen (250–499 Beschäftigte, 
50–100 Mio. Euro Jahresumsatz) ausgeweitet.
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III.	�Reform der EU-Datenverordnung 
(Data Act) (EU 2023/2854)

In den bestehenden Data Act (DA) sollen zentrale EU-Daten‑
rechtsakte –DGA, Datenverkehrs-VO und PSI-RL – integriert 
werden, um Redundanzen zu reduzieren und die Regulierung 
übersichtlicher zu gestalten, wobei der der Kernbestand des 
Data Act nur punktuell abgeändert wird:6 

	▪ Die Datenzugangsregelungen nach Art.  4 und 5 DA 
werden präzisiert, insbesondere mit Blick auf den 
Schutz von Geschäftsgeheimnissen und den drohen‑
den Datenabfluss in Drittländer. 

	▪ Die Pflichten zur Bereitstellung von Unternehmensdaten 
an öffentliche Stellenwerden auf Fälle eines „öffentlichen 
Notstands“ beschränkt, während bisherige Zugriffsrech‑
te bei „außergewöhnlicher Notwendigkeit“ entfallen. 

	▪ Cloudverträge werden durch Ausnahmen bei Anbieter‑
wechsel und Interoperabilität für SMEs, SMCs und spe‑
zialisierte Dienste flexibilisiert, zudem werden Wech‑
selentgelte schrittweise abgeschafft. 

	▪ Die Vorgaben zu Smart Contracts werden ersatzlos 
gestrichen, um rechtliche Unsicherheiten und Innova‑
tionshemmnisse zu beseitigen. 

	▪ Datenvermittlungsdienste und datenaltruistische Or‑
ganisationen unterliegen künftig weniger strikten 
Pflichten. Transparenz- und Meldepflichten werden 
reduziert und funktionale Trennung ersetzt die bisher 
vorgeschriebene organisatorische Trennung. 

	▪ Der Europäische Dateninnovationsrat (EDIB) wird in‑
haltlich gestrafft und in ein neues Kapitel überführt, 
um Effizienz und Handlungsfähigkeit zu erhöhen. 

	▪ Schließlich regelt der DA-E künftig auch Datenlokalisie‑
rungspflichten, während die Datenverkehrs-VO aufge‑
hoben wird.

IV.	Erste Bewertung 
1.	� Innovationsfreundliche Weiterentwicklung des 

europäischen Digitalrechts
Die Initiative der Europäischen Kommission, den europäi‑
schen Rechtsrahmen im Bereich der Digitalisierung im 
Wege eines „Digital-Omnibus“ weiterzuentwickeln und 
praktikabler auszugestalten ist zu begrüßen. Die angekün‑
digten Reformen der Datenschutz-Grundverordnung und 
der KI-Verordnung setzen grundsätzlich wichtige Impul‑
se für mehr Rechtssicherheit, effizientere Verfahren und 
eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen 
Standorts.

Entscheidend, dass Vereinfachungen nicht zu struktu‑
rellen Inkohärenzen im Normgefüge führen. Datenschutz‑
recht und KI-Regulierung müssen innovationsfreundlich, 
technologieneutral und zugleich konsistent ausgestaltet 
sein. Unternehmen benötigen belastbare und gerichtsfeste 
Rahmenbedingungen, die Investitionen in datengetriebene 
Geschäftsmodelle ermöglichen und zugleich langfristige Pla‑
nungssicherheit gewährleisten.

6	 Gebehenne/Siebler/Hennemann, EuDIR 2026, 17 f.

7	 EuGH vom 4.9.2025 – C413/23, RDV 2026, S. 39 ff. 

8	 Siehe auch GDD-Pressemitteilung vom 17.11.2025 zur 49. DAFTA: EU-Digitalge‑
setzgebung: „Omnibus“ im Turbogang, abrufbar unter: https://www.gdd.de/
veranstaltungen/49-dafta-eu-digitalgesetzgebung-omnibus-im-turbogang/.

2.	 Praxistaugliche Anpassungen der DS‑GVO 
a)	 Definition personenbezogener Daten

Im Bereich der DS‑GVO können präzisierende Klarstellungen 
– etwa zur Bestimmung personenbezogener Daten – zur 
Rechtssicherheit beitragen. Dem Vorschlag der EU-Kommis‑
sion zufolge ist die Identifizierbarkeit natürliche Personen 
nicht generell sondern nur relativ zu verstehen. Allein die 
Identifizierbarkeit einer betroffenen Person durch einen Drit‑
ten führt daher nicht automatisch zu einem Personenbezug. 
Die DS‑GVO ist damit für den Empfänger pseudonymisierter 
Daten nicht mehr öffnet, sofern dieser gerade nicht die Iden‑
tifier erhält. Ein Personenbezug liegt nur noch dann vor, wenn 
der Datenempfänger die Informationen unter Berücksichti‑
gung der ihr „vernünftigerweise“ zur Verfügung stehenden 
Mittel infizieren kann. Die Vorschläge der Kommission orien‑
tieren sich dabei an der Entscheidung des EuGH7 zur Weiter‑
gabe pseudonymisierter Daten von trotz der Vergangenheit 
teil zweiten Auslegung des Begriffs Personendaten pseudo‑
nymisierte Daten, wonach diese nicht für jeden Empfänger 
als personenbezogene Daten anzusehen sind. 

Die EU-Kommission hat sich vorbehalten, in einem neuen 
Art.  41a DS‑GVO Durchführungsakte zur Festlegung von Mit‑
tel und Kriterien für die „vernünftigerweise zu erwartenden 
Mittel zur Identifizierung festzulegen. Nach den Erfahrungen 
bei der Erarbeitung der DS‑GVO dürfte jedoch zu bezweifeln 
sein, ob EU-Parlament und Rat der Kommission so weitgehen‑
de Befugnisse zur Anwendung der DS‑GVO einräumt.

Eine realistische Betrachtung der Identifizierbarkeit aus 
Sicht des jeweils Verantwortlichen jedoch verhindert damit 
jedenfalls übermäßige Ausdehnungen des Anwendungsbe‑
reichs und schafft praktikable Abgrenzungen für Unterneh‑
men. Ebenso sind Erleichterungen bei formalen Anforderungen 
und Dokumentationspflichten geeignet, Ressourcen stärker 
auf substanzielle Datenschutzmaßnahmen zu konzentrieren. 

b)	 Betroffenenrechte

aa)	 Auskunftsanspruch

Hinsichtlich der Betroffenenrechte ist eine klarere Hand‑
habung offensichtlich unbegründetes oder exzessives Aus‑
kunftsersuchen sinnvoll.8 Unternehmen sehen sich in der 
Praxis mit strategischen oder missbräuchlichen Anfragen kon‑
frontiert, die erhebliche personelle und finanzielle Ressourcen 
binden. Eine rechtssichere Möglichkeit, in solchen Fällen an‑
gemessene Gebühren zu erheben oder Anträge abzulehnen, 
stärkt die Verhältnismäßigkeit und schützt vor Fehlanreizen. 

Gleichzeitig sollte das Auskunftsrecht vor dem Hinter‑
grund des Art.  8 EU-Grundrechtecharta als wesentliches 
Transparenzinstrument unangetastet bleibt. Deshalb sieht 
der Entwurf der EU-Kommission die Beweislast für das Vor‑
liegen eines offenkundig unbegründeten oder exzessiven 
Antrags beim Verantwortlichen. Jedoch genügen für die An‑
nahme eines exzessiven Charakters die Darlegung berechtig‑
ter Gründe. Damit soll das Ziel erreicht werden, ein ausgewo‑
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genes Verhältnis zwischen effektiver Rechtswahrnehmung 
und praktikabler Unternehmensrealität nachzuschärfen.

In der Rechtspraxis macht der Anspruch auf eine „Kopie 
der personenbezogenen Daten“ in Art. 15 Abs. 3 S. 1 DS‑GVO 
große Schwierigkeiten. Nach Entscheidung des EuGH Es ist in 
der Rechtspraxis nur schwer nachvollziehbar, wo der Unter‑
schied in den vom Antragsteller erbetenen Auskünften liegen 
soll. Gerade der Begriff der „Kopie“ nach Art.  15 DS‑GVO ist 
aufgrund einer fehlenden Legaldefinition oder mangels Kon‑
kretisierungen in den Erwägungsgründen (ErwG) der DS‑GVO 
mit immenser Rechtsunsicherheit verbunden, da Verant‑
wortliche derzeit nicht wissen, wie sie einem Antrag auf eine 
Kopie personenbezogener Daten entsprechen sollen. Hier 
besteht konkretisierender Regelungsbedarf. 

bb)	 Informationspflichten

Die Informationspflichten gemäß Art. 13 DS‑GVO haben zum 
Teil einen stark bürokratischen Charakter. Deshalb sieht der 
Entwurf der EU-Kommission in Art. 13 Abs. 4 eine Ausnahme 
von den Informationspflichten in Fällen vor, in denen die Da‑
ten im Rahmen einer klaren und begrenzten Beziehung zwi‑
schen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen er‑
hoben werden und der Verantwortliche keine datenintensive 
Tätigkeit ausübt. Damit sollen – so die Entwurfsbegründung 
– vor allem kleine Betriebe und Vereine entlastet werden.

Eine nachvollziehbare Rückausnahme bildet Übermittlung 
von Daten an weitere Empfänger, in ein Drittland oder im Fall 
einer automatisierten Einzelentscheidung Art.  22 DS‑GVO, 
da in diesen Fällen die Information Entscheidungsgrundlage 
Datenweitergabe an den verantwortlichen sein kann. 

Eine stärkere Harmonisierung innerhalb der Europäischen 
Union ist grundsätzlich positiv zu bewerten. Unterschiedliche 
nationale Sonderregelungen führen in grenzüberschreitend 
tätigen Unternehmen zu erheblichem Abstimmungsaufwand 
und Rechtsunsicherheit. Eine kohärentere Ausgestaltung 
kann Compliance-Prozesse vereinfachen und gleiche Wett‑
bewerbsbedingungen im europäischen Binnenmarkt fördern.

3.	 KI-Kompetenz als Schlüsselfaktor sichern
Im Hinblick auf die KI-Verordnung ist besonders hervorzuhe‑
ben, dass die Kernpflichten für Hochrisiko-KI-Systeme zwar 
erhalten bleiben, zugleich aber praxisgerechte Übergangs‑
fristen und unterstützende Maßnahmen vorgesehen sind. 
Die zeitliche Streckung bestimmter Anforderungen bis zur 
Verfügbarkeit technischer Standards und Leitlinien erhöht 
die Planungssicherheit und ermöglicht eine geordnete Im‑
plementierung in Unternehmen.

9	 Vgl. hierzu Schwartmann, KI-Kompetenz für alle, Frankfurter Allgemeine vom 
4.8.2024, abrufbar unter https://www.faz.net/aktuell/ki-kompetenz-fuer-
alle-19898996.html.
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Die vorgesehene Abschwächung der verbindlichen Anfor‑
derungen zur Sicherstellung von KI-Kompetenz (Art. 4 KI-VO) 
ist jedoch kritisch zu betrachten. Der sachgerechte, sichere 
und rechtskonforme Einsatz von KI-Systemen hängt maßgeb‑
lich von der Qualifikation der verantwortlichen Personen ab.9 
Technische, rechtliche und ethische Fragestellungen greifen 
bei KI in besonderer Weise ineinander; Fehlanwendungen kön‑
nen nicht nur wirtschaftliche Risiken, sondern auch erhebliche 
Haftungs- und Reputationsfolgen nach sich ziehen.

Eine bloße „Ermutigung“ zur Förderung von KI-Kom‑
petenzen reicht nicht aus, um ein unionsweit einheitliches 
und angemessenes Qualifikationsniveau sicherzustellen. 
Verbindliche Anforderungen schaffen hingegen klare Ver‑
antwortlichkeiten, fördern Investitionen in Qualifizierung 
und unterstützen Unternehmen dabei, interne Governan‑
ce-Strukturen nachhaltig aufzubauen. Gerade für kleine und 
mittlere Unternehmen bieten klare Vorgaben und geschulte 
Belegschaft eine deutlich erhöhte Rechtssicherheit.

V. Fazit
Insgesamt sind die Reformvorschläge ein wichtiger Im‑
puls für eine moderne, wettbewerbsfähige und zugleich 
verantwortungsvolle Daten- und KI-Regulierung. Ein 
klarer, harmonisierter und praxistauglicher Rechtsrah‑
men stärkt das Vertrauen in digitale Technologien und 
schafft zugleich die notwendigen Freiräume für Investi‑
tionen, Innovation und nachhaltiges Wachstum im euro‑
päischen Binnenmarkt.
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Mit dem Cyber Resilience Act (CRA) etabliert die Europäische Union erstmals verbindliche Cybersicherheitsanforderungen für Pro‑
dukte mit digitalen Elementen. Anders als die Datenschutz-Grundverordnung oder die NIS-2-Richtlinie adressiert der CRA nicht 
primär Organisationen oder Betriebsprozesse, sondern das digitale Produkt selbst über dessen gesamten Lebenszyklus hinweg. 
Damit verschiebt sich die Verantwortung für Cybersicherheit grundlegend: von der IT-Abteilung hin zu Produktmanagement, 
Governance-Strukturen und Unternehmensleitung. Der Beitrag ordnet den CRA systematisch in das europäische Produktsicher‑
heitsrecht ein, analysiert Pflichten und Verantwortlichkeiten entlang der Lieferkette und zeigt, warum Produktsicherheit künftig 
als originäre Führungs- und Organisationsaufgabe verstanden werden muss.

Der Cyber Resilience Act: 
Warum Produktsicherheit zur 
Führungsaufgabe wird
Christopher Schroer*

I.	� Cybersicherheit als Produkt
eigenschaft

Cybersicherheit wurde lange als Frage des sicheren Betriebs 
verstanden. Firewalls, Zugriffskontrollen, Patchmanagement 
und Notfallpläne galten als hinreichende Antwort auf digitale 
Risiken. Diese Sichtweise greift jedoch dort zu kurz, wo Sicher‑
heitsdefizite nicht erst im Betrieb entstehen, sondern bereits 
im Produkt selbst angelegt sind. Genau an diesem Punkt setzt 
der Cyber Resilience Act an. Er verabschiedet sich von der Vor‑
stellung, dass Sicherheitsrisiken allein durch organisatorische 
Maßnahmen kompensiert werden könnten, und macht Sicher‑
heit zu einer inhärenten Eigenschaft digitaler Produkte. Soft‑
ware, Firmware und vernetzte Systeme sollen nicht nur funk‑
tional, sondern nachweisbar sicher entworfen, ausgeliefert, 
gepflegt und kontrolliert außer Betrieb genommen werden. 
Damit verändert sich nicht nur die technische Perspektive, son‑
dern auch die Governance des Unternehmens: Sicherheit wird 
zur Gestaltungsaufgabe und zur Führungsverantwortung.

II.	� Regelungsansatz und Anwen-
dungsbereich des CRA

Der Cyber Resilience Act ist als unmittelbar geltende EU-Ver‑
ordnung konzipiert. Ziel ist es, ein einheitliches Mindestni‑
veau an Cybersicherheit für Produkte mit digitalen Elementen 
im europäischen Binnenmarkt zu schaffen und systemische 
Risiken durch unsichere Software zu reduzieren. Der Anwen‑
dungsbereich ist bewusst weit gefasst. Er erfasst nahezu 
alle Produkte, die direkt oder indirekt mit Netzwerken oder 
anderen Geräten verbunden sind, von klassischer Software 
über IoT-Komponenten bis hin zu digitalen Steuerungen in 
Maschinen. Der CRA verfolgt dabei einen präventiven Ansatz: 
Unsichere Produkte sollen gar nicht erst in Verkehr gebracht 
werden. Marktüberwachung, Konformitätsbewertung und 
Sanktionen flankieren diesen Anspruch. Entscheidend ist je‑
doch weniger das Sanktionsregime als der strukturelle Ein‑
griff in bestehende Verantwortungsmodelle.

III.	�Das digitale Produkt als eigen-
ständiger Risikoträger

Mit dem CRA entsteht faktisch eine neue regulatorische Ka‑
tegorie: das digitale Produkt als eigenständiger Risikoträger. 

Während die DS‑GVO personenbezogene Daten schützt und 
die NIS-2-Richtlinie auf die Cybersicherheit und Resilienz 
von Organisationen abzielt, richtet sich der CRA auf techni‑
sche Artefakte selbst. Diese Perspektive ist für viele Unter‑
nehmen ungewohnt. Gerade im Mittelstand wird Software 
häufig lediglich als funktionaler Bestandteil eines physischen 
Produkts verstanden, nicht aber als eigenständiges sicher‑
heitsrelevantes Element. Maschinensteuerungen, Embed‑
ded Software oder kundenspezifische Anwendungen galten 
bislang als intern beherrschbar. Der CRA hebt diese Annahme 
auf. Sobald ein Produkt digitale Funktionen aufweist und in 
Verkehr gebracht wird, unterliegt es eigenständigen Sicher‑
heitsanforderungen, unabhängig davon, ob sich das Unter‑
nehmen selbst als Softwarehersteller begreift.

IV.	�Lebenszyklusverantwortung und 
Sicherheitsorganisation

Zentraler Gedanke des CRA ist die lebenszyklusbezogene 
Verantwortung. Sicherheit endet nicht mit der Auslieferung, 
sondern beginnt bereits in der Konzeption und reicht bis zum 
kontrollierten Produktende. Bereits in der Entwicklungspha‑
se verlangt der CRA „Security by Design“ und „Security by 
Default“. Sicherheitsfunktionen dürfen nicht optional oder 
nachgelagert sein, sondern müssen integraler Bestandteil der 
Produktarchitektur werden. Im Betrieb rückt das Schwach‑
stellenmanagement in den Mittelpunkt. Hersteller müssen 
Verfahren etablieren, um Sicherheitslücken systematisch zu 
identifizieren, zu bewerten, zu priorisieren und zu beheben. 
Sicherheitsupdates werden zur Pflicht, nicht zur freiwilligen 
Serviceleistung. Besonders anspruchsvoll ist die Phase des 
End-of-Life. Auch das Produktende ist sicherheitsrelevant. 
Unternehmen müssen definieren, wie lange Sicherheitsun‑
terstützung erfolgt, wie dieser Supportzeitraum ausgestal‑
tet ist und wie Kunden über dessen Ende informiert werden. 
Sicherheitsverantwortung endet nicht stillschweigend mit 
dem Verkaufsstopp.
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V.	� Verantwortung entlang der 
Lieferkette

Der Cyber Resilience Act differenziert ausdrücklich zwischen 
Herstellern, Importeuren und Händlern und folgt dabei kon‑
sequent den Grundsätzen des europäischen Produkt- und 
Marktüberwachungsrechts. Verantwortlich ist nicht allein, 
wer ein Produkt technisch entwickelt, sondern insbesonde‑
re, wer es unter eigenem Namen oder eigener Marke in Ver‑
kehr bringt oder erstmals in den Unionsmarkt einführt. Die 
primäre Verantwortung für die Einhaltung der CRA-Anforde‑
rungen trägt der Hersteller. Der Importeur nimmt jedoch eine 
eigenständige, rechtlich relevante Rolle ein: Er darf Produk‑
te mit digitalen Elementen nur dann auf dem Unionsmarkt 
bereitstellen, wenn er sich vorab vergewissert hat, dass eine 
ordnungsgemäße Konformitätsbewertung durchgeführt 
wurde, technische Dokumentation vorliegt und Verfahren 
zum Schwachstellenmanagement bestehen. Kommt der 
Importeur diesen Pflichten nicht nach, wird er selbst Adres‑
sat marktaufsichtsrechtlicher Maßnahmen und Sanktionen. 
Händler unterliegen abgestuften Sorgfalts- und Informati‑
onspflichten, ohne jedoch die Verantwortung von Hersteller 
oder Importeur zu ersetzen. Der CRA verankert Cybersicher‑
heit damit als nicht delegierbare Produktverantwortung.

VI. �CE-Kennzeichnung, Marktüber-
wachung und Durchsetzung

Systematisch fügt sich der CRA in das bestehende europäische 
Produktsicherheitsrecht ein. Produkte mit digitalen Elementen 
dürfen nur dann auf dem Unionsmarkt bereitgestellt werden, 
wenn sie die CRA-Anforderungen erfüllen und entsprechend 
CE-gekennzeichnet sind. Die CE-Kennzeichnung ist dabei keine 
bloße Formalie, sondern Ausdruck einer rechtlich relevanten 
Konformitätserklärung. Die Durchsetzung erfolgt über die na‑
tionalen Marktüberwachungsbehörden auf Grundlage der Ver‑
ordnung (EU) 2019/1020. In Deutschland sind – abhängig von der 
Produktkategorie – unterschiedliche Stellen zuständig, etwa 
die Bundesnetzagentur bei Funkanlagen und vernetzten Pro‑
dukten oder die zuständigen Landesbehörden. Diese Behörden 
sind befugt, technische Unterlagen anzufordern, Sicherheitsbe‑
wertungen zu prüfen und bei Verstößen abgestufte Maßnah‑
men bis hin zu Rückrufen, Vertriebsverboten und Sanktionen 
anzuordnen. Die hier dargestellten Anforderungen und Pflich‑
ten decken sich mit den vom Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik veröffentlichten fachlichen Einordnungen 
und Umsetzungshinweisen zum Cyber Resilience Act.

VII. �Produktsicherheit als Governance- 
und Haftungsthema

Häufig wird der CRA dennoch als weiteres IT-Sicherheitsge‑
setz missverstanden. Tatsächlich adressiert er zwar techni‑
sche Maßnahmen, ist aber in seinem Kern ein Governance-
Instrument. Die Anforderungen lassen sich nicht allein durch 
technische Kontrollen erfüllen. Sie erfordern Entscheidungen 
über Produktstrategie, Risikobereitschaft, Ressourcenein‑
satz und Haftung. Damit rücken Geschäftsführung, Produkt‑
management und Compliance-Funktionen in den Fokus. Cy‑
bersicherheit wird zur Führungsentscheidung, nicht im Sinne 
operativer Detailsteuerung, sondern im Sinne struktureller 
Verantwortung.

Für den Mittelstand bedeutet der CRA keine Pflicht zur 
technischen Perfektion, wohl aber eine strukturelle Zäsur. Er 
verlangt ein nachvollziehbares, dokumentiertes und steuer‑
bares Sicherheitsniveau. Viele mittelständische Unterneh‑
men verfügen hierfür bislang weder über klare Zuständig‑
keiten noch über belastbare Prozesse. Der CRA macht diese 
Defizite sichtbar und sanktionierbar. Produkte, deren Sicher‑
heit organisatorisch nicht beherrscht wird, verlieren ihre re‑
gulatorische Akzeptanz und damit ihre Marktfähigkeit.

Hinzu kommt die haftungsrechtliche Dimension. Produkt‑
sicherheit wird unter dem CRA Teil der ordnungsgemäßen 
Unternehmensorganisation. Geschäftsleitungen müssen si‑
cherstellen, dass geeignete Strukturen zur Erfüllung der CRA-
Pflichten bestehen. Fehlen diese, droht Organisationsver‑
schulden, unabhängig vom Eintritt eines konkreten Schadens. 
Delegation entlastet nicht. Verantwortung verbleibt beim Lei‑
tungsorgan. Der CRA verschiebt damit den Maßstab dessen, 
was als ordnungsgemäße Unternehmensführung gilt.

VIII.	Fazit
Der Cyber Resilience Act markiert einen Wendepunkt der 
europäischen Digitalregulierung. Cybersicherheit wird 
zur Produkteigenschaft und damit zur Führungsaufga‑
be. Unternehmen, die den CRA ausschließlich operativ 
interpretieren, werden scheitern. Wer ihn hingegen als 
Impuls für bessere Governance begreift, gewinnt mehr 
als regulatorische Konformität: Vertrauen, Resilienz und 
langfristige Marktfähigkeit.
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I.	 Sachverhalt
Im Unternehmen U ist eine Nutzung der betrieblichen Kom‑
munikationstechnik nur zu dienstlichen Zwecken gestattet. 
Während einer längerfristigen Erkrankung des Vertriebsmit‑
arbeiters M ergeben sich für dessen Vertreter V Fragen mit 
Blick auf einen durch M bearbeiteten Vorgang. V wendet sich 
an die Geschäftsleitung und erklärt, dass ein seit langem vor‑
bereiteter Geschäftsabschluss zu scheitern drohe, sofern ihm 
nicht E-Mails mit bestimmten Informationen zur Verfügung 
gestellt werden, die von M vor seiner Erkrankung über seinen 
persönlichen dienstlichen E-Mail-Account versandt wurden. 
Die von M über das Postfach geschriebenen und empfange‑
nen E-Mails wurden dabei durch das verwendete E-Mail-Pro‑
gramm automatisch in einem Ordner mit der Bezeichnung 
„Mailarchiv“ auf dem unternehmenseigenen Server von U ab‑
gelegt. Ein Zugriff auf das „Mailarchiv“ ist daher auch ohne In‑
ternetzugang möglich. Unternehmensinterne Regelungen für 
den Zugriff auf E-Mails im Abwesenheitsfall bestehen nicht. 

Darf die Unternehmensleitung die IT-Abteilung anweisen, 
V die benötigten Informationen zur Verfügung zu stellen? Was 
sollte in technisch-organisatorischer Sicht beachtet werden?

Abwandlung: Welche Unterschiede ergeben sich, wenn 
im Unternehmen U die Privatnutzung der betrieblichen Kom‑
munikationstechnik erlaubt wäre?

II.	 Musterlösung
1.	 Ausgangsfall 
Mit dem Zugriff auf das E-Mail-Postfach ist ein Zugriff auf 
personenbezogene Daten im Sinne des Art.  4 Nr.  1 DS‑GVO 
verbunden. Denn selbst wenn sich in dem Postfach aus-
schließlich dienstliche E-Mails befinden sollten, sind diese 
aufgrund der Führung als persönliches Postfach ohne Weite‑
res M als natürlicher Person zuzuordnen. Ein Personenbezug 
kann sich außerdem mit Blick auf die Korrespondenzpartner 
von M ergeben, d.h. mit Bezug auf diejenigen natürlichen 
Personen, denen M E-Mails gesendet bzw. von denen er 
E-Mails erhalten hat. Es stellt sich daher die Frage nach der 
datenschutzrechtlichen Statthaftigkeit des Zugriffs auf das 
Postfach (ErwG 40 DS‑GVO). 

Entscheidend bzgl. des Postfachzugriffs sind in der Aus‑
gangskonstellation die Vorgaben der DS‑GVO. Insbesondere 
sind in dieser Konstellation nicht die ansonsten vorrangigen 
Vorgaben des TDDDG (§ 3 Vertraulichkeit der Kommunikation 
– Fernmeldegeheimnis) einschlägig. Denn eine Anwendbar‑
keit der TDDDG-Vorgaben kommt allenfalls in Betracht, sofern 
M – wie in der Abwandlung des Sachverhalts – die Privatnut‑
zung seines dienstlichen E-Mail-Postfaches gestattet ist. 

Von ein- und ausgehenden dienstlichen E-Mails seiner 
Mitarbeiter darf der Arbeitgeber grundsätzlich im selben 
Maße Kenntnis nehmen wie von deren dienstlichem Brief‑

Praxisfälle zum Datenschutzrecht XXXIX: 
Zugriff auf die E-Mail-Korrespondenz 
von Mitarbeitern
RAin Yvette Reif, LL.M. / RA Dr. Johannes Zhou*

verkehr.1 Der Inhalt geschäftlicher E-Mail-Korrespondenz 
steht nach herrschender Meinung als Teil der Unternehmens‑
kommunikation dem Unternehmen zu.2 Wegen der anzu‑
nehmenden Unionsrechtswidrigkeit von § 26 Abs. 1 S. 1 BDSG3 
ist Rechtsgrundlage für den E-Mail-Zugriff in Fällen der be‑
trieblichen Erforderlichkeit, von der vorliegend auszugehen 
ist, Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b) DS‑GVO.4 

An der Zulässigkeit des Zugriffs auf die E-Mail-Korrespon‑
denz ändert sich regelmäßig auch nichts dadurch, dass selbst 
bei ausschließlich dienstlich gestatteter E-Mail-Nutzung gleich‑
wohl private E-Mails eingehen können. Aufgrund der unter‑
schiedlichen Gepflogenheiten in der Praxis mit Blick auf die 
Vertretung von Kollegen und den Zugriff auf deren E-Mail-Kom‑
munikation kann der Absender einer E-Mail an eine dienstliche 
E-Mail-Adresse keinen Vertrauensschutz in der Form genießen, 
dass der Zugriff auf die Nachrichten ausgeschlossen würde.5 

In technisch-organisatorischer Hinsicht ist insbes. Folgen‑
des zu beachten beim Zugriff auf die E-Mails von M: Der Kreis 
der beteiligten Personen ist möglichst gering zu halten und 
auf Personen zu begrenzen, die für die Erreichung der vorab 
festzulegenden Zwecke der Einsichtnahme notwendiger‑
weise teilnehmen müssen,6 wobei zwecks Absicherung ge‑
gen den Vorwurf eines missbräuchlichen Zugriffs allerdings 
das „Vier Augen“-Prinzip gewahrt sein sollte.7 Anlass, genau‑
er Ablauf der Einsichtnahme sowie deren Ergebnisse sind 
möglichst detailliert zu dokumentieren.8 Seinem Umfang 
nach ist der Zugriff auf das Erforderliche zu beschränken, 
d.h., der Vertreter darf Informationen nur in dem Umfang er‑
halten, wie dies zur Erfüllung der vertretungsweise wahrge‑
nommenen Aufgabe nötig ist.9 Der Datenschutzbeauftragte 
ist über den geplanten Zugriff und die Detailumstände im 
Vorfeld zu informieren (Art. 38 Abs. 1 DS‑GVO). Als unabhän‑
giges Überwachungsorgan mit Blick auf den Datenschutz im 
Unternehmen (Art. 39 Abs. 1 lit. b) und ErwG 97 S. 4 DS‑GVO) ist 

*	 RAin Yvette Reif, LL.M. ist stellvertretende Geschäftsführerin der Gesellschaft 
für Datenschutz und Datensicherheit (GDD) e.V. und Mitautorin des Werks 
Gola/Reif, Praxisfälle Datenschutzrecht, 2. Aufl. 2016. RA Dr. Johannes Zhou 
ist bei der Kanzlei FPS in Frankfurt a.M. im IT- und Datenschutzrecht tätig.

1	 LAG Baden-Württemberg, Urt. v. 27.1.2023 – 12 Sa 56/21. 

2	 Gola/Thüsing, Handbuch Beschäftigtendatenschutz, 9. Aufl. (2025), Rn. 1870. 

3	 Vgl. EuGH-Urt. v. 30.3.2023 – C 34/21 zur nahezu identischen Regelung in § 23 
Hessisches Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz.

4	 Koreng/Lachenmann/Bergt, DatenschutzR-FormHdB, 4. Aufl. (2025), Form. D. 
III. 1. Anm. 1.-49. 

5	 Gola/Thüsing, Handbuch Beschäftigtendatenschutz, 9. Aufl. (2025), Rn. 1871.

6	 Koreng/Lachenmann/Piltz, DatenschutzR-FormHdB, 4. Aufl. (2025), Form. H. 
VII. 1. Anm. 1.-26. Rn. 2.

7	 Vgl. DSK, Orientierungshilfe der Datenschutzaufsichtsbehörden zur daten‑
schutzgerechten Nutzung von E-Mail und anderen Internetdiensten am 
Arbeitsplatz, Stand: Jan. 2016, S. 15. 

8	 Vgl. Koreng/Lachenmann/Piltz, DatenschutzR-FormHdB, 4. Aufl. (2025), 
Form. H. VII. 4. Anm. 1.-5. (inklusive „Muster Einsichtnahmeprotokoll“). 

9	 Gola/Thüsing, Handbuch Beschäftigtendatenschutz, 9. Aufl. (2025), Rn. 1878.
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er zugleich prädestiniert als zweites Augenpaar im Rahmen 
des „Vier Augen“-Prinzips. Der von der Einsichtnahme in die 
E-Mails betroffene Mitarbeiter wird regelmäßig zu informie‑
ren sein über dieselbe.10 Denn unabhängig davon, ob insoweit 
eine datenschutzrechtliche Informationspflicht zu bejahen 
ist,11 dürfte eine entsprechende Information zumindest aus 
persönlichkeitsrechtlichen Gründen geboten sein. 

Sofern im Unternehmen ein Betriebsrat existiert, müssen 
Maßnahmen zum Zugriff schließlich dessen Rechte wahren, 
insbes. die Mitbestimmungsrechte aus Art.  87 Abs.  1 Nr.  6 
(technische Überwachungsmaßnahmen) und Art.  87 Abs.  1 
Nr. 1 BetrVG (Regelungen der betrieblichen Ordnung). 

2.	 Abwandlung 
a)	 Verpflichtung von U auf das Fernmeldegeheimnis? 

Mit Blick auf die Rechtslage vor Inkrafttreten des Telekommu‑
nikation-Telemedien-Datenschutzgesetzes (TTDSG) Ende 2021, 
das sodann im Mai 2024 umbenannt wurde in Telekommuni‑
kation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetz (TDDDG), wurde 
von einer gewichtigen Ansicht, unter anderem der nationalen 
Datenschutzkonferenz12, vertreten, dass die Privatnutzung ge‑
stattende Arbeitgeber das Fernmeldegeheimnis zu beachten 
haben. Nach der Rechtslage vor Geltung des TTDSG galt das 
Fernmeldegeheimnis gemäß § 88 Abs. 2 TKG a.F. für „Dienstean‑
bieter“ i.S.d. TKG a.F. Gem. § 3 Nr. 6 TKG a.F. war Diensteanbieter 
„jeder, der ganz oder teilweise geschäftsmäßig Telekommuni‑
kationsdienste erbringt oder an der Erbringung solcher Dienste 
mitwirkt“. Schon nach damaliger Rechtslage existierten jedoch 
zahlreiche Literaturstimmen und mehrere arbeitsgerichtliche 
Entscheidungen, welche die Einordnung von Arbeitgebern als 
Anbieter von TK-Diensten ablehnten.13 

Mit Inkrafttreten des TTDSG wurden die Regelungen zum 
Telekommunikationsdatenschutz allgemein und zum Fern‑
meldegeheimnis insbesondere in dieses Gesetz überführt. 
§  3 TTDSG ersetzte §  88 TKG. Im Mai 2024 erfolgte sodann 
eine sprachliche Anpassung des TTDSG an die europäischen 
Fachbegriffe. § 3 TTDSG wurde umbenannt in § 3 TDDDG und 
knüpfte nunmehr an digitale Dienste anstatt wie zuvor an 
Telemedien, ohne dass damit eine inhaltliche Änderung ver‑
bunden gewesen wäre. 

Während § 88 TKG a.F., wie dargestellt, jeden Dienstean‑
bieter i.S.d. TKG a.F. als verpflichtet ansah, enthält § 3 TDDDG 
nunmehr in Abs.  2 eine neue, eigenständige Regelung zum 
personellen Anwendungsbereich des Fernmeldegeheimnis‑
ses. Nach § 3 Abs. 2 S. 1 TDDDG sind zur Wahrung des Fern‑
meldegeheimnisses demnach verpflichtet: 

	▪ Anbieter von öffentlich zugänglichen Telekommunikati‑
onsdiensten sowie natürliche und juristische Personen, 
die an der Erbringung solcher Dienste mitwirken (Nr. 1),

	▪ Anbieter von ganz oder teilweise geschäftsmäßig an‑
gebotenen Telekommunikationsdiensten sowie natür‑
liche und juristische Personen, die an der Erbringung 
solcher Dienste mitwirken (Nr. 2),

	▪ Betreiber öffentlicher Telekommunikationsnetze (Nr. 3) und

	▪ Betreiber von Telekommunikationsanlagen, mit denen 
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbracht 
werden (Nr. 4).

Zugleich knüpft § 3 TDDDG dabei im Vergleich zur früheren 
Rechtslage an einen deutlich erweiterten Dienstebegriff, 
denn mit der Novellierung des TKG, welche mit der Schaf‑
fung des TTDSG einherging, wurde der Begriff „Telekom‑
munikationsdienst“ weiter gefasst.14 Erfasst werden seither 
neben herkömmlichen Sprachtelefon-, Textmitteilungs- und 
E-Mail-Übertragungsdiensten auch funktional gleichwertige 
Online-Dienste, etwa Internet-Telefonie, Messenger-Dienste 
und webgestützte E-Mail-Dienste.15 

Eine Verpflichtung auf das Fernmeldegeheimnis gemäß 
§ 3 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 TDDDG wird in der hier zu beurteilenden 
Konstellation regelmäßig daran scheitern, dass Arbeitgeber, 
welche die Privatnutzung der betrieblichen Kommunika‑
tionsmittel gestatten, diese Leistungen nicht einem unbe‑
stimmten Personenkreis (vgl. § 3 Nr. 44 TKG), sondern ledig‑
lich einer bestimmten und geschlossenen Benutzergruppe 
zur Verfügung stellen.16 Auch werden Arbeitgeber im Regel‑
fall keine öffentlichen Telekommunikationsnetze i.S.v. §  3 
Abs. 2 S. 1 Nr. 3 TDDDG betreiben.17 

Mit Blick auf § 3 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 TDDDG bedarf es zunächst 
der Feststellung, dass bereits die Europarechtskonformität 
dieser Regelung in Zweifel gezogen wird, da sich die zugrun‑
de liegende Vorschrift in Art. 5 Abs. 1 ePrivacy-Richtlinie (RL 
2002/58/EG) nur auf öffentliche Kommunikationsnetze und 
öffentlich zugängliche Kommunikationsdienste bezieht.18 
Ein Verstoß gegen europarechtliche Vorgaben wird auch in‑
soweit angenommen, als § 3 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 TDDDG (und § 3 
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 TDDDG) ein bloßes „Mitwirken“ an den inso‑
weit relevanten Diensten ausreichen lassen, da es sich hier‑
bei ebenfalls um „überschießende“ Umsetzungen der Richt‑
linienvorgaben handelt.19 

In Zweifel gezogen mit Blick auf § 3 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 TDDDG 
wird außerdem zum einen ganz allgemein, ob ein Arbeitgeber 
„Anbieter“ von TK-Diensten i.S. der Vorschrift sein kann, und 
zum anderen, sofern man Ersteres bejaht, ob der notwendige 
„Marktbezug“ des Arbeitgeberangebots bejaht werden kann. 

Gegen das Vorliegen der Anbietereigenschaft wird ein‑
gewandt, dass der Arbeitgeber kein Interesse an einer Ver‑
antwortung für den Dienst habe, insbes. wolle er sich nicht 
rechtlichen Konsequenzen aussetzen, wenn der Dienst nicht 
oder nicht ausreichend zur Verfügung stehe.20 

Das Erfordernis eines „Marktbezugs“ des Angebots wird 
aus der Legaldefinition des Begriffs „Telekommunikations‑

10	 Vgl. auch Koreng/Lachenmann/Piltz, DatenschutzR-FormHdB, 4. Aufl. (2025), 
Form. H. VII. 3. 

11	 Vgl. hierzu i.E. Koreng/Lachenmann/Piltz, DatenschutzR-FormHdB, 4. Aufl. 
(2025), Form. H. VII. 3.

12	 DSK, Orientierungshilfe der Datenschutzaufsichtsbehörden zur datenschutz‑
gerechten Nutzung von E-Mail und anderen Internetdiensten am Arbeits‑
platz, Stand: Jan. 2016, S. 8. 

13	 Vgl. hierzu i.E. die Nachweise bei Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (371). 

14	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (372).

15	 BT-Drs. 19/26108, S. 236. 

16	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (374); Rossow, DuD 2022, 93 (95); Spindler/
Schuster/Kaesling/Eckhardt, Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl. (2026), 
TDDDG § 3 Rn. 87; Weth/Herberger/Wächter/Sorge/Baumgartner, Arbeitneh‑
merdatenschutz-HdB, 3. Aufl. (2026), Kap. 25 Rn. 71; aA BeckOK IT-Recht/Herr‑
mann, 21. Ed. 1.1.2023, TKG 2021 § 3 Rn. 40, die eine öffentliche Zugänglichkeit 
bereits annehmen will, wenn der privat nutzbare Dienst auch eine Außen‑
kommunikation ermöglicht. 

17	 Weth/Herberger/Wächter/Sorge/Baumgartner, Arbeitnehmerdatenschutz-HdB, 
3. Aufl. (2026), Kap. 25 Rn. 71. 

18	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (375).

19	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (373).

20	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (373).
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dienst“ in § 3 Nr. 61 TKG abgeleitet, wonach solche Dienste „in 
der Regel gegen Entgelt“ erbracht werden.21 Aufgrund des 
Verweises in §  2 Abs.  1 TDDDG ist die Begriffsbestimmung 
aus dem TKG auch im Rahmen dieses Gesetzes maßgeblich. 
Auch die Bundesnetzagentur (BNetzA) liest das Merkmal „in 
der Regel gegen Entgelt“ so, dass es Angebote von der Legal‑
definition ausnehmen soll, die nicht in einem wirtschaftlichen 
Kontext stehen, und argumentiert in diesem Zusammenhang 
mit der begrenzten Rechtsetzungskompetenz der EU, deren 
Binnenmarktkompetenz ihre Grenze findet, sofern rein private 
Sachverhalte betroffen sind.22 Angebote zwischen Arbeitge‑
bern und ihren Beschäftigten sind nach der BNetzA daher nicht 
geeignet, einen Telekommunikationsdienst zu begründen.23 

Inwiefern neben der Entgeltlichkeit dem Merkmal der 
„ganz oder teilweisen Geschäftsmäßigkeit“ des Telekom‑
munikationsdienstes in § 3 Abs. 2 S.  1 Nr. 2 TDDDG noch ei‑
genständige Bedeutung zukommt, ist fraglich.24 Jedenfalls 
dürften Dienste, die i.S.v. § 3 Nr. 61 TKG „in der Regel gegen 
Entgelt“ erbracht werden, regelmäßig auch als „nachhaltiges 
Angebot […] für Dritte“ erbracht werden.25 

Folgt man der Ansicht, dass die Erstreckung des § 3 Abs. 2 
TDDDG auch auf nur geschäftsmäßige TK-Dienste in Ziffer 2 
europarechtswidrig ist, gilt dies entsprechend für § 3 Abs. 2 
S. 1 Nr. 4 TDDDG.26 Auch die Bedenken mit Blick auf den von 
der BNetzA geforderten "Marktbezug" bestehen insofern 
gleichermaßen.

Im Ergebnis sprechen also mehr Argumente dafür, Arbeitge‑
ber nicht als TK-Anbieter einzuordnen, wenn sie die Privatnut‑
zung der betrieblichen Kommunikationsmittel erlauben. Wenn 
auch im Detail mit anderer Begründung als die BNetzA hat im 
Jahr 2024 inzwischen auch die LDI NRW in Abkehr von ihrer bis‑
herigen Rechtsauffassung eine Anwendung des Fernmeldege‑
heimnisses auf Arbeitgeber, welche die private Nutzung der be‑
trieblichen E-Mail- oder Internetdienste erlauben oder dulden, 
abgelehnt.27 Der LfDI BW vertritt hingegen die Auffassung, dass 
Arbeitgeber mangels Klärung der Frage bei erlaubter Privatnut‑
zung im Zweifel von der Anwendbarkeit des Fernmeldegeheim‑
nisses ausgehen sollten.28 Entsprechende höchstrichterliche 
Rechtsprechung existiert nicht und auch die BfDI als zuständige 
Aufsichtsbehörde (§ 29 Abs.  1 TDDDG) hat sich bislang, soweit 
ersichtlich, nicht öffentlich geäußert zu der Rechtsfrage.29 

b)	� Reichweite des Fernmeldegeheimnisses: Zeitpunkt 
des Zugriffs 

Folgt man der Ansicht, der Arbeitgeber sei bei erlaubter Privat‑
nutzung Anbieter von Telekommunikationsdiensten, bedeutet 
dies im Übrigen nicht, dass deswegen auch jeder Zugriff auf E-
Mails, für den keine Legitimation existiert, eine Verletzung des 
Fernmeldegeheimnisses begründet. Denn der Schutzbereich 
des Fernmeldegeheimnisses ist in zeitlicher Hinsicht begrenzt. 
Das Fernmeldegeheimnis soll die Vertraulichkeit der Kommu‑
nikation unter Abwesenden schützen und stellt insofern sicher, 
dass die Kommunikation auf dem Übertragungsweg zwischen 
den Kommunikationsparteien gegenüber dem Anbieter des 
Telekommunikationsdienstes besonders geschützt wird.30 

Der Schutzbereich des Fernmeldegeheimnisses ist sei‑
nem Sinn und Zweck nach nur so lange eröffnet, wie sich 
E-Mails noch nicht im Herrschaftsbereich des Nutzers be‑
finden: Der Schutz bezieht sich nicht auf die außerhalb eines 
laufenden Kommunikationsvorgangs im Herrschaftsbereich 
des Kommunikationsteilnehmers gespeicherten Inhalte und 
Umstände der Kommunikation.31 Der Schutzbereich des Fern‑
meldegeheimnisses endet, wenn der Übertragungsvorgang 

beendet, also die E-Mail beim Empfänger angekommen ist.32 
Allerdings unterfallen E-Mails dem Fernmeldegeheimnis nicht 
bloß während des Übertragungsvorgangs als solchem, also „in 
transit“, sondern auch, solange sie sich noch auf dem E-Mail-
Server des TK-Anbieters befinden, denn auch hier sind sie noch 
nicht in eine vom Nutzer beherrschbare Sphäre gelangt.33 

Fraglich ist, wie vor dem dargestellten Hintergrund die 
hier vorliegende Sachverhaltskonstellation zu beurteilen ist, 
dass der Zugriff auf die Mails von M ohne Internetzugriff über 
den Ordner „Mailarchiv“ auf dem unternehmenseigenen Ser‑
ver von U erfolgen kann. Zwar ist keine Internetverbindung 
notwendig, um die Nachrichten abzurufen. Allerdings ist die 
fehlende Beherrschbarkeit des Geschehens durch den Nut‑
zer auch insoweit einschlägig, denn insbesondere werden die 
„normalen“ Mitarbeiter von U keine Möglichkeit haben, ihre 
auf dem Unternehmensserver gespeicherten gesendeten und 
empfangenen Nachrichten endgültig zu löschen.

Trotz expliziter Anerkennung der fehlenden Beherrschbarkeit 
hat das Hessische LAG34 in einem dem vorliegenden Sachverhalt 
entsprechenden Fall die Anwendbarkeit des Fernmeldegeheim‑
nisses jedoch mit der Begründung abgelehnt, dass der „eigent‑
liche Übersendungsvorgang längst beendet“ sei und für eine 
weitergehende Ausdehnung des Schutzbereichs des Fernmel‑
degeheimnisses auch kein Anlass bestehe, da der Arbeitnehmer 
nach Speichern der Nachrichten auf dem Server des Arbeitgebers 
nicht schutzlos gestellt sei. Denn gegen Zugriffe nach dem Ende 
des zeitlichen Schutzbereichs des Fernmeldegeheimnisses sei 
die betroffene Person über das Datenschutzrecht geschützt.35 

Unter Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Hessi‑
schen LAG wäre der zeitliche Anwendungsbereich des Fern‑
meldegeheimnisses demnach hier zum Zeitpunkt des Zugriffs 
bereits abgeschlossen. Maßgeblich sind dann ausschließlich 
die Vorgaben der DS‑GVO. Insofern wurde bereits oben unter 
1. festgestellt, dass die Voraussetzungen von Art. 6 Abs. 1 S. 1 
lit. b) DS‑GVO vorliegend bejaht werden können. 

In der Literatur finden sich indessen auch Vertreter, wel‑
che die zeitliche Reichweite des Fernmeldegeheimnisses mit 
guter Begründung anders beurteilen als das Hessische LAG. 
So weist etwa Gersdorf darauf hin, dass es nicht weiterhelfe, 
wenn man mit Blick auf die Reichweite des Schutzes darauf 
abstelle, ob die Nachricht beim Empfänger angekommen und 
der Übertragungsvorgang beendet ist.36 Das Kriterium der 

21	 Für eine „Orientierung an Marktbeziehungen“ etwa Roßnagel, NJW 2023, 
400 (401 ff.). 

22	 BNetzA, Hinweispapier zur Einstufung von nummernunabhängigen interper‑
sonellen Telekommunikationsdiensten (NI-ICS), 7.2025, S. 12 f. 

23	 BNetzA, Hinweispapier zur Einstufung von nummernunabhängigen interper‑
sonellen Telekommunikationsdiensten (NI-ICS), 7.2025, S. 12 f. 

24	 Nach Rossow, DuD 2022, 93 (95) soll es auf das Merkmal nicht mehr ankommen. 

25	 § 3 Nr.  10 TKG a.F. definierte das „geschäftsmäßige Anbieten von Telekom‑
munikationsdiensten“ als „nachhaltiges Angebot von Telekommunikation für 
Dritte mit und ohne Gewinnerzielungsabsicht“. Nach Roßnagel, NJW 2003, 
400 (403) sollte davon auszugehen sein, dass das TTDSG den Begriff mit der‑
selben Bedeutung verwendet.

26	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (374).

27	 LDI NRW, 29. Bericht (2024), S. 76 f. 

28	 LfDI BW, 40. Bericht (2024), S. 53.

29	 Ebenso Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (376).

30	 Hunter/Ballreich/Kemmler/Volkamer, ZfDR 2025, 68 (77). 

31	 BVerfG, Urt. v. 16.6.2009 – 2 BvR 902/06 Rn. 45. 

32	 BVerfG, Urt. v. 16.6.2009 – 2 BvR 902/06 Rn. 45. 

33	 BVerfG, Urt. v. 16.6.2009 – 2 BvR 902/06 Rn. 46. 

34	 Urt. v. 21.9.2018 – 10 Sa 601/18. 

35	 HessLAG Urt. v. 21.9.2018 – 10 Sa 601/18.

36	 BeckOK InfoMedienR/Gersdorf, 50. Ed. 1.11.2024, GG Art. 10 Rn. 17. 
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Beendigung des Telekommunikationsvorganges orientiere 
sich am klassischen Fall des Telefongesprächs und während 
es hier auch weiterhin Berechtigung habe, könne dieses auf 
andere TK-Dienste oder auch nur den Schutz der mit den 
Telefonaten anfallenden Verbindungsdaten nicht übertragen 
werden.37 Die aus Sicht des BVerfG für die Reichweite des 
Fernmeldegeheimnisses maßgeblichen spezifischen Gefah‑
ren bei einer räumlich separierten Kommunikation durch In‑
anspruchnahme von Telekommunikationsanlagen Dritter be-
stünden fort, so Gersdorf, solange Kommunikationsinhalte 
und Verbindungsdaten nicht ausschließlich im Herrschaftsbe‑
reich des Kommunikationsteilnehmers gespeichert sind, son‑
dern noch der Herrschaftsmacht des Telekommunikations‑
unternehmens unterliegen.38 So wie das Postgeheimnis auch 
im Fall der Lagerung von Sendungen im Postfach zum Tragen 
komme, weil diese den Herrschaftsbereich der Post noch 
nicht verlassen haben, müsse auch das Telekommunikations‑
geheimnis noch zur Anwendung kommen, solange hierüber 
geschützte Inhalte nicht in den ausschließlichen Herrschafts‑
bereich des Kommunikationsteilnehmers gelangt sind.39 

c)	� Folgen bei Eingreifen des Fernmeldegeheimnisses 
und Umsetzungshinweise für die Praxis 

Folgt man der Auffassung, dass die Gestattung der Privat‑
nutzung der betrieblichen Kommunikationsmittel zur Einbe‑
ziehung des Arbeitgebers in § 3 TDDDG führt (vgl. dazu oben 
Abschnitt 2.a)) und lehnt zugleich die Auffassung des Hessi‑
schen LAG zur beschränkten zeitlichen Reichweite des Fern‑
meldegeheimnisses ab (vgl. vorstehend unter b)), so stellt sich 
die Frage nach den praktischen Folgen für den Arbeitgeber 
mit Blick auf die Anwendbarkeit des Fernmeldegeheimnisses, 
dessen Verletzung nach § 206 Strafgesetzbuch strafbewehrt 
ist. Auf die Rechtsgrundlage des Art. 6 DS‑GVO kann der Ar‑
beitgeber für den Zugriff auf die Mails in diesem Fall nicht zu‑
rückgreifen, sondern es kommen regelmäßig nur Erlaubnis‑
gründe in Betracht, die § 3 TDDDG zulässt.40 

Nach § 3 Abs. 3 TDDDG dürfen auf das Fernmeldegeheim‑
nis Verpflichtete Kenntnisse über Tatsachen, die diesem 
unterliegen, nämlich Inhalt sowie nähere Umstände der Tele‑
kommunikation, nur für die „Erbringung der Telekommuni‑
kationsdienste […] einschließlich des Schutzes ihrer techni‑
schen Systeme“ verwenden oder „soweit dieses Gesetz oder 
eine andere gesetzliche Vorschrift dies vorsieht und sich da‑
bei ausdrücklich auf Telekommunikationsvorgänge bezieht“. 
Für viele legitime Zugriffe, so wie im vorliegenden Fall, wären 
Arbeitgeber, welche dem Fernmeldegeheimnis unterliegen, 
damit auf die Einwilligung der betroffenen Mitarbeiter an‑
gewiesen, weil die Zugriffe weder der Diensteerbringung als 
solcher dienen noch über einen gesetzlichen Spezialtatbe‑
stand gerechtfertigt sind.41 

In der Praxis erfolgt die Legitimation entsprechender Zugrif‑
fe typischerweise in der Weise, dass eine Erlaubnis zur Privat‑
nutzung durch den Arbeitgeber nur erteilt wird, wenn der Be‑
schäftigte sich im Gegenzug mit dem Vorhandensein konkreter 
Kontroll- und Zugriffsmechanismen einverstanden erklärt, also 
insofern eine datenschutzrechtliche Einwilligung abgibt (Art. 7 
DS‑GVO i.V.m. §  26 Abs.  2 BDSG). Trotz der Verkoppelung von 
Erlaubnis des Arbeitgebers und Einwilligung des Beschäftigten 
wird Letztere als freiwillig i.S.v. § 26 Abs. 2 BDSG erachtet, denn 
eine Nichtabgabe der Einwilligung würde den Beschäftigten 
nur insoweit einschränken, als er die Kommunikationsmittel 
am Arbeitsplatz nicht auch für seine privaten Zwecke einset‑
zen kann.42 In Zeiten des Smartphones sind Beschäftigte auf 
die private Nutzung betrieblicher Kommunikationsmittel übli‑

cherweise nicht angewiesen und befinden sich mit Blick auf die 
Einwilligungserteilung daher nicht in einer die Freiwilligkeit der 
Erklärung ausschließenden „Zwangssituation“.43 

Die konkreten Rahmenbedingungen für den Umfang der 
Privatnutzung und die Kontrollmechanismen werden bei mit‑
bestimmten Unternehmen zumeist durch Betriebsvereinba‑
rung geregelt. Da es dem Betriebsrat nicht gestattet ist, über 
das Recht der Beschäftigten auf Wahrung des Fernmelde‑
geheimnisses zu verfügen, vermag eine entsprechende Kol‑
lektivvereinbarung jedoch eine individuelle Einwilligung der 
Beschäftigten nicht zu ersetzen.44 Die Betriebsvereinbarung 
gewährleistet die Wahrung der Mitbestimmungsrechte des Be‑
triebsrats. Zugleich kann das per Betriebsvereinbarung geschaf‑
fene Regelwerk für die private Nutzung der betrieblichen TK 
Referenzpunkte für eine individuelle Datenschutzeinwilligung 
des Mitarbeiters sein, d.h., dieser erklärt seine Zustimmung zu 
den in der Betriebsvereinbarung vorgesehenen Regelungen.45 

3.	 Ergebnis 
Im Ausgangsfall ist der Zugriff auf die E-Mails von M unter 
Berücksichtigung der unter 1. aufgeführten technisch-orga‑
nisatorischen Maßnahmen auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 
S. 1 lit. b) DS‑GVO zulässig. In der Abwandlung ist der Zugriff 
ebenfalls auf Basis von Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b) DS‑GVO möglich, 
sofern der Ansicht gefolgt wird, welche die Einbeziehung des 
Arbeitgebers in § 3 TDDDG aus grundsätzlichen Erwägungen 
ablehnt. Ansonsten bedarf der Zugriff auf die E-Mail-Kom‑
munikation der – zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht gege‑
benen – Einwilligung des betroffenen Mitarbeiters. 

III.	Ergänzender Hinweis
Unabhängig von dem Streit um die Reichweite des Fernmelde‑
geheimnisses sollten Arbeitgeber, ggf. unter Einbeziehung des 
Betriebsrats, über die betriebliche und/oder private Nutzung des 
Internets und des betrieblichen E-Mail-Accounts eine Regelung 
treffen, die Fragen des Zugriffs, der Protokollierung, der Aus‑
wertung und der Durchführung von Kontrollen eindeutig klärt.46 
Die Beschäftigten sind über den Inhalt der Regelungen zu infor‑
mieren. Im Falle der erlaubten Privatnutzung empfiehlt sich an‑
gesichts der noch immer nicht abschließend geklärten Rechts‑
lage weiterhin die Einholung einer auf die betriebliche Regelung 
bezogenen individuellen Einwilligung der Beschäftigten. 

37	 BeckOK InfoMedienR/Gersdorf, 50. Ed. 1.11.2024, GG Art. 10 Rn. 17.

38	 BeckOK InfoMedienR/Gersdorf, 50. Ed. 1.11.2024, GG Art. 10 Rn. 17 unter Inbe‑
zugnahme von BVerfGE 115,166 (184).

39	 BeckOK InfoMedienR/Gersdorf, 50. Ed. 1.11.2024, GG Art. 10 Rn. 17.

40	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (376). Ausnahmsweise kann ein ansonsten unzu‑
lässiger Zugriff auch auf einen strafrechtlichen Rechtfertigungstatbestand (§ 34 
StGB – Notstand) gestützt werden. An die insoweit erforderliche gegenwärtige, 
nicht anders abwendbare Gefahr sind jedoch hohe Anforderungen zu stellen. Hier 
reichen die vorliegenden Informationen nicht aus, um von der Einschlägigkeit des 
§ 34 StGB auszugehen. Insbesondere erscheint fraglich, ob die Gefahr, dass das 
Geschäft verlustig geht, nicht auf andere Weise abgewendet werden kann.

41	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (376).

42	 Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (376); Gola/Thüsing, Handbuch Beschäftig‑
tendatenschutz, 9. Aufl. (2025), Rn. 1883; die Einwilligung der Beschäftigten 
als Rechtsgrundlage anerkennend auch DSK, Orientierungshilfe der Daten‑
schutzaufsichtsbehörden zur datenschutzgerechten Nutzung von E-Mail und 
anderen Internetdiensten am Arbeitsplatz, Stand: Jan. 2016, S. 9.

43	 Gola/Thüsing, Handbuch Beschäftigtendatenschutz, 9. Aufl. (2025), Rn. 1883. 

44	Dieckhoff/Assion, ZD 2023, 371 (376).

45	 Vgl. auch DSK, Orientierungshilfe der Datenschutzaufsichtsbehörden zur 
datenschutzgerechten Nutzung von E-Mail und anderen Internetdiensten 
am Arbeitsplatz, Stand: Jan. 2016, S. 7, nach der die Betriebsvereinbarung den 
Gegenstand der späteren, individuellen Einwilligungen „umreißt“. 

46	LDI NRW, 29. Bericht (2024), S. 76 f. 
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HIGHLIGHTS FÜR DEN BETRIEBLICHEN 
DATENSCHUTZ

Begrenzung der gemeinsamen Ver-
antwortlichkeit im Fanpage-Kontext
(VG Köln, Urt. v. 17. Juli 2025 – 13 K 1419/23)

Relevanz für die Praxis
Das Urteil des VG Köln ist für die Praxis von erheblicher 
Bedeutung, da es einer weitgehenden Annahme ge‑
meinsamer Verantwortlichkeit im Social-Media-Kontext 
entgegentritt und die Zurechnung datenschutzrecht‑
licher Pflichten klar begrenzt. Unklar ist indes, ob sich 
diese Position auch in der obergerichtlichen oder unions‑
rechtlichen Rechtsprechung durchsetzen wird.

Für §  25 Abs.  1 TDDDG stellt das Gericht klar, dass 
Adressat der Norm nur derjenige ist, dessen Verhalten 
in einem hinreichend engen Ursachen- und Wirkungs‑
zusammenhang mit dem konkreten Fernzugriff steht. 
Adressat ist damit nur, wer den Einsatz des auslesen‑
den oder speichernden Codes technisch oder funktio‑
nal tatsächlich veranlasst, bloße Mitverursachung ge‑
nügt nicht.

Auch für Art. 26 DS‑GVO präzisiert das Urteil die An‑
forderungen: Gemeinsame Verantwortlichkeit setzt eine 
gemeinsame Festlegung von Zwecken und Mitteln vo‑
raus. Fehlen Einflussmöglichkeiten auf Parametrierung, 
Tracking oder Auswertung (etwa „Insights“), scheidet 
eine solche regelmäßig aus.

1.	 Zur Einholung einer Einwilligung nach §  25 Abs.  1 S.  1 
TTDSG verpflichtet ist jede natürliche oder juristische 
Person, die kausal die Ausführung des Quelltextes ver‑
anlasst, der die Informationen speichert oder ausliest, 
und der deshalb die Realisierung der Distanzgefahr 
durch den Fernzugriff, vor dem der Endnutzer geschützt 
werden soll, zuzurechnen ist. Hierfür ist ein hinreichend 
enger Wirkungs- und Ursachenzusammenhang zwi‑
schen der Durchführung des Fernzugriffs und dem Ver‑
halten der Person zu verlangen.

2.	 Die gemeinsame datenschutzrechtliche Verantwortlich‑
keit gemäß Art. 4 Nr. 7 Hs. 1, Art. 26 Abs. 1 S. 1 DS‑GVO setzt 
eine gemeinsame Festlegung von sowohl Zwecken als 
auch Mitteln der konkreten Datenverarbeitung voraus.

3.	 Ob die Mittel der Datenverarbeitung gemeinsam festge‑
legt werden, ist auf Grundlage einer Gesamtwürdigung 
der Umstände des Einzelfalls zu beurteilen. Die bloße 
Mitursächlichkeit des Verhaltens einer Person für eine 
Verarbeitung personenbezogener Daten genügt für die 
Annahme einer gemeinsamen Mittelfestlegung nicht.

4.	 Tauglicher Adressat einer Verwarnung auf Grundlage 
des Art. 58 Abs. 2 lit. b) DS‑GVO ist der für den vollende‑
ten Datenschutzverstoß Verantwortliche oder der Auf‑
tragsverarbeiter nur dann, wenn er im Zeitpunkt des 
Erlasses des Verwarnungsbescheides im Hinblick auf 
die als datenschutzwidrig monierte Datenverarbeitung 
noch Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter ist.

Aus den Gründen:

cc) Adressat des § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG ist jede natürliche oder 
juristische Person, die kausal die Ausführung des Quelltex‑
tes veranlasst, der die Informationen speichert oder ausliest, 
und der deshalb die Realisierung der Distanzgefahr durch den 
Fernzugriff, vor dem der Endnutzer geschützt werden soll, 
zuzurechnen ist. Ein Rückgriff auf die Bestimmungen der Da‑
tenschutz-Grundverordnung zur Verantwortlichkeit kommt 
entgegen der Auffassung der Beklagten nicht in Betracht.

Zwar gelten gemäß §  2 Abs.  1 TTDSG die Begriffsbestim‑
mungen unter anderem der Datenschutzgrundverordnung 
auch für dieses Gesetz, soweit nicht in § 2 Abs. 2 TTDSG eine 
abweichende Begriffsbestimmung getroffen wird. Ein Re‑
kurs auf Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung 
ist deshalb jedoch nur geboten, soweit das Telekommunika‑
tion-Telemedien-Datenschutz-Gesetz seinerseits Termini 
verwendet, die in der Datenschutzgrundverordnung defi‑
niert werden, ohne selbst eine abweichende Definition zu 
geben. Wäre die Einwilligung nach § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG also 
ausdrücklich einem „Verantwortlichen“ gegenüber zu erklä‑
ren, müsste mangels abweichender Begriffsbestimmung im 
Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz auf die 
Definition der Datenschutzgrundverordnung zurückgegriffen 
werden. An die Rolle des Verantwortlichen knüpft die Rege‑
lung indes nicht an. Dies erscheint auch sachgerecht, weil die 
Verantwortlichkeit in Art.  4 Nr.  7 DS‑GVO im Hinblick auf die 
Verarbeitung personenbezogener Daten definiert wird, die 
§ 25 Abs.  1 S.  1 TTDSG in seinem Anwendungsbereich gerade 
nicht voraussetzt. Vgl. Schwartmann/Jaspers/Eckhardt/Burk‑
hardt/Reif/Schwartmann, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 
Rn. 31; Benedikt, Datenschutz-Berater (DSB) 2021, 76 (78); Piltz, 
Computer & Recht (CR) 2021, 555 (560).

Zudem enthält § 25 Abs. 1 S. 2 TTDSG hinsichtlich der An‑
forderungen an die Einwilligung einen ausdrücklichen Ver‑
weis auf die Datenschutzgrundverordnung. Nur insoweit 
hat der Gesetzgeber Anlass für einen Rückgriff auf deren 
Bestimmungen gesehen. Die Norm verweist also ausschließ‑
lich auf das datenschutzrechtliche Einwilligungsregime, ohne 
darüber hinaus datenschutzrechtliche Rollenbilder zu über‑
nehmen. Vgl. Landgericht München I, Urt. v. 29.11.2022 – 33 O 
14776/19 –, juris Rn.  154; Gierschmann/Baumgartner/Hanlo‑
ser, TTDSG, 1. Auflage 2023, TTDSG § 25 Rn. 37.

Auch das Konzept einer gemeinsamen Verantwortlich‑
keit ist der Vorschrift fremd. Für dieses letztere spricht, dass 
der europäische Gesetzgeber die Rechtsfigur der gemeinsa‑
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men Verantwortlichkeit bereits unter Geltung der Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24.10.1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei‑
tung personenbezogener Daten und zum freien Datenver‑
kehr (ABl. L  281 Seite  31, berichtigt 2017 L  40 Seite 78) – Da‑
tenschutzrichtlinie (DSRL) – kannte, wie sich aus deren Art. 4 
lit. d) ergibt, wonach Personen bereits allein oder gemeinsam 
verantwortlich sein konnten, und gleichwohl auf diesbezüg‑
liche Vorgaben in der später erlassenen ePrivacy-Richtlinie 
verzichtete, deren Umsetzung das Telekommunikation-Tele‑
medien-Datenschutz-Gesetz dient. Vgl. Plath/Piltz, DS‑GVO/
BDSG/TTDSG, 4. Auflage 2023, TTDSG § 25 Rn. 22; Drucksache 
des Deutschen Bundestages 19/27441, Seite 1, 37.

Ein anderes folgt entgegen der in der mündlichen Ver‑
handlung vorgetragenen Auffassung der Beklagten auch 
nicht aus dem 10. ErwG zur ePrivacy-Richtlinie. Im Bereich 
der elektronischen Kommunikation gilt danach die Daten‑
schutzrichtlinie vor allem für alle Fragen des Schutzes der 
Grundrechte und Grundfreiheiten, die von der vorliegenden 
Richtlinie nicht spezifisch erfasst werden, einschließlich der 
Pflichten des für die Verarbeitung Verantwortlichen und der 
Rechte des Einzelnen. Damit ist zwar der Begriff des Verant‑
wortlichen angesprochen, allerdings nur im Zusammenhang 
mit der ePrivacy-Richtlinie gerade nicht unterfallender Kom‑
munikation.

Ist vor diesem Hintergrund der Regelungsadressat des 
§ 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG nicht durch Rückgriff auf Bestimmun‑
gen der Datenschutzgrundverordnung, sondern durch Aus‑
legung der Vorschrift selbst zu ermitteln, wird zunächst 
zutreffend darauf hingewiesen, dass der Wortlaut des §  25 
Abs.  1 S.  1 TTDSG rein verhaltensbezogen formuliert sei und 
keine personellen Einschränkungen enthalte. Er knüpft an 
die Speicherung von Informationen und den Zugriff auf In‑
formationen an. Dies spricht dafür, im Ausgangspunkt auf 
jene Personen abzustellen, die faktisch auf Informationen in 
der Endeinrichtung zugreifen oder solche dort speichern. Vgl. 
Schwartmann/Jaspers/Eckhardt/Burkhardt/Reif/Schwart‑
mann, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 31; Plath/Piltz, 
DS‑GVO/BDSG/TTDSG, 4. Auflage 2023, TTDSG §  25 Rn.  26; 
Assion/Schneider, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 17; 
Borges/Hilber/Sesing-Wagenpfeil, BeckOK IT-Recht, Stand 
Januar 2025, TTDSG § 25 Rn. 45; insoweit auch Hanloser, Zeit‑
schrift für Datenschutz (ZD) 2022, 135 (135).

In systematischer Hinsicht spricht für diesen Ansatz zu‑
dem, dass Art.  5 Abs.  3 S.  1 ePrivacy-Richtlinie, dessen Um‑
setzung §  25 Abs.  1 S.  1 TTDSG dient, ebenfalls allein an die 
Speicherung von beziehungsweise den Zugriff auf Informa‑
tionen anknüpft. Auch diese Norm findet auf die Personen 
Anwendung, die faktisch Informationen auf den Endgeräten 
der betroffenen Personen platzieren oder Informationen ab‑
rufen, die bereits auf diesen Geräten gespeichert sind. Zur 
Einholung der Einwilligung verpflichtet ist die die Information 
versendende und ablesende Stelle. Dies legt ebenso eine Be‑
stimmung der Normadressaten anhand objektiver Kriterien 
nahe und spricht so zugleich gegen teilweise in Rechtspre‑
chung und Literatur vertretene Auffassungen, die die Ad‑
ressatenstellung an subjektive Elemente, insbesondere eine 
Absicht, anknüpfen wollen. Vgl. Plath/Piltz, DS‑GVO/BDSG/
TTDSG, 4. Auflage 2023, TTDSG §  25 Rn.  26; Art.-29-Daten‑
schutzgruppe, Stellungnahme 2/2019 zur Werbung auf Basis 

von Behavioural Targeting, angenommen am 22.6.2010, Seite 
23; auf die Speicherungs- oder Zugriffsabsicht stellen dagegen 
ab Gierschmann/Baumgartner/Hanloser, TTDSG, 1. Auflage 
2023, TTDSG § 25 Rn. 42, und ihm folgenden das Oberlandes‑
gericht Frankfurt, Urt. v. 27.6.2024 – 6 U 192/23 –, juris Rn. 41.

Damit ist allerdings nicht gesagt, nach welchen konkreten 
Maßgaben zu bestimmen sein soll, welche Personen „fak‑
tisch“ die Speicherung oder den Zugriff ausführen. In techni‑
scher Hinsicht wird der Zugriff auf die Endeinrichtung durch 
die Ausführung eines Quelltextes, beispielsweise eines PHP-
Skripts oder Java-Skripts, realisiert. Als tatsächliches Krite‑
rium kommt die Kausalität für die Ausführung dieses Quell‑
textes in Betracht. Hierfür spricht eine Zusammenschau des 
§ 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG mit § 29 Abs. 2 TTDSG, der die Zustän‑
digkeit der Beklagten als Aufsichtsbehörde für die Einhaltung 
des ersteren daran anknüpft, dass Speicherung oder Zugriff 
„durch“ bestimmte Stellen erfolgen. Es griffe allerdings ei‑
nerseits zu kurz, lediglich auf die Person abzuheben, die als 
letztes Glied der Kausalkette die Ausführung des Quelltextes 
veranlasst. Dies ist oftmals der Endnutzer selbst, der durch 
den Aufruf einer Internetseite die unmittelbare Ursache für 
die Ausführung des Quelltextes und damit die Speicherung 
von oder den Zugriff auf Informationen in seiner Endeinrich‑
tung setzt. Es liegt auf der Hand, dass § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG 
nicht dem von der Vorschrift geschützten Endnutzer Pflich‑
ten auferlegen soll.

Vgl. Borges/Hilber/Sesing-Wagenpfeil, BeckOK IT-Recht, 
Stand Januar 2025, TTDSG § 25 Rn. 44; zurückhaltend Assion/
Schneider, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 17.

Andererseits ginge zu weit, eine jede Person zu den Re‑
gelungsadressaten zu rechnen, die die Ausführung des Quell‑
textes auch nur mittelbar kausal verursacht. Solchenfalls 
wären beispielsweise sämtliche natürliche Personen erfasst, 
die an der Entwicklung des Quelltextes mitgewirkt haben, 
ungeachtet des Umstandes, dass diese in aller Regel keinerlei 
Möglichkeit haben werden, über die Einholung einer Einwil‑
ligung nach § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG und deren Modalitäten zu 
entscheiden. Damit wäre der Adressatenkreis der Vorschrift 
ersichtlich zu weit gezogen.

Die faktische Betrachtung anhand der Kausalität für 
Speicherung oder Zugriff kann vor diesem Hintergrund nur 
den Ausgangspunkt der Bestimmung der aus § 25 Abs. 1 S. 1 
TTDSG Verpflichteten bilden. Der sich hieraus ergebende 
Kreis potenzieller Adressaten bedarf einer Eingrenzung mit 
Blick auf Sinn und Zweck der Vorschrift. Wie sich den ErwG 
24 und 25 zur ePrivacy-Richtlinie entnehmen lässt, soll der 
Nutzer vor einer sogenannten Distanzgefahr geschützt wer‑
den, also der Speicherung und dem Auslesen von Informa‑
tionen auf seinem Endgerät im Wege des Fernzugriffs ohne 
sein Wissen. Vgl. Schwartmann/Jaspers/Eckhardt/Burkhardt/
Reif/Schwartmann, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 12; 
Hanloser, ZD 2021, 121 (121).

Der Benutzer soll also vor denjenigen Personen geschützt 
werden, denen die Realisierung dieser Distanzgefahr im 
Wege des Fernzugriffs bei wertender Betrachtung zuzurech‑
nen ist und die sie hätten unterbinden können. Entscheidet 
damit über die Adressatenstellung die Zurechnung der Reali‑
sierung einer Gefahr, kann auf die allgemeinen, gefahrenab‑
wehrrechtlichen Grundsätze der Störerhaftung zurückgegrif‑
fen werden, insbesondere zur Verhaltensverantwortlichkeit.
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Als Verhaltensstörer kann, beispielsweise nach § 17 Abs. 1 
des Bundespolizeigesetzes, herangezogen werden, wer eine 
Gefahr verursacht. Verursacher ist jede natürliche oder juris‑
tische Person, die an dem Gefahreneintritt zumindest teil‑
weise mitgewirkt hat. Die Mitwirkung kann gleichermaßen 
in einem Handeln, Dulden oder Unterlassen bestehen. Al‑
lerdings reicht eine bloße Kausalität im naturwissenschaft‑
lichen Sinne für eine Verhaltenshaftung nicht aus. Vielmehr 
bedarf es insbesondere bei mehreren möglichen Verursa‑
chern und unterschiedlichen Verursachungsbeiträgen einer 
wertenden Zurechnung des Gefahreneintritts. Nach der 
Theorie der unmittelbaren Verursachung ist derjenige Störer, 
der bei wertender Betrachtung und unter Einbeziehung aller 
Umstände des jeweiligen Einzelfalls durch seinen Beitrag die 
Gefahrenschwelle überschritten und dadurch die unmittel‑
bare Ursache für den Eintritt der Gefahr gesetzt hat. Dabei 
kommt es entscheidend auf das Vorliegen eines hinreichend 
engen Wirkungs- und Ursachenzusammenhangs zwischen 
dem Überschreiten der Gefahrengrenze und dem Verhalten 
einer Person an, der es gerechtfertigt erscheinen lässt, die 
Pflichtigkeit dieser Person zu bejahen. Dabei können auch 
juristische Personen des Privatrechts ordnungspflichtig sein. 
Dies steht der Inanspruchnahme einer für die juristische Per‑
son verantwortlichen natürlichen Person als Störer allerdings 
nicht entgegen. Jedenfalls kann als Störer nur in Anspruch ge‑
nommen werden, wer in der Lage ist, die Gefahr zu besei‑
tigen. Vgl. BGH, Urt. v. 24.11.1967 – V ZR 196/65 –, juris Rn. 11; 
OVG NRW, Urt. v. 6.9.1993 – 11 A 694/90 –, juris Rn. 38 ff.; vom 
20.5.2015 – 16 A 1686/09 –, juris Rn. 96 f.; jeweils mit weiteren 
Nachweisen (m.w.N.).

Diese Überlegungen sind im Wesentlichen übertragbar: 
Das Erfordernis einer Mitwirkung an dem Eintritt einer Ge‑
fahr entspricht der im Ausgangspunkt zur Begründung der 
Adressatenstellung verlangten Kausalität eines Verhaltens 
für Speicherung oder Zugriff. Nach dem Sinn und Zweck des 
§ 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG genügt auch hier bloße Kausalität im na‑
turwissenschaftlichen Sinne nicht, sondern ist eine wertende 
Zurechnung der Realisierung der Distanzgefahr durch Spei‑
cherung oder Zugriff angezeigt. Es ist ein hinreichend enger 
Wirkungs- und Ursachenzusammenhang zwischen der Rea‑
lisierung des Fernzugriffs und dem Verhalten einer Person zu 
verlangen. Veranlassen juristische Personen die Ausführung 
des den Fernzugriff realisierenden Quelltextes, werden aller‑
dings regelmäßig allein diese und nicht einzelne Beschäftigte 
als Adressaten zu qualifizieren sein. Den letzteren wird in al‑
ler Regel jede Möglichkeit fehlen, darauf Einfluss zu nehmen, 
ob und in welcher Weise eine Einwilligung eingeholt wird. 
Beispielsweise werden einzelne Beschäftigte regelmäßig 
nicht die Gestaltung eines Einwilligungsbanners beeinflus‑
sen können. Angesichts dessen ist im Regelfall die juristische 
Person, die Gegenstand und Umfang von Speicherung be‑
ziehungsweise Zugriff beherrscht und die Modalitäten der 
Einholung einer Einwilligung bestimmt, heranzuziehen. Vgl. 
Borges/Hilber/Sesing-Wagenpfeil, BeckOK IT-Recht, Stand 
Januar 2025, TTDSG § 25 Rn. 46, 48; diesbezüglich wohl ande‑
rer Ansicht (a.A.) Schwartmann/Jaspers/Eckhardt/Burkhardt/
Reif/Schwartmann, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 31.

Im Einzelfall mag zur Begründung der Adressatenstellung 
darüber hinaus die – nicht unumstrittene – Figur des Zweck‑
veranlassers herangezogen werden können. Danach kann im 

allgemeinen Gefahrenabwehrrecht als Verhaltensstörer auch 
anzusehen sein, wer zwar nicht unmittelbarer Verursacher 
ist, aber durch sein Verhalten entweder – subjektiv – ge‑
zielt die durch den Verursacher eintretende Gefahr auslöst 
oder – objektiv – eine Situation herbeiführt, in der (nahezu) 
zwangsläufig von einem Dritten eine Gefahr ausgeht. Der 
Wirkungs- und Verantwortungszusammenhang zwischen 
dem Verhalten des Zweckveranlassers und dem Gefahren‑
eintritt muss so eng sein, dass bei wertender Betrachtung das 
Verhalten des Zweckveranlassers mit der durch den Verursa‑
cher unmittelbar herbeigeführten Gefahr oder Störung eine 
natürliche Einheit bildet. Die Figur des Zweckveranlassers ist 
Kritik ausgesetzt, weil das eigenverantwortliche Handeln der 
die Gefahr eigentlich erst unmittelbar verursachenden Drit‑
ten aus dem Blick gerät. Bei der Inanspruchnahme als Störer 
ist dem verfassungsrechtlichen Erfordernis Rechnung zu tra‑
gen, dass behördliche Maßnahmen primär gegen den Störer 
zu richten sind. Eine Heranziehung der Figur des Zweckver‑
anlassers als Begründung für die Störereigenschaft kann 
allenfalls bei Vorliegen besonderer Umstände in Betracht 
kommen. Vgl. OVG NRW, Urt. v. 9.2.2012 – 5 A 2382/10 –, juris 
Rn. 45 ff.; Beschl. v. 19.2.2018 – 4 A 218/16 –, juris Rn. 34 f.; vom 
11.10.2024 – 20 A 1550/20 –, juris Rn. 55 f.; Niedersächsisches 
OVG, Beschl. v. 15.12.2023 – 11 ME 506/23 –, juris Rn. 25; jeweils 
m.w.N.

In der Regel werden nach diesen Maßgaben als Adres‑
saten heranzuziehen sein die natürlichen und juristischen 
Personen, die den die Speicherung oder den Zugriff auf die 
Endeinrichtung umsetzenden Quelltext selbst ausführen 
oder – bei Handeln im Auftrag – diejenigen, die ihn aus‑
führen lassen, oder – verursacht unmittelbar der Endnutzer 
selbst die Ausführung des Quelltextes – diejenigen, die ihn 
zum Abruf für den Endnutzer bereithalten beziehungsweise 
bereithalten lassen. Diese Personen verursachen den Fernzu‑
griff nicht nur kausal, sondern haben regelmäßig zugleich die 
Entscheidungsgewalt über dessen Ausführung oder Bereit‑
haltung und damit über die Speicherung von und den Zugriff 
auf Informationen in den Endeinrichtungen der Endnutzer; 
zugleich haben sie in der Regel die Entscheidungshoheit über 
die Modalitäten der etwaigen Einholung einer Einwilligung. 
Ihr Verhalten steht unter diesen Umständen in einem hinrei‑
chend engen Wirkungs- und Ursachenzusammenhang mit 
der Ausführung des Fernzugriffs. Die Heranziehung von Drit‑
ten als Zweckveranlasser wird nur in eng umgrenzten Aus‑
nahmefällen unter besonderen Umständen infrage kommen, 
etwa, wenn diese selbst über Gegenstand und Umfang des 
Fernzugriffs oder die Einholung einer Einwilligung und deren 
Modalitäten durch die unmittelbar verhaltensverantwortli‑
che Person entscheiden können.

Erfolgt die Speicherung oder der Zugriff im Rahmen der 
Nutzung eines Telemediums, kommt der Frage, wer als An‑
bieter dieses Telemediums auftritt, entgegen der Auffassung 
der Beklagten keine Bedeutung zu. Telemedium ist gemäß 
§ 2 Abs. 1 TTDSG i.V.m. § 1 Abs. 1 S. 1 des Telemediengesetzes in 
der zum maßgeblichen Zeitpunkt des Erlasses des angefoch‑
tenen Bescheides geltenden Fassung vom 23.6.2021 (TMG) – 
inzwischen abgelöst durch das Digitale-Dienste-Gesetz vom 
6.5.2024 – ein elektronischer Informations- und Kommu‑
nikationsdienst, soweit dieser nicht Telekommunikations‑
dienst oder telekommunikationsgestützter Dienst nach dem 
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Telekommunikationsgesetz oder Rundfunk nach dem Rund‑
funkstaatsvertrag ist. Anbieter des Telemediums ist gemäß 
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 TTDSG, wer das eigene oder fremde Telemedi‑
um erbringt, an der Erbringung mitwirkt oder den Zugang zur 
Nutzung des eigenen oder fremden Telemediums vermittelt.

Dem §  25 TTDSG lässt sich nicht entnehmen, dass auch 
nur insbesondere Anbieter von Telemedien hätten adressiert 
werden sollen. Namentlich folgt dies nicht aus §  25 Abs.  2 
Nr. 2 TTDSIreland Eine Einwilligung ist danach nicht erforder‑
lich, wenn die Speicherung von Informationen in der Endein‑
richtung des Endnutzers oder der Zugriff auf bereits in der 
Endeinrichtung des Endnutzers gespeicherte Informationen 
unbedingt erforderlich ist, damit der Anbieter eines Teleme‑
diendienstes einen vom Nutzer ausdrücklich gewünschten 
Telemediendienst zur Verfügung stellen kann. Die Regelung 
entbindet also lediglich Anbieter von Telemediendiensten 
unter den genannten Voraussetzungen von der Verpflichtung 
zur Einholung einer Einwilligung. Damit ist bloß gesagt, dass 
Adressaten des § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG Anbieter von Telemedien 
sein können, aber weder, dass sie zwingend Telemedienan‑
bieter sein müssten, noch, dass die Vorschrift insbesondere 
diese hätte adressieren wollen. Soweit mitunter darauf hin‑
gewiesen wird, nur die Telemedienanbieter könnten den 
Endnutzern im Vorfeld die entscheidenden Informationen 
zur Verfügung stellen, spricht dies dafür, dass Adressaten 
des § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG, erfolgen Speicherung und Zugriff 
im Rahmen der Nutzung eines Telemediums, regelmäßig 
zugleich Anbieter desselben sein werden. Dies bedeutet 
aber nicht, dass ausnahmslos sämtliche der Definition des 
§ 2 Abs. 2 Nr.  1 TTDSG unterfallende Telemedienanbieter als 
Adressaten des § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG heranzuziehen wären. 
Angesichts der weiten Definition der Anbietereigenschaft 
kann keine Rede davon sein, dass stets sämtlichen Anbietern 
eines Telemediums nach den oben dargestellten Maßstäben 
die Realisierung der mit dem Fernzugriff verbundenen Dis‑
tanzgefahr zuzurechnen wäre. So genügt für die Erbringung 
eines Telemediums bereits jedwede Ermöglichung der Nut‑
zung eines solchen. Bloße Unterstützungsleistungen ver‑
mögen die Anbietereigenschaft bereits zu begründen. Vgl. 
Schwartmann/Jaspers/Eckhardt/Burkhardt/Reif/Schwart‑
mann, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG §  25 Rn.  30; Taeger/
Gabel/Ettig, DS‑GVO/BDSG/TTDSG, 4. Auflage 2022, TTDSG 
§  2 Rn.  14; Gierschmann/Baumgartner/Hanloser, TTDSG, 
1. Auflage 2023, TTDSG §  25 Rn.  42; Plath/Piltz, DS‑GVO/
BDSG/TTDSG, 4. Auflage 2023, TTDSG § 25 Rn. 26 f.; Riechert/
Wilmer/Riechert, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 10; 
Assion/Schneider, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 17; 
Riechert/Wilmer/Wilmer, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 2 
Rn.  8; Der Bayerische Landesbeauftragte für den Daten‑
schutz (BayLfD), Bayerische öffentliche Stellen und Teleme‑
dien – Erläuterungen zum TTDSG – Orientierungshilfe vom 
1.12.2021, Rn.  24 f.; a.A. Borges/Hilber/Sesing-Wagenpfeil, 
BeckOK IT-Recht, Stand Januar 2025, TTDSG § 25 Rn. 50, der 
die Anbietereigenschaft zur Begründung der Adressatenstel‑
lung ausreichen lässt; ähnlich Datenschutzkonferenz (DSK), 
Kurzgutachten zur datenschutzrechtlichen Konformität des 
Betriebs von „Facebook-Fanpages“ vom 10.11.2022, Seite 7 f., 
wonach die Vorschrift insbesondere diese adressieren soll.

Bei alldem kommt dem für die Bestimmung der daten‑
schutzrechtlichen Verantwortlichkeit gemäß Art. 4 Nr. 7 Hs. 1 

DS‑GVO relevanten Kriterium der Entscheidung über Zwecke 
und Mittel der Datenverarbeitung allenfalls indizielle Be‑
deutung zu. Die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit 
ist zur Begründung der Adressatenstellung im Hinblick auf 
§  25 Abs.  1 S.  1 TTDSG allein weder ausreichend noch erfor‑
derlich. Die Entscheidung über Zwecke und Mittel der Ver‑
arbeitung wird nicht notwendig von derselben Person oder 
denselben Personen getroffen, die spezifisch über die Aus‑
führung des Fernzugriffs entscheiden. Ein Gleichlauf von 
datenschutzrechtlicher Verantwortlichkeit und Verpflichtung 
aus §  25 Abs.  1 S.  1 TTDSG ist vor diesem Hintergrund nicht 
zwingend. Vgl. Schwartmann/Jaspers/Eckhardt/Burkhardt/
Reif/Schwartmann, TTDSG, 1. Auflage 2022, TTDSG § 25 Rn. 31; 
Plath/Piltz, DS‑GVO/BDSG/TTDSG, 4. Auflage 2023, TTDSG 
§  25 Rn.  26; Borges/Hilber/Sesing-Wagenpfeil, BeckOK IT-
Recht, Stand Januar 2025, TTDSG § 25 Rn. 47, 51; Piltz, CR 2021, 
555 Rn. 34.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass Adressat des 
§ 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG jede natürliche oder juristische Person 
ist, die kausal die Ausführung des die Speicherung oder den 
Zugriff auf die Endeinrichtung umsetzenden Quelltextes 
veranlasst und der darüber hinaus bei wertender Betrach‑
tung die mit dem Fernzugriff einhergehende Realisierung 
der Distanzgefahr zuzurechnen ist. Das sind regelmäßig die 
Personen, die den Quelltext selbst ausführen beziehungs‑
weise ausführen lassen oder für den Endnutzer zum Abruf 
bereithalten oder bereithalten lassen. Ohne Bedeutung ist, 
ob diese Personen Anbieter eines Telemediums sind, und von 
allenfalls indizieller Bedeutung, ob sie datenschutzrechtlich 
Verantwortliche sind.

(4) Die Klägerin zu 1 ist nach diesen Maßgaben nicht Adres‑
satin des § 25 Abs. 1 S. 1 TTDSG im Hinblick auf das Setzen und 
Auslesen der streitgegenständlichen „Cookies“. Der Betrieb 
der „Fanpage“ ist zwar mittelbar kausal für die Platzierung 
des „c-user-Cookies“, des „datr-Cookies“ und des „fr-Coo‑
kies“, sofern der Benutzer die Interaktion, die die Platzierung 
der „Cookies“ auslöst, im Rahmen des Besuches der „Fanpa‑
ge“ vornimmt. Bei wertender Betrachtung ist der Klägerin zu 
1 aber die Realisierung der Distanzgefahr durch den mit dem 
Setzen und Auslesen der „Cookies“ einhergehenden Fernzu‑
griff auf die Endeinrichtung des Nutzers nicht zuzurechnen. 
[…]

Die Klägerin zu 1 ist Anbieterin des Telemediendienstes 
[…]. Allein die Anbietereigenschaft genügt jedoch, wie dar‑
gestellt, nicht zur Begründung der Adressatenstellung im 
Hinblick auf § 25 Abs.  1 S.  1 TTDSG, ist vielmehr für sich be‑
trachtet ohne Belang. Die Klägerin zu 1 beherrscht gleichwohl 
die Speicherung von und den Zugriff auf Informationen in 
den Endeinrichtungen der Endnutzer, die mit der Platzierung 
der streitgegenständlichen „Cookies“ einhergehen, bei wer‑
tender Betrachtung nicht. Es besteht kein hinreichender Wir‑
kungs- und Ursachenzusammenhang zwischen dem Betrieb 
der „Fanpage“ und der Realisierung des Fernzugriffs. Der Be‑
trieb der „Fanpage“ steht auch nicht in einem derart engen 
Zusammenhang mit der Platzierung der streitbefangenen 
„Cookies“, dass sie bei wertender Betrachtung eine natürliche 
Einheit bilden würden und die Klägerin zu 1 als Zweckveran‑
lasserin anzusehen wäre. Weder kommt es der Klägerin zu 1 
subjektiv auf die Platzierung der „Cookies“ an noch ist diese 
zwangsläufige Folge ihres Verhaltens.
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Das folgt entgegen der in der mündlichen Verhandlung 
betonten Auffassung der Klägerin zu 1 indessen nicht bereits 
daraus, dass die Besucher ihrer „Fanpage“, um die Platzierung 
eines „Cookies“ auszulösen, zunächst mit dem Einwilligungs‑
banner interagieren müssen. Nach der Lebenserfahrung ist 
jedenfalls mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten, dass Personen, die die „Fanpage“ der Klägerin 
zu 1 ansteuern, mit dem Einwilligungsbanner interagieren 
werden, weil sie ansonsten den Inhalt der „Facebook“-Seite 
schlechterdings nicht zur Kenntnis nehmen könnten. Allein 
die „Barriere“ des Einwilligungsbanners durchbräche ange‑
sichts dessen einen ansonsten gegebenen Ursachen- und 
Wirkungszusammenhang zwischen dem Betrieb der „Fan‑
page“ und der Platzierung von „Cookies“ nicht.

Ein solcher ist aber nicht gegeben. Von der Entscheidung 
über die Eröffnung der „Fanpage“ abgesehen, die lediglich 
mittelbar kausal für die Platzierung von „Cookies“ im Rah‑
men des Besuchs derselben durch einen Nutzer ist, besteht 
kein Zusammenhang zwischen dem Verhalten der Klägerin 
zu 1 und der Platzierung der „Cookies“. Die hier streitgegen‑
ständlichen werden bereits nicht zwingend im Rahmen des 
Besuchs einer „Fanpage“ gesetzt. Die Platzierung der „Coo‑
kies“ wird vielmehr durch bestimmte Interaktionen des 
Endnutzers auf einer „Facebook“-Seite oder externen Inter‑
netseite ausgelöst, und zwar unabhängig davon, ob die „Fan‑
page“ der Klägerin zu 1 besucht wurde.

So wird das „c-user-Cookie“ gesetzt, sobald ein regis‑
trierter Benutzer sich anmeldet, und das „datr-Cookie“, so‑
bald der Benutzer mit dem Einwilligungsbanner interagiert 
hat. Auch die Platzierung des „fr-Cookies“ ist von bestimm‑
ten Aktivitäten des Benutzers abhängig, unter anderem bei 
dem Besuch externer Internetseiten, die das „Facebook-Pi‑
xel-Plugin“ verwenden. Dieses platziert auf der Internetseite 
pixelgroße Felder, die, werden sie beim Aufruf der Seite ge‑
laden, die Speicherung des „fr-Cookies“ durch die Klägerin zu 
2 auslösen. Der Klägerin zu 2 wird auf diese Weise mitgeteilt, 
welche externen Internetseiten der Benutzer besucht hat, 
was ihr ermöglicht, personalisierte Werbung zu liefern. Vgl. 
diesbezügliche Erläuterungen in den „Cookie“-Richtlinien das 
„Facebook-Pixel-Plugin“ verwendender Drittanbieter, zum 
Beispiel „https://de.remington-europe.com/cookie-richtli‑
nien“; „https://www.blancpain.com/de/hinweis-zu-cookies-
pixel-und-social-plug-ins“; jeweils abgerufen am 8.5.2025.

Die „Cookies“ können also zwar bei Gelegenheit des Auf‑
rufs der „Fanpage“ der Klägerin zu 1 gesetzt werden; soweit 
das „fr-Cookie“ im Zusammenhang mit dem Besuch einer ex‑
ternen Internetseite gesetzt wird, ist selbst dies nicht der Fall. 
Jedoch ist der Aufruf spezifisch einer „Fanpage“, geschweige 
denn gerade der „Fanpage“ der Klägerin zu 1, nicht Voraus‑
setzung der Platzierung der „Cookies“.

Die Klägerin zu 1 kann auch weder rechtlich noch tatsäch‑
lich Einfluss darauf nehmen, ob und welche „Cookies“ und für 
welchen Zeitraum diese gesetzt werden, wenn der Benutzer 
die die Platzierung des „Cookies“ auslösende Interaktion im 
Rahmen des Besuches ihrer „Fanpage“ vornimmt. In recht‑
licher Hinsicht räumen die zwischen den Klägerinnen beste‑
henden Nutzungsvereinbarungen der Klägerin zu 1 nicht das 
Recht ein, über die Platzierung von „Cookies“ zu entscheiden. 
Vielmehr macht die Klägerin zu 2 einseitig die Hinnahme des 
Speicherns und Auslesens von „Cookies“ zur Voraussetzung 

für die Inanspruchnahme der Dienste ihres sozialen Netz‑
werks auch im Hinblick auf den Betrieb einer „Fanpage“, dies 
zwecks Finanzierung ihrer Dienste. Vorgaben zur Speiche‑
rung und zum Auslesen von „Cookies“, respektive der an‑
schließenden Auswertung der gewonnenen Daten durften 
„Fanpage“-Betreiber in der Vergangenheit im Hinblick auf die 
Erstellung von „Insights“-Statistiken machen. Sie konnten 
Kriterien vorgeben, nach denen diese Statistiken zu erstel‑
len waren. Zum Zeitpunkt des Erlasses des angefochtenen 
Bescheides wurden „Fanpage“-Betreibern diese Statistiken 
allerdings bloß noch in statischer Form zur Verfügung ge‑
stellt. Die Möglichkeit einer Parametrierung war nicht mehr 
gegeben. Ob die bloße Bekanntgabe der Ergebnisse der Aus‑
wertung zuvor mittels der Platzierung von „Cookies“ gewon‑
nener Daten einen hinreichenden Ursachen- und Wirkungs‑
zusammenhang zwischen dem Betrieb einer „Fanpage“ und 
dem Setzen von „Cookies“ zu begründen vermag, erscheint 
überaus zweifelhaft, ist vorliegend aber jedenfalls deshalb 
nicht entscheidungserheblich, weil zur Zeit des Erlasses des 
Datenverarbeitungsverbots der Klägerin zu 1 jene Statistiken 
ohnehin nicht mehr zur Verfügung gestellt wurden.

In tatsächlicher Hinsicht äußert sich zwar ein gewisser 
Einfluss der Klägerin zu 1 gerade darin, dass sie die Klägerin 
zu 2 dazu bewogen hat, ihr die „Insights“-Statistiken nicht 
mehr zur Verfügung zu stellen. Jedoch hat sie spezifisch auf 
die vorliegend streitbefangenen Datenverarbeitungen auch 
faktisch keinen Einfluss. Wie die Klägervertreter in der münd‑
lichen Verhandlung ausgeführt haben, war die Klägerin zu 2 
zu keiner Zeit bereit, auf Betreiben der Klägerin zu 1 das Spei‑
chern und Auslesen der streitgegenständlichen „Cookies“ zu 
unterlassen oder dessen Umfang zu modifizieren. Das stellt 
auch die Beklagte nicht in Abrede. Über den Inhalt dieser Da‑
tensätze, die Voraussetzungen des Platzierens der „Cookies“ 
und ihre Speicherdauer entscheidet allein die Klägerin zu 2.

c) […] Ein Verstoß der Klägerin zu 1 gegen die Vorschrif‑
ten des Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1, Art. 5 Abs. 1, 2 DS‑GVO liegt im 
Hinblick auf die streitgegenständlichen Datenverarbeitungen 
nicht vor, weil sie nicht deren Adressatin ist. Die Klägerin zu 
1 ist datenschutzrechtlich nicht gemeinsam mit der Klägerin 
zu 2 verantwortlich gemäß Art. 4 Nr. 7 Hs. 1, Art. 26 Abs. 1 S. 1 
DS‑GVO.

[…] Entgegen der Auffassung der Beklagten setzt die ge‑
meinsame Verantwortlichkeit […] eine gemeinsame Festle‑
gung von sowohl Zwecken als auch Mitteln der Verarbeitung 
voraus. Dies gilt im Hinblick auf jeden einzelnen der streit‑
gegenständlichen Datenverarbeitungsvorgänge [dazu aa)]. 
Ob die Mittel der Datenverarbeitung gemeinsam festgelegt 
werden, ist auf Grundlage einer Gesamtwürdigung der Um‑
stände des Einzelfalls zu beurteilen. Die bloße Ermöglichung 
einer Datenverarbeitung begründet für sich betrachtet keine 
gemeinsame Festlegung der Mittel [dazu bb)]. In Anwendung 
dieser Maßstäbe ist die Klägerin zu 1 bereits deshalb für die 
streitgegenständlichen Datenverarbeitungen nicht verant‑
wortlich, weil sie deren Mittel nicht allein oder gemeinsam 
mit der Klägerin zu 2 festlegt [dazu cc)].

aa) Die gemeinsame Verantwortlichkeit setzt eine ge‑
meinsame Festlegung sowohl von Zwecken als auch Mitteln 
der Verarbeitung voraus. Die Entscheidung über Zwecke und 
Mittel kann gemäß Art. 4 Nr. 7 Hs. 1 DS‑GVO allein oder ge‑
meinsam erfolgen. In beiden Fällen ist nach dem Wortlaut 
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dieser Vorschrift und des Art.  26 Abs.  1 S.  1 DS‑GVO verant‑
wortlich indes nur, wer Zwecke „und“ Mittel der Verarbeitung 
festlegt. Dem entspricht, dass es nach dem ErwG 79 zur Da‑
tenschutzgrundverordnung einer klaren Zuteilung der Ver‑
antwortlichkeiten unter anderem in Fällen bedarf, in denen 
ein Verantwortlicher die Verarbeitungszwecke „und“ -mittel 
gemeinsam mit anderen Verantwortlichen festlegt. Im Hin‑
blick auf den auch für Sanktionen ohne strafrechtlichen Cha‑
rakter geltenden Bestimmtheitsgrundsatz erscheint eine eng 
an ihrem Wortlaut orientierte Auslegung der Vorschriften des 
Art. 4 Nr. 7 Hs. 1 und Art. 26 Abs. 1 S. 1 DS‑GVO auch angesichts 
der bei Verstößen gegen die Pflichten des Verantwortlichen 
vorgesehenen Verhängung hoher Geldbußen gemäß Art. 83 
Abs. 4 lit. a) DS‑GVO geboten. Außerdem wurde bereits aus‑
geführt, dass jeder gemeinsam Verantwortliche eigenstän‑
dig der Definition des Verantwortlichen in Art.  4 Nr.  7 Hs. 1 
DS‑GVO entsprechen muss. Wer lediglich über Zwecke oder 
Mittel der Verarbeitung entscheidet, entspricht dieser Defi‑
nition nicht. Vgl. Paal/Pauly/Martini, DS‑GVO/BDSG, 3. Auf‑
lage 2021, DS‑GVO Art. 26 Rn. 21a; Simitis/Hornung/Spieker/
Petri/Stief gen. Döhmann, DS‑GVO, 2. Auflage 2025, DS‑GVO 
Art.  26 Rn.  12; Gola/Heckmann/Piltz, DS‑GVO/BDSG, 3. Auf‑
lage 2022, DS‑GVO Art. 26 Rn. 4; Plath/Plath, DS‑GVO/BDSG/
TTDSG, 4. Auflage 2023, DS‑GVO Art. 26 Rn.  10; Kartheuser/
Nabulsi, Zeitschrift für das Recht der Digitalisierung, Daten‑
wirtschaft und IT (Multimedia und Recht – MMR) 2018, 717 
(720); Europäischer Datenschutzausschuss (EDSA), Leitlinien 
07/2020 zu den Begriffen „Verantwortlicher“ und „Auftrags‑
verarbeiter“ in der DS‑GVO, angenommen am 7.7.2021, Seite 3 
und Rn. 36, 50, 53; BayLfD, Gemeinsame Verantwortlichkeit 
– Orientierungshilfe, Stand 6.2024, Rn.  44; a.A. – diese un‑
zutreffend als „allgemeine Auffassung“ bezeichnend – Bor‑
ges/Hilber/Borges, BeckOK IT-Recht, Stand Juli 2021, DS‑GVO 
Art.  26 Rn.  10; ebenso, Kühling/Buchner/Hartung, DS‑GVO/
BDSG, 4. Auflage 2024, DS‑GVO Art. 26 Rn. 16; Laue/Nink/Kre‑
mer, Datenschutzrecht in der betrieblichen Praxis, § 5 Rn. 18; 
Art.-29-Datenschutzgruppe, Stellungnahme 1/2010 zu den 
Begriffen „für die Verarbeitung Verantwortlicher“ und „Auf‑
tragsverarbeiter“, angenommen am 16.2.2010, Seite 23; zum 
unionsrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz: Klaas/Momsen/
Wybitul/Cornelius, Datenschutzsanktionenrecht, § 2 Rn. 10.

Dem entsprechen auch die verwaltungs- und unions‑
gerichtliche Rechtsprechung. So verneinte das Oberverwal‑
tungsgericht Schleswig-Holstein eine gemeinsame Verant‑
wortlichkeit des Betreibers einer kommerziellen „Fanpage“ 
und der Klägerin zu 2 im Hinblick auf die Verknüpfung von 
„Fanpage“-Aufruf und Daten eines „Facebook“-Mitglieds in 
Profilen sowie deren Nutzung zu Werbezwecken, weil es 
„jedenfalls“ an einer gemeinsamen Entscheidung über den 
Zweck der Datenverarbeitungen fehle. Vgl. OVG SH, Urt. v. 
25.11.2021 – 4 LB 20/13 –, juris Rn. 153.

Genügte zur Begründung der gemeinsamen Verantwort‑
lichkeit bereits eine gemeinsame Mittelfestlegung, hätte 
diese nicht offengelassen werden können. Auch der Ge‑
richtshof lässt erkennen, dass eine (gemeinsame) Festlegung 
von sowohl Zwecken als auch Mitteln zur Begründung einer 
(gemeinsamen) Verantwortlichkeit notwendig sei. In der Sa‑
che „Fashion ID“ hätte es ansonsten nach Feststellung einer 
gemeinsamen Festlegung der Mittel keiner Überlegungen 
zu einer gemeinsamen Zweckfestlegung mehr bedurft. Die 

beklagtenseits in Bezug genommene Formulierung, wonach 
Personen für Vorgänge, für die sie weder Zwecke noch Mit‑
tel festlegen, nicht verantwortlich seien, ist vor diesem Hin‑
tergrund dahin zu verstehen, dass jedenfalls unter diesen 
Umständen keine gemeinsame Verantwortlichkeit besteht, 
nicht aber bereits die Entscheidung über Zwecke oder Mittel 
zu ihrer Begründung genügte. Vgl. EuGH, Urt. v. 29.7.2019 – 
C-40/17 [ECLI:EU:C:2019:629], Fashion ID – Rn. 74, 77 ff.

Der Beklagten kann auch insofern nicht gefolgt werden, 
als sie die Auffassung vertritt, bei einer Kette von Datenver‑
arbeitungsvorgängen sei eine gesamtheitliche Betrachtung 
anzustellen und müsse nicht jeder in Betracht kommende Ak‑
teur für jeden einzelnen Vorgang sämtliche Voraussetzungen 
des Art. 4 Nr. 7 Hs 1 DS‑GVO beziehungsweise Art. 26 Abs. 1 S. 1 
DS‑GVO erfüllen. Richtig ist zwar, dass nach der Rechtspre‑
chung des Gerichtshofs das Bestehen einer gemeinsamen 
Verantwortlichkeit nicht zwangsläufig eine gleichwertige 
Verantwortlichkeit der verschiedenen Akteure für dieselbe 
Verarbeitung personenbezogener Daten zur Folge. Vielmehr 
können diese Akteure in die Verarbeitung personenbezoge‑
ner Daten in verschiedenen Phasen und in unterschiedlichem 
Ausmaß einbezogen sein, sodass der Grad der Verantwort‑
lichkeit eines jeden von ihnen unter Berücksichtigung aller 
maßgeblichen Umstände des Einzelfalls zu beurteilen ist. Vgl. 
EuGH, Urteile vom 10.7.2018 – C-25/17 [ECLI:EU:C:2018:551], Je‑
hovan todistajat – Rn. 66, 69; vom 7.3.2024 – C-604/22 [EC‑
LI:EU:C:2024:214], IAB Europe – Rn. 58.

Daraus folgt jedoch nicht, dass eine Reihe von Vorgängen 
in der Weise als einheitlicher Lebenssachverhalt zu beurteilen 
wäre, dass die Verantwortlichkeit eines Akteurs sich auch auf 
solche Vorgänge erstrecken könnte, für die er Zwecke oder 
Mittel nicht (gemeinsam mit anderen) festlegt. Im Gegenteil 
gebietet die zitierte Rechtsprechung gerade eine Differen‑
zierung zwischen verschiedenen Datenverarbeitungsvor‑
gängen. Wie der Gerichtshof in der Sache „Fashion ID“ betont, 
kann eine Person nur für diejenigen Vorgänge der Verarbei‑
tung personenbezogener Daten gemeinsam mit anderen 
verantwortlich sein, über deren Zwecke und Mittel sie ge‑
meinsam mit diesen entscheidet.Vgl. EuGH, Urt. v. 29.7.2019 
– C-40/17 [ECLI:EU:C:2019:629], Fashion ID – Rn. 74.

Dies setzt eine differenzierte Betrachtung jedes einzelnen 
Datenverarbeitungsvorgangs voraus. Eine gesamtheitliche 
Betrachtung einer Kette von Datenverarbeitungsvorgängen 
unter Verzicht auf das Erfordernis der Festlegung von Zwe‑
cken und Mitteln in Bezug auf jeden einzelnen dieser Vorgän‑
ge ist hiermit nicht zu vereinbaren.

bb) Ob die Mittel der Datenverarbeitung gemeinsam fest‑
gelegt werden, ist auf Grundlage einer Gesamtwürdigung 
der Umstände des Einzelfalls zu beurteilen. Die Mittel einer 
bestimmten Verarbeitung legt fest, wer entscheidet, auf 
welche Weise die Verarbeitung erfolgt. Gemeinsam verant‑
wortlich kann bereits sein, wer im Eigeninteresse auf die Ent‑
scheidung über die Mittel der Verarbeitung Einfluss genom‑
men hat. Ein irgendwie gearteter Einfluss genügt dabei aber 
nicht. Vielmehr ist ein bestimmender, also (mit-)entscheiden‑
der Einfluss erforderlich. Eine gemeinsame Beteiligung kann 
dabei in Form einer gemeinsam getroffenen Entscheidung 
von zwei oder mehr Stellen vorliegen oder sich aus konver‑
gierenden Entscheidungen von zwei oder mehr Stellen über 
die Mittel ergeben. Entscheidungen können als konvergie‑
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rend angesehen werden, wenn sie einander ergänzen und 
für die Verarbeitung in einer Weise erforderlich sind, dass sie 
einen spürbaren Einfluss auf die Bestimmung der Mittel der 
Verarbeitung nehmen. Vgl. EuGH, Urt. v. 5.12.2023 – C-683/21 
[ECLI:EU:C:2023:949] –, Rn.  31; Plath/Plath, DS‑GVO/BDSG/
TTDSG, 4. Auflage 2023, DS‑GVO Art. 26 Rn.  15; EDSA, Leitli‑
nien 07/2020 zu den Begriffen „Verantwortlicher“ und „Auf‑
tragsverarbeiter“ in der DS‑GVO, angenommen am 7.7.2021, 
Rn. 35, 54 f.

Bei der Beurteilung, ob ein Akteur auf die Entscheidung 
über die Mittel der Verarbeitung in diesem Sinne Einfluss 
genommen hat, ist zu bedenken, dass der Begriff des Ver‑
antwortlichen ein funktionales Konzept darstellt. Formale 
Aspekte sind nicht maßgeblich. So kann die notwendige Ent‑
scheidungsbefugnis nicht allein aus einer Rechtsvorschrift 
folgen, sondern ebenso aus einer nach den Umständen des 
Einzelfalls gegebenen faktischen Einflussnahme. Ergibt sich 
die Entscheidungshoheit eines Akteurs nicht aus Rechtsvor‑
schriften, ist über seine Einstufung als Verantwortlicher auf 
Grundlage einer Beurteilung der tatsächlichen Umstände der 
Verarbeitung zu entscheiden. Bei dieser Beurteilung kommt 
dem Grad der tatsächlich von einer Person ausgeübten Kont‑
rolle eine Bedeutung zu. Außerdem können bestimmte Tätig‑
keiten eine datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit impli‑
zieren. Auch die Außenwirkung der Tätigkeit und eine hiermit 
verbundene Erwartungshaltung der Betroffenen kann in die 
Bewertung eingestellt werden. In die Gesamtbetrachtung 
fließt außerdem ein, ob eine Stelle eine Datenverarbeitung 
bewusst akzeptiert, weil sie etwa von ihr profitiert. Schließ‑
lich kann eine organisierende und koordinierende Hoheit 
die Verantwortlichkeit indizieren. Vgl. Taeger/Gabel/Arning/
Rothkegel, DS‑GVO/BDSG/ TTDSG, 4. Auflage 2022, DS‑GVO 
Art.  4 Rn.  181 ff.; Simitis/Hornung/Spieker/Petri/Stief gen. 
Döhmann, Datenschutzrecht, 2. Auflage 2025, DS‑GVO Art. 4 
Nr. 7 Rn. 22 ff.; Art. -29-Datenschutzgruppe, Stellungnahme 
1/2010 zu den Begriffen „für die Verarbeitung Verantwortli‑
cher“ und „Auftragsverarbeiter“, angenommen am 16.2.2010, 
Seite 14 f.; EDSA, Leitlinien 07/2020 zu den Begriffen „Verant‑
wortlicher“ und „Auftragsverarbeiter“ in der DS‑GVO, ange‑
nommen am 7.7.2021, Rn. 20 ff.

Bei der Festlegung der Mittel ist zwischen wesentlichen 
und nicht wesentlichen Mitteln zu differenzieren. Während 
die Entscheidung über wesentliche Mittel der Verarbeitung in 
aller Regel Sache des Verantwortlichen ist, rechtfertigt eine 
– auch entscheidende – Einflussnahme auf unwesentliche 
Mittel der Verarbeitung nicht ohne weiteres die Annahme 
einer gemeinsamen Verantwortlichkeit. Wesentliche Mittel 
sind solche, die in engem Zusammenhang mit dem Zweck 
und dem Umfang der Verarbeitung stehen wie die Art der 
verarbeiteten personenbezogenen Daten, die Dauer der Ver‑
arbeitung, die Kategorien von Empfängern und die Katego‑
rien betroffener Personen. Bei den nicht wesentlichen Mit‑
teln stehen dagegen Aspekte der Umsetzung in Rede wie die 
Wahl einer bestimmten Hard- oder Software oder die Sicher‑
heitsmaßnahmen im Detail. Vgl. Taeger/Gabel/Arning/Roth‑
kegel, DS‑GVO/BDSG/ TTDSG, 4. Auflage 2022, DS‑GVO Art. 4 
Rn.  184; Simitis/Hornung/Spieker/Petri/Stief gen. Döhmann, 
Datenschutzrecht, 2. Auflage 2025, DS‑GVO Art. 4 Nr. 7 Rn. 21; 
EDSA, Leitlinien 07/2020 zu den Begriffen „Verantwortlicher“ 

und „Auftragsverarbeiter“ in der DS‑GVO, angenommen am 
7.7.2021, Rn. 32 ff.

Keinesfalls genügt allerdings die bloße Mitursächlichkeit 
des Verhaltens einer Person für eine Verarbeitung perso‑
nenbezogener Daten für die Annahme einer gemeinsamen 
Festlegung – auch wesentlicher – Mittel. Das gilt auch dann, 
wenn die konkrete Datenverarbeitung durch dieses Verhalten 
erst ermöglicht wird. So macht nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der bloße Umstand der Nutzung eines sozialen 
Netzwerks wie „Facebook“ für sich betrachtet den Nutzer – 
auch einen „Fanpage“-Betreiber – nicht für die von diesem 
Netzwerk vorgenommene Verarbeitung personenbezogener 
Daten verantwortlich. Vgl. EuGH, Urt. v. 05.6.2018 – C-210/16 
[ECLI:EU:C:2018:388], Wirtschaftsakademie –, Rn. 35.

Ließe man die bloße Ermöglichung einer Datenverarbei‑
tung für sich genommen bereits zur Begründung einer ge‑
meinsamen Verantwortlichkeit genügen, wäre ebendies 
jedoch nahezu zwangsläufig die Konsequenz. Es erscheint 
praktisch ausgeschlossen, ein soziales Netzwerk zu nut‑
zen, ohne damit wenigstens mittelbar dem Betreiber dieses 
Netzwerks Datenverarbeitungen zu ermöglichen. Die Inan‑
spruchnahme von einer anderen Stelle zur Verfügung gestell‑
ter Mittel schließt eine gemeinsame Festlegung der Mittel 
angesichts dessen zwar nicht aus, begründet sie jedoch nur 
in Zusammenschau mit weiteren Umständen des Einzelfalls, 
wenn hiernach der Nutzer des bestehenden technischen Sys‑
tems über die in diesem Zusammenhang durchzuführende 
Verarbeitung personenbezogener Daten entscheiden kann. 
Der Umstand, dass der Nutzer eines sozialen Netzwerks sich 
einer eingerichteten Plattform bedient, vermag ihn von sei‑
nen Verpflichtungen im Bereich des Schutzes personenbezo‑
gener Daten also, worauf die Beklagte zurecht hinweist, nicht 
zu befreien. Daraus folgt indes umgekehrt nicht, dass allein 
die mit der Inanspruchnahme der Plattform einhergehende 
Ermöglichung von Datenverarbeitungen zur Begründung 
einer Verantwortlichkeit bereits hinreichen würde. Vgl. EuGH, 
Urt. v. 05.6.2018 – C-210/16 [ECLI:EU:C:2018:388], Wirtschafts‑
akademie –, Rn. 40; EDSA, Leitlinien 07/2020 zu den Begriffen 
„Verantwortlicher“ und „Auftragsverarbeiter“ in der DS‑GVO, 
angenommen am 7.7.2021, Rn. 64 f.

Die Mitursächlichkeit des Verhaltens einer Person für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten ist vielmehr ledig‑
lich ein Umstand, der im Rahmen der vorzunehmenden Ge‑
samtbetrachtung zu berücksichtigen ist. Dem entspricht die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs in der Sache „Wirtschafts‑
akademie“. Zwar wird dort zunächst betont, dass der Betrei‑
ber einer auf „Facebook“ unterhaltenen „Fanpage“ mit der 
Einrichtung einer solchen Seite „Facebook“ die Möglichkeit 
gebe, auf dem Computer oder jedem anderen Gerät der Per‑
son, die seine „Fanpage“ besucht hat, „Cookies“ zu platzieren, 
damit einhergehende Datenverarbeitungen also ermöglicht. 
Vgl. EuGH, Urt. v. 05.6.2018 – C-210/16 [ECLI:EU:C:2018:388], 
Wirtschaftsakademie –, Rn. 35.

Indessen stellt der Gerichtshof im Anschluss heraus, dass 
nach Maßgabe der seiner Entscheidung zugrunde zu legen‑
den Sachlage die Einrichtung einer „Fanpage“ dem Betreiber 
eine Parametrierung erlaube. Mithilfe der durch „Facebook“ 
zur Verfügung gestellten Filter könne der Betreiber Kriterien 
festlegen, nach denen die „Insights“-Statistiken erstellt wer‑
den sollten. Ferner ging der Gerichtshof davon aus, dass die 
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Kategorien von Personen bezeichnet werden konnten, deren 
personenbezogene Daten durch „Facebook“ auszuwerten 
waren. Erst in Zusammenschau mit diesen Umständen zieht 
der Gerichtshof den Schluss, dass der Betreiber einer auf 
„Facebook“ unterhaltenen „Fanpage“ zur Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten der Besucher der Seite beitrage. 
Unter „diesen Umständen“ stellt der Gerichtshof abschlie‑
ßend fest, dass der Betreiber der „Fanpage“ gerade „durch 
die von ihm vorgenommene Parametrierung“ an der Ent‑
scheidung unter anderem über die Mittel der Verarbeitung 
beteiligt sei. Vgl. ebd. Rn. 36 ff.

Die bloße Ermöglichung der Datenverarbeitungen ge‑
nügte dem Gerichtshof zur Bejahung einer gemeinsamen 
Mittelfestlegung angesichts dessen erkennbar nicht. Die 
sich anschließenden Urteile des Bundesverwaltungsgerichts 
und des Oberverwaltungsgerichts Schleswig-Holstein beto‑
nen ihrerseits zwar primär die Ermöglichung der Datenver‑
arbeitungen durch den Betreiber der „Fanpage“. Die Judikate 
sind allerdings vor dem Hintergrund der zugrunde liegenden 
Rechtsprechung des Gerichtshofs zu lesen. Außerdem wird 
jeweils zumindest auch auf die Parametrierung durch den 
Betreiber der „Fanpage“ abgehoben. Vgl. BVerwG, Urt. v. 
11.9.2019 – 6 C 15.18 –, juris Rn. 21, und OVG SH, Urt. v. 25.11.2021 
– 4 LB 20/13 –, juris Rn. 150; im Ergebnis wie hier im Übrigen 
die wohl herrschende Meinung in der Literatur, vgl. etwa, 
Schuster/Grützmacher/Freund, IT-Recht, 1. Auflage 2020, 
DS‑GVO Art. 26 Rn. 34; Golland, Datenverarbeitung in sozialen 
Netzwerken, 1. Auflage 2018, §  6 Abschnitt II.2.b.aa; Taeger/
Gabel/Lang, DS‑GVO/BDSG/TTDSG, 4. Auflage 2022, DS‑GVO 
Art. 26 Rn. 51; Paal/Pauly/Martini,, DS‑GVO/BDSG, 3. Auflage 
2021, DS‑GVO Art.  26 Rn.  19; ders./Wolff/Schantz, Das neue 
Datenschutzrecht, 1. Auflage 2017, Rn. 371; Gierschmann/Veil, 
DS‑GVO, 1. Auflage 2018, DS‑GVO Art. 26 Rn. 36; darüber hi‑
naus – beklagtenseits zitiert – Hessel/Leicht, DSB 2021, 151 
(152 f.), die im Ansatz ebenso darauf abstellen, dass ohne 
den Betrieb der „Fanpage“ die Daten nicht verarbeitet wür‑
den, für eine ausreichende Beteiligung des Betreibers sodann 
aber weitere Einwirkungsmöglichkeiten verlangen; Marosi/
Matthé, ZD 2018, 357 (362), die das von der Beklagten be‑
fürwortete Verständnis der Entscheidung des Gerichtshofs 
zwar in Betracht ziehen, selbst jedoch ablehnen und des‑
gleichen auf die Parametrierung als entscheidenden Beitrag 
des „Fanpage“-Betreibers abstellen; außerdem EDSA, Leitli‑
nien 07/2020 zu den Begriffen „Verantwortlicher“ und „Auf‑
tragsverarbeiter“ in der DS‑GVO, angenommen am 7.7.2021, 
Rn. 65; als Beispiel nennt auch der EDSA in Rn. 66 im Hinblick 
auf das Urteil des Gerichtshofs vom 5.6.2018 – C-210/16 [EC‑
LI:EU:C:2018:388], Wirtschaftsakademie – und damit auf den 
Betrieb einer „Fanpage“ nicht die bloße Ermöglichung einer 
Datenverarbeitung, sondern die Festlegung von Parametern 
als ausreichenden Beitrag zur Mittelfestlegung; Leitlinien 
8/2020 über die gezielte Ansprache von Nutzern sozialer Me‑
dien, angenommen am 13.4.2021, Rn. 33; a. A. wohl, Schwart‑
mann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann/Kremer, DS‑GVO/BDSG, 
3. Auflage 2024, DS‑GVO Art.  26 Rn.  56; Specht-Riemen‑
schneider/Schneider, MMR 2019, 503 (505); DSK, Kurzgutach‑
ten zur datenschutzrechtlichen Konformität des Betriebs von 
„Facebook-Fanpages“ vom 10.11.2022, Seite 20 ff.

Diese Überlegungen lassen sich nicht aufgrund eines 
Vergleiches des Betriebs einer Internetseite in dem sozialen 

Netzwerk „Facebook“ mit der Einbindung des „Gefällt-mir-
Buttons“, eines „Social Plugins“ der Klägerin zu 2, auf einer 
externen, also dem sozialen Netzwerk nicht zugehörigen 
Internetseite infrage stellen. Zwar legen die Klägerin zu 2 als 
Entwicklerin dieses „Plugins“ und derjenige, der dasselbe auf 
seiner Internetseite einbindet, die Mittel der Verarbeitung 
auch im Hinblick darauf gemeinsam fest, dass ohne die Ein‑
bindung des „Plugins“ die Datenverarbeitung nicht erfolgen 
würde, diese also ermöglicht wird. Erneut ist dies jedoch nur 
ein in die anzustellende Gesamtbetrachtung einzubeziehen‑
der Umstand. Zu berücksichtigen ist daneben insbesondere, 
dass die Einbindung des „Plugins“ die Verarbeitung perso‑
nenbezogener Daten eines jeden Besuchers der Internetseite 
bereits bei deren Aufruf und unabhängig davon ermöglicht, 
ob derselbe Mitglied des sozialen Netzwerks ist und ob er 
mit dem „Plugin“ interagiert. Dies hebt auch der Gerichtshof 
in seinem Urteil in der Sache „Fashion ID“ hervor und stellt 
lediglich unter Berücksichtigung dieser Informationen fest, 
dass unter anderem über die Mittel der Verarbeitung auch 
seitens des Betreibers der Internetseite entschieden werde. 
Vgl. EuGH, Urt. v. 29.7.2019 – C-40/17 [ECLI:EU:C:2019:629], Fa‑
shion ID – Rn. 75 ff.

Unabhängig davon hätte eine gemeinsame Mittelfestle‑
gung im Fall der Einbindung des „Gefällt-mir-Buttons“, sollte 
die bloße Ermöglichung einer Datenverarbeitung zu deren 
Begründung genügen, konsequent auch für die der Über‑
mittlung der Daten der Besucher der externen Internetsei‑
te bei deren Aufruf nachgelagerten Verarbeitungen dieser 
Daten durch die Klägerin zu 2 bejaht werden müssen. Diese 
nachgelagerten Datenverarbeitungen werden, wenn auch 
mittelbar, desgleichen erst durch die Einbindung des „Plug‑
ins“ ermöglicht. Hierfür legen die Akteure nach der Recht‑
sprechung des Gerichtshofs indessen die Mittel (und Zwecke) 
gerade nicht gemeinsam fest. Vgl. EuGH, Urt. v. 29.7.2019 – 
C-40/17 [ECLI:EU:C:2019:629], Fashion ID – Rn. 76.

Eine andere Beurteilung rechtfertigt auch nicht das Urteil 
des Gerichtshofs in der Sache „Jehovan todistajat“. Die Ver‑
antwortlichkeit der verkündigenden Mitglieder der Glaubens‑
gemeinschaft wurde damit begründet, dass sie entschieden, 
unter welchen konkreten Umständen sie personenbezogene 
Daten über aufgesuchte Personen erheben, welche Daten sie 
genau erheben und auf welche Weise sie sie anschließend 
verarbeiten würden. Die Verantwortlichkeit der Religions‑
gemeinschaft wurde daraus hergeleitet, dass diese zu der 
Verkündigungstätigkeit ermuntert und sie organisiert und 
koordiniert, womit erneut über die bloße Ermöglichung einer 
Datenverarbeitung hinausgehende Beiträge in Rede stehen. 
Vgl. EuGH, Urt. v. 10.7.2018 – C-25/17 [ECLI:EU:C:2018:551], Jeho‑
van todistajat – Rn. 70.

cc) In Anwendung dieser Maßstäbe sind die Klägerinnen 
weder im Hinblick auf das Speichern und Auslesen der streit‑
gegenständlichen „Cookies“ noch in Bezug auf die nachge‑
lagerten Datenverarbeitungen gemeinsam verantwortlich. 
Sie legen bereits die Mittel dieser Datenverarbeitungen nicht 
gemeinsam fest. 

Unter Berücksichtigung der maßgeblichen Umstände der 
Datenverarbeitungen nimmt die Klägerin zu 1 in der Gesamt‑
schau auch nicht faktisch bestimmenden Einfluss auf die 
Entscheidung über diese Mittel. Es genügt, wie dargelegt, 
entgegen der Auffassung der Beklagten für sich betrachtet 
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für die Annahme einer gemeinsamen Mittelfestlegung nicht, 
dass die Klägerin zu 1 mit dem Betrieb der „Fanpage“ das 
Setzen und Auslesen von „Cookies“ und die nachgelagerten 
Datenverarbeitungen insofern ermöglicht, als der Benutzer 
im Rahmen des Besuchs der „Fanpage“ die Interaktion vor‑
nimmt, welche die Platzierung der „Cookies“ und mittelbar 
auch nachfolgende Datenverarbeitungen auslöst. Der Beitrag 
der Klägerin zu 1 zu der Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten der Besucher ihrer „Fanpage“ erschöpft sich in dieser 
bloßen Mitursächlichkeit. Die Möglichkeit einer Paramet‑
rierung bestand bereits zum maßgeblichen Zeitpunkt des 
Erlasses des angefochtenen Bescheides nicht mehr. Für die 
Erstellung sogenannter „Insights“, also Statistiken über die 
Nutzung einer „Facebook“-Seite, konnten die Betreiber der 
„Fanpages“ keine Parameter mehr vorgeben. Hinzuzuset‑
zen ist, dass der Klägerin zu 1 diese „Insights“ darüber hinaus 
nicht mehr zur Verfügung gestellt wurden. Die Funktion „Be‑
vorzugte Seitenzielgruppe“, die Seitenbetreibern ermöglich‑
te, Zielgruppeneinstellungen für ihre „Facebook“-Seite vor‑
zunehmen, wurde bereits im Jahre 2017 eingestellt.

Die Klägerin zu 2 hat auch abgesehen von einer Parame‑
trierung keinen mitentscheidenden Einfluss auf die Fest‑
legung der Mittel der Datenverarbeitungen. Es ist auch in 
diesem Zusammenhang insbesondere zu berücksichtigen, 
dass für die Platzierung der streitbefangenen „Cookies“ un‑
erheblich ist, ob der Nutzer gerade die „Fanpage“ der Kläge‑
rin zu 1 aufruft. Die Klägerin zu 2 verwendet keine „Cookies“ 
spezifisch im Zusammenhang mit dem Betrieb dieser Seite. 
Der Aufruf der „Fanpage“ hindert das Setzen und Auslesen 
der „Cookies“ lediglich nicht. Die „Cookies“ werden stattdes‑
sen in Abhängigkeit von dem Nutzerverhalten gesetzt. Wie 
bereits dargestellt, wird beispielsweise das „c-user-Cookie“ 
mit der Anmeldung eines registrierten Nutzers gesetzt, dies 
aber unabhängig davon, ob dieser zuvor die „Fanpage“ der 
Klägerin zu 1 aufgerufen hatte. Auch das „datr-Cookie“ und 
das „fr-Cookie“ werden nicht spezifisch im Zusammenhang 
mit dem Besuch der „Fanpage“ der Klägerin zu 1 gesetzt. Die 
„primäre Ursache“ für die Platzierung der „Cookies“ und erst 
recht ihr nachgelagerte Datenverarbeitungen ist entgegen 
dem Vorbringen der Beklagten also gerade nicht der Betrieb 
der „Fanpage“, sondern eine Interaktion des Nutzers, die im 
Rahmen des Besuches ganz unterschiedlicher „Facebook“-
Seiten und zum Teil externer Internetseiten vorgenommen 
werden kann.

Dass die Klägerin zu 2 nach Gesprächen mit der Kläge‑
rin zu 1 bereit war, ihr die „Insights“-Statistiken nicht mehr 
zur Verfügung zu stellen, begründet auch im hiesigen Zu‑
sammenhang keinen hinreichenden Einfluss der Klägerin zu 
1 auf die streitgegenständlichen Datenverarbeitungen. Wie 
die Beklagte selbst vorträgt und bereits dargelegt, war die 
Klägerin zu 2 nicht bereit, die Platzierung der „Cookies“ und 
die mithilfe des Auslesens derselben ermöglichten, nachgela‑
gerten Datenverarbeitungen einzustellen, sondern lediglich, 
die Statistiken der Klägerin zu 1 nicht mehr bereitzustellen. 
Eine gemeinsame Mittelfestlegung ließe sich angesichts 
dessen allenfalls spezifisch für die mit der Ausspielung von 
„Insights“-Statistiken verbundenen Datenverarbeitungen 
begründen, setzte die Klägerin zu 2 diese auf Betreiben der 
Klägerin zu 1 wieder ins Werk. Auf die streitgegenständlichen 

Datenverarbeitungen konnte die Klägerin zu 1 dagegen auch 
faktisch zu keinem Zeitpunkt Einfluss nehmen.

Im Unterschied zu den aufgrund der Einbindung des „Ge‑
fällt-mir-Buttons“ auf einer externen Internetseite ermög‑
lichten Datenverarbeitungen setzt teilweise die Platzierung 
der „Cookies“, namentlich im Hinblick auf das „c-user-Cookie“ 
und das „fr-Cookie“, zudem die Mitgliedschaft des Nutzers bei 
„Facebook“ voraus. Weiterhin bleibt der Umfang der Einfluss‑
nahme auf die Datenverarbeitungen beziehungsweise der 
Grad der tatsächlich ausgeübten Kontrolle bei dem Betrieb 
einer „Facebook-Fanpage“ hinter demjenigen bei der Einbin‑
dung des „Gefällt-mir-Buttons“ auf einer Internetseite unter 
dem Aspekt deutlich zurück, dass eine „Fanpage“ vornehm‑
lich Personen anspricht, die bereits „Facebook“ nutzen und 
deren Daten, wenn nicht bei Aufruf der „Fanpage“, so doch 
bei dem Besuch anderer „Facebook“-Seiten ohnehin durch 
die Klägerin zu 2 verarbeitet würden. Demgegenüber richtet 
sich das Angebot der Internetseite, auf der ein „Gefällt-mir-
Button“ eingebunden wird, regelmäßig nicht vorwiegend an 
„Facebook“-Nutzer. Es werden also auch Daten von Personen 
verarbeitet, die ansonsten keinerlei „Facebook“-Dienste in 
Anspruch genommen hätten und dies unabhängig von einer 
Interaktion mit dem „Gefällt-mir-Button“, nämlich bereits 
beim Aufruf der Seite. So wird der Klägerin zu 2 die Verarbei‑
tung der Daten eines wesentlich weiter gezogenen Kreises 
potentiell betroffener Personen ermöglicht als bei dem Be‑
trieb einer „Fanpage“.

Ergänzend ist, wie oben angesprochen, in die Gesamt‑
würdigung auch die Außenwirkung der Tätigkeit und eine 
hiermit verbundene Erwartungshaltung der Betroffenen ein‑
zustellen. Bindet der Betreiber einer Internetseite auf dersel‑
ben ein „Plugin“ ein, tritt gleichwohl – wie die Beklagte selbst 
betont – er nach außen gegenüber dem Besucher seiner In‑
ternetseite auf. Die Betroffenen werden die Verantwortung 
regelmäßig (auch) dem Betreiber der Internetseite, auf wel‑
cher das „Plugin“ eingebunden ist, zuschreiben und nicht (al‑
lein) dem Entwickler des „Plugins“. Der Betreiber einer „Fan‑
page“ tritt demgegenüber gerade angesichts deren Nutzung 
als Teil einer etablierten Plattform schon der Außenwirkung 
nach nicht als Verantwortlicher in Erscheinung, sondern viel‑
mehr der Betreiber des sozialen Netzwerks. So ist die „Fan‑
page“ auch optisch in das „Facebook“-Layout eingebunden. 
Es erscheint fernliegend, dass Betroffene sich wegen der 
von dem Aufruf spezifisch der „Fanpage“ nicht abhängigen 
Platzierung der „Cookies“ beziehungsweise den hiermit ver‑
bundenen und auch nachfolgenden Verarbeitungen ihrer 
personenbezogenen Daten an den Betreiber der „Fanpage“ 
und nicht vielmehr den Betreiber des sozialen Netzwerks 
wenden würden.

Weiter ist zu bedenken, dass, begründete bereits die dar‑
gestellte Mitursächlichkeit des Betriebs einer „Fanpage“ für 
die streitgegenständlichen Datenverarbeitungen eine ge‑
meinsame Entscheidung über die einzusetzenden Mittel, 
neben Betreibern von „Fanpages“ selbst private Nutzer we‑
gen der Einrichtung ihrer „Facebook“-Profilseite als daten‑
schutzrechtlich Verantwortliche in Betracht zu ziehen wären. 
Die streitgegenständlichen „Cookies“ werden auch bei dem 
Besuch ebendieser Internetseiten gesetzt, wenn der Nutzer 
nach deren Aufruf die Interaktion vornimmt, welche die Plat‑
zierung der „Cookies“ auslöst. Also könnte die datenschutz‑
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rechtliche Verantwortlichkeit entgegen oben dargestellter 
Maßgaben letztlich durch die bloße Nutzung des sozialen 
Netzwerks begründet werden, was auch unter Berücksichti‑
gung von Sinn und Zweck der Begriffsbestimmung des Ver‑
antwortlichen, einen möglichst umfassenden Schutz der Be‑
troffenen zu gewährleisten, nicht geboten erscheint, zumal 
die Klägerin zu 2 den Nutzern bei der Inanspruchnahme ihrer 
Dienste keinerlei Mitentscheidungsbefugnis über den Um‑
fang der ihr ermöglichten Datenverarbeitungen einräumt, 
sondern die Ermöglichung dieser Datenverarbeitungen im 
von der Klägerin zu 2 einseitig festgelegten Umfang schlicht 
zur Voraussetzung der Nutzung ihres Netzwerks macht.

Zur Vertiefung

Nebel, Datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit bei der Nut-
zung von Fanpages und Social Plug-ins = RDV 1/2019

Gemeinsame Verantwortung beim Lettershopverfahren – prak-
tische Konsequenzen der EUGH-Rechtsprechung zu den „Fan
pages“ und „Zeugen Jehovas“ = RDV 1/2019

[Urteil] Zweckvorgabe allein begründet keine gemeinsame Ver-
antwortlichkeit i.S.d. Art. 26 DS‑GVO = RDV 2/2026

[Urteil] (Mit-)Verantwortlichkeit von Google Ireland neben Goo-
gle LLC aus den USA bei Löschungsansprüchen nach Art. 17 Abs. 1 
DS‑GVO = RDV 4/2023

Zweckvorgabe allein begründet keine 
gemeinsame Verantwortlichkeit i.S.d. 
Art. 26 DS‑GVO
(VG Berlin, Urt. v. 14. Oktober 2025 – 1 K 74/25)

Relevanz für die Praxis
Das VG Berlin entschied über die datenschutzrechtlichen 
Verantwortlichkeiten bei der Versendung von Direkt‑
werbung im Lettershop-Verfahren. Das Gericht stellt 
in seinem Urteil klar, dass ein Unternehmen, das zwar 
Verarbeitungszwecke vorgibt, aber weder direkten Zu‑
griff auf Kundendaten hat noch die Mittel der Verarbei‑
tung unmittelbar steuert, nicht automatisch gemeinsam 
mit dem Dienstleister verantwortlich ist. Für die Praxis 
verdeutlicht die Rechtsprechung, dass Verantwortlich‑
keiten, wenn auf die Daten nicht aktiv eingewirkt wird, 
ausgelagert werden können. So können Haftungsrisiken 
und Probleme bei Auskunftsersuchen reduziert werden, 
was eine strategische Nutzung externer Datenverarbei‑
tung ermöglichen kann. Eine Einzelfallprüfung ist jedoch 
stets nötig.

Ein Unternehmen, für das eine Adresshändlerin im soge‑
nannten Lettershop-Verfahren Direktwerbung versendet, 
wobei der Werbetreibende Kundenkategorien vorgibt, 
aber keinen Zugriff auf die genutzten Adressen erhält, ist 
datenschutzrechtlich für die Datenverarbeitung in Gestalt 
des Auswählens und Verwendens der Adressdaten nicht 
gemeinsam mit der Adresshändlerin im Sinne von Art.  4 

Nr. 7, Art. 26 Abs. 1 S. 1 DS‑GVO verantwortlich.

Aus den Gründen:

b) Die Klägerin war für diese Verarbeitung personenbezoge‑
ner Daten jedoch nicht im Sinne von Art. 4 Nr. 7, Art. 26 Abs. 1 
S. 1 DS‑GVO gemeinsam mit der Adresshändlerin verantwort‑
lich.

Nach der Definition in Art. 4 Nr. 7 DS‑GVO ist Verantwort‑
licher die natürliche oder juristische Person, Behörde, Ein‑
richtung oder andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit 
anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten entscheidet. Legen zwei oder 
mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke der und die 
Mittel zur Verarbeitung fest, so sind sie gemäß Art. 26 Abs. 1 
S. 1 DS‑GVO gemeinsam Verantwortliche.

aa) Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat die Anforde‑
rungen, die sich aus diesen Bestimmungen für eine gemein‑
same Verantwortlichkeit ergeben, in seiner Rechtsprechung 
weiter konkretisiert. Danach muss jeder der im Sinne von 
Art.  26 Abs.  1 S.  1 gemeinsam Verantwortlichen die Defini‑
tion des „Verantwortlichen“ in Art. 4 Nr.  7 DS‑GVO erfüllen, 
wobei die Akteure in die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in verschiedenen Phasen und in unterschiedlichem 
Ausmaß einbezogen sein können (EuGH, Urt. v. 5.6.2018 – 
C-210/16 – Wirtschaftsakademie Schleswig-Holstein, Rn. 43; 
Urt. v. 29.7.2019 – C-40/17 – Fashion ID, Rn. 70; Urt. v. 7.3.2024 
– C-604/22 – IAB Europe, Rn. 58). Andererseits setzt die ge‑
meinsame Verantwortlichkeit mehrerer Akteure für diesel‑
be Verarbeitung nach ständiger Rechtsprechung des EuGH 
nicht voraus, dass jeder von ihnen Zugang zu den betreffen‑
den personenbezogenen Daten hat (EuGH, Urt. v. 5.6.2018 – 
C-210/16 – Wirtschaftsakademie Schleswig-Holstein, Rn. 38; 
Urt. v. 10.7.2018 – C-25/17 – Jehovan todistajat, Rn. 69; Urt. v. 
29.7.2019 – C-40/17 – Fashion ID, Rn. 69, 82; Urt. v. 11.1.2024 – 
C-231/22 – Données traitées par un journal officiel, Rn. 48; Urt. 
v. 7.3.2024 – C-604/22 – IAB Europe, Rn. 58).

Nach einer in der Rechtsprechung wiederkehrenden For‑
mulierung geht der EuGH zudem davon aus, dass eine Person, 
die „aus Eigeninteresse“ beziehungsweise „zu ihren eigenen 
Zwecken“ auf die Verarbeitung personenbezogener Daten 
„Einfluss nimmt“ und damit „an der Entscheidung über die 
Zwecke und Mittel“ der Verarbeitung „mitwirkt“ beziehungs‑
weise „beteiligt ist“, als für die Verarbeitung Verantwortliche 
angesehen werden kann (EuGH, Urt. v. 10.7.2018 – C-25/17 – 
Jehovan todistajat, Rn. 68; Urt. v. 29.7.2019 – C-40/17 – Fashion 
ID, Rn. 68; Urt. v. 11.1.2024 – C-231/22 – Données traitées par 
un journal officiel, Rn.  48; Urt. v. 7.3.2024 – C-604/22 – IAB 
Europe, Rn. 57). Dieses Abstellen auf die „Einflussnahme“ aus 
„Eigeninteresse“, aus der eine Entscheidung über Zwecke 
und Mittel der Verarbeitung resultieren soll, scheint sehr weit 
zu reichen. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass dieses Kri‑
terium nach der Formulierung des EuGH („kann“) noch keine 
hinreichende Bedingung für die gemeinsame Verantwort‑
lichkeit darstellt und außerdem zunächst auf die Rechtslage 
vor Inkrafttreten der Datenschutzgrundverordnung bezogen 
war, als der Begriff der gemeinsamen Verantwortlichkeit 
noch nicht gesetzlich fixiert war. In seiner jüngeren – unter 
der Geltung der Datenschutzgrundverordnung ergangenen 
– Rechtsprechung prüft der EuGH alle drei Voraussetzungen 
kumulativ, das heißt, für die gemeinsame Verantwortlichkeit 
muss eine Stelle „tatsächlich im Eigeninteresse auf die Ent‑
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scheidung über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung“ Ein‑
fluss nehmen (EuGH, Urt. v. 5.12.2023 – C-683/21 – Nacionali‑
nis visuomenės sveikatos centras, Rn. 31; ähnlich auch Urt. v. 
7.3.2024 – C-604/22 – IAB Europe, Rn. 61; siehe zur erforder‑
lichen kumulativen Prüfung von Entscheidungen über Zwe‑
cke und Mittel auch: European Data Protection Board – EDPB, 
Leitlinien 07/2020 zu den Begriffen „Verantwortlicher“ und 
„Auftragsverarbeiter“ in der DS‑GVO, Version 2.0, 7.7.2021, 
Rn.  53; Der Bayerische Landesbeauftragte für den Daten‑
schutz, Gemeinsame Verantwortlichkeit – Orientierungshil‑
fe, Stand: 1.6.2024, Rn. 44, 70).

bb) Nach diesen Maßstäben erfüllte die Klägerin in Bezug 
auf die von der Adresshändlerin vorgenommenen Datenver‑
arbeitungsvorgänge nicht die Voraussetzungen einer ge‑
meinsamen Verantwortlichkeit nach Art. 26 Abs. 1 S. 1 DS‑GVO.

Zwar hat die Klägerin im Eigeninteresse Einfluss auf die 
Zwecke der Datenverarbeitung durch die Adresshändlerin 
genommen. Denn unabhängig davon, ob man den Zweck der 
Verarbeitung im Versand des Werbeschreibens oder – allge‑
meiner – in der Beförderung ihrer Geschäftstätigkeit durch 
die Anwerbung von Neukunden erblickt, hat sie diesen Zweck 
der Datenverarbeitung gegenüber der Adresshändlerin fest‑
gesetzt. Er entspricht auch ihrem Eigeninteresse, nämlich ih‑
rem wirtschaftlichen Gewinnstreben. Dafür spricht auch der 
Empfängerhorizont, also die Perspektive eines objektiven 
Beobachters, der das Werbeschreiben erhält. Für diesen stellt 
es sich äußerlich als eine ausschließliche Maßnahme der Klä‑
gerin dar, weil es mit ihrem Briefkopf bzw. Corporate Design 
auftritt und allein für einen Besuch der von ihr angebotenen 
Show wirbt, ohne dass die Beteiligung der Adresshändlerin 
an der Datenverarbeitung jenseits der Datenschutzhinweise 
ersichtlich würde (vgl. zur Maßgeblichkeit des nach außen hin 
vermittelten Eindrucks: Der Bayerische Landesbeauftragte 
für den Datenschutz, a.a.O., Rn. 36).

Die Klägerin hatte aber keinerlei Einfluss auf die Mittel der 
Datenverarbeitung. Die Adresshändlerin führte den gesam‑
ten Datenverarbeitungsprozess nach dem von ihr konzipier‑
ten „Lettershop“-Verfahren beziehungsweise Mikrozellen-
Modell durch, ohne dass die Klägerin die Möglichkeit gehabt 
hätte, auf die strukturelle beziehungsweise organisatorische 
Ausgestaltung dieses Prozesses in irgendeiner Form einzu‑
wirken. Auch insoweit kommt es nicht darauf an, ob man 
nur das Auslesen und Verwenden der Adressen im zweiten 
Schritt oder darüber hinaus auch die Selektion der Mikrozel‑
len anhand bestimmter Merkmale im ersten Schritt als Ver‑
arbeitung personenbezogener Daten ansieht. Denn die bloße 
Vorgabe einer Zielgruppe (Haushalte in Berlin und Branden‑
burg mit zumindest überdurchschnittlicher Kaufkraft) führte 
auch dann nicht dazu, dass die Klägerin auf die „Mittel“ der 
Datenverarbeitung Einfluss genommen hätte, wenn man die 
Mikrozellenselektion als Verarbeitung personenbezogener 
Daten versteht. Die Festlegung der Zielgruppe ist vielmehr 
wegen ihrer eindeutigen wirtschaftlichen Motivation un‑
trennbar mit der Zwecksetzung für die Datenverarbeitung 
verbunden und stellt sich demgegenüber nicht als Entschei‑
dung über ihre Mittel dar.

Für eine Einflussnahme auf die Mittel der Datenverarbei‑
tung müsste es irgendeine über die Auftragserteilung hin‑
ausgehende organisatorisch-konzeptionelle Mitwirkung der 
Klägerin an der Datenverarbeitung gegeben haben, die hier 
aber nicht ersichtlich ist. Sie hat lediglich eine Leistung einge‑

kauft, deren prozedurale Ausgestaltung – von der grundle‑
genden Konzeption über die datenschutzrechtlich relevanten 
Organisationsmaßnahmen bis hin zur technischen Umset‑
zung – allein in den Händen der Adresshändlerin verblieb. Es 
ist nicht ersichtlich, dass die Klägerin irgendwelche Entschei‑
dungen in Bezug darauf hätte treffen können, wie die Mikro‑
zellen gebildet, wie ihnen Merkmale zugeschrieben werden, 
wie der Selektionsprozess anhand ihrer Vorgaben ausge‑
staltet ist und wie letztlich die Adressauswahl technisch hin 
zum Versand des Werbeschreibens umgesetzt wird. Auch die 
bloße Entscheidung, ein Werbeschreiben an potenzielle Neu‑
kunden zu versenden, kann nicht als Einflussnahme auf die 
Mittel der Datenverarbeitung gewertet werden. Denn das 
Leistungsangebot der Adresshändlerin besteht gerade darin, 
ihren Kunden das Versenden von Werbeschreiben zu ermög‑
lichen. Andere Modalitäten des Verwendens personenbezo‑
gener Daten ohne Zugriff des Kunden auf die Daten bietet sie 
in diesem Bereich ihrer Geschäftstätigkeit nicht an.

cc) Für das Ergebnis spricht schließlich auch ein Vergleich 
mit denjenigen Fällen, in denen der EuGH bisher eine ge‑
meinsame Verantwortlichkeit im Sinne von Art. 26 Abs. 1 S. 1 
DS‑GVO angenommen beziehungsweise auf Grundlage der 
entsprechenden Vorlagebeschlüsse der nationalen Gerichte 
für möglich gehalten hat. Bei diesen Sachverhalten gab es an‑
ders als hier stets ein Ineinandergreifen der Entscheidungen 
beider Verantwortlicher gerade auch in Bezug auf die Mittel 
der Datenverarbeitung.

Am ehesten ist der vorliegende Fall mit den Konstella‑
tionen vergleichbar, über die der EuGH in der sogenannten 
Fanpage- sowie in der Fashion-ID-Entscheidung befunden 
hat. Hier ging es um die gemeinsame Verantwortlichkeit von 
Website-Betreiberinnen, die ihre Website auf einer sozialen 
Plattform einrichten beziehungsweise ein Plugin einer sozia‑
len Plattform in ihre Website einbinden mit der Folge, dass 
beim Aufrufen der Website personenbezogene Daten der 
Nutzer automatisch an die soziale Plattform übermittelt und 
von dieser weiterverarbeitet werden. Der EuGH hat die Ein‑
bindung der sozialen Plattform jeweils für die gemeinsame 
Verantwortlichkeit der Website-Anbieterinnen genügen las‑
sen (EuGH, Urt. v. 5.6.2018 – C-210/16 – Wirtschaftsakademie 
Schleswig-Holstein; Urt. v. 29.7.2019 – C-40/17 – Fashion ID). 
Das wäre ein starkes Argument für die gemeinsame Verant‑
wortlichkeit auch der Klägerin im vorliegenden Fall, wenn für 
den EuGH die bloße Kausalität der Website-Anbieterinnen für 
die Datenverarbeitung durch die Plattform ausgereicht hätte.

Zu beachten ist jedoch, dass der EuGH in den genannten 
Entscheidungen zwischen dem Erheben und dem weiteren 
Verarbeiten der Nutzerdaten durch die Plattform unterschei‑
det (insbesondere EuGH, Urt. v. 29.7.2019 – C-40/17 – Fashion 
ID, Rn. 76). Ein zentrales Argument des EuGH für die Verant‑
wortlichkeit der Website-Betreiberinnen in Bezug auf das 
Erheben der Daten lag in beiden Entscheidungen darin, dass 
es das Einrichten der Website beziehungsweise das Einbin‑
den des Plugins der sozialen Plattform erst ermöglicht hat‑
te, die personenbezogenen Daten zu erheben (EuGH, Urt. v. 
5.6.2018 – C-210/16 – Wirtschaftsakademie Schleswig-Hol‑
stein, Rn. 35; Urt. v. 29.7.2019 – C-40/17 – Fashion ID, Rn. 75). 
Das Verhalten der Website-Anbieterinnen stellte sich für die 
soziale Plattform so gleichsam als „Schlüssel“ zu den Nutzer‑
daten dar. Einen solch beherrschenden Einfluss auf die Daten‑
verarbeitung durch die Adresshändlerin hatte die Klägerin 
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vorliegend nicht. Zwar wirkte sich auch ihre Entscheidung 
im Sinne einfacher Kausalität dahingehend aus, dass es ohne 
ihren Auftrag den konkreten Datenverarbeitungsvorgang 
durch die Adresshändlerin nicht gegeben hätte. Sie hat ihr die 
Datenverarbeitung aber nicht erst ermöglicht, ihr nicht erst 
die Tür zu den Daten geöffnet. Die Adresshändlerin verfügte 
unabhängig vom Verhalten der Klägerin über ihren Adress‑
datenbestand. Ihre tatsächlichen Zugriffsmöglichkeiten auf 
diese Daten bestanden vollkommen unabhängig davon, ob 
die Klägerin ihr einen Auftrag, der mit einer (weiteren) Daten‑
verarbeitung einherging, erteilte.

Aus diesem Grund ist auch das Argument der Parametrie‑
rung, welches der EuGH in der Fanpage-Entscheidung für eine 
gemeinsame Verantwortlichkeit der Website-Betreiberin 
auch im Hinblick auf die Weiterverarbeitung der Nutzerdaten 
durch die soziale Plattform anführte (EuGH, Urt. v. 5.6.2018 – 
C-210/16 – Wirtschaftsakademie Schleswig-Holstein, Rn. 36), 
nicht auf den vorliegenden Fall übertragbar. Denn es macht 
einen Unterschied, ob sich solche (statistischen) Selektions‑
kriterien nur auf die Auswahl unter schon bei einem Dritten 
vorhandenen Daten auswirken oder auf Daten bezogen sind, 
die nur erhoben werden können, weil der Verantwortliche 
diese Datenerhebung für einen Dritten ermöglicht.

Auch in den weiteren vom EuGH entschiedenen Konstel‑
lationen war die Einflussnahme des gemeinsam Verantwort‑
lichen auf die Mittel der Datenverarbeitung anders als im Fall 
der Klägerin deutlich ausgeprägt. So stellte der EuGH in der 
Entscheidung zu den Zeugen Jehovas neben dem erheblichen 
Eigeninteresse der Gemeinschaft an der Datenverarbeitung 
auch darauf ab, dass die Dachorganisation die Verkündi‑
gungstätigkeit der einzelnen Mitglieder durch eine Zuteilung 
von Tätigkeitsbezirken „organisiert und koordiniert“ hat 
(EuGH, Urt. v. 10.7.2018 – C-25/17 – Jehovan todistajat, Rn. 71, 
73). In der Entscheidung zur litauischen Corona-Warn-App 
bezog sich der EuGH darauf, dass die Parameter der Anwen‑
dung, z.B. welche Fragen in der App gestellt wurden und wie 
diese formuliert waren, an den Bedarf der auftraggebenden 
Behörde angepasst waren und sie bei der Festlegung der Fra‑
gen eine aktive Rolle gespielt hatte (EuGH, Urt. v. 5.12.2023 
– C-683/21 – Nacionalinis visuomenės sveikatos centras, 
Rn. 32). In der Entscheidung zum belgischen Amtsblatt war 
ein tragendes Argument für die datenschutzrechtliche Ver‑
antwortlichkeit der herausgebenden Behörde, dass für sie 
bereits auf gesetzlicher Ebene die Zwecke und Mittel der 
Datenverarbeitung festgelegt waren (EuGH, Urt. v. 11.1.2024 – 
C-231/22 – Données traitées par un journal officiel, Rn. 34; vgl. 
zur Maßgeblichkeit rechtlicher Bestimmungen beim Begriff 
des Verantwortlichen: Art. 4 Nr. 7 Hs. 2 DS‑GVO). Schließlich 
rekurrierte der EuGH in der Entscheidung zu einem euro‑
päischen Werbebranchenverband darauf, dass dieser seinen 
Mitgliedern für die Datenverarbeitung einen verbindlichen 
Regelungsrahmen vorgegeben hatte, in dem auch technische 
Spezifikationen für den Verarbeitungsvorgang enthalten wa‑
ren (EuGH, Urt. v. 7.3.2024 – C-604/22 – IAB Europe, Rn. 65 f.). 
Auch eine solche Form der Einflussnahme gab es hier jedoch 
nicht. […]

Zur Vertiefung

Becker, Verantwortlichkeit und Transparenz im Lettershop-Ver-
fahren= RDV 2/2023

Gemeinsame Verantwortung beim Lettershopverfahren – prak-
tische Konsequenzen der EUGH-Rechtsprechung zu den „Fan
pages“ und „Zeugen Jehovas“ = RDV 1/2019

Reif, Praxisfälle zum Datenschutzrecht XXXII: Haftung des Ver-
antwortlichen für Fehler des Auftragsverarbeiters und Anforde-
rungen an die Dienstleisterkontrolle = RDV 1/2025

Wessel, Auswahl und Überprüfung des Auftragsverarbeiters 
nach Art. 28 DS‑GVO = RDV 2/2024

WICHTIGES AUS DER RECHTSPRECHUNG

Bodycam-Aufnahmen sind Daten
erhebungen bei der betroffenen 
Person im Sinne von Art. 13 DS‑GVO
(EuGH, Urt. v. 18. Dezember 2025 – C-422/24)

Die Art. 13 und 14 der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro‑
päischen Parlaments und des Rates vom 27.4.2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso‑
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG sind dahin auszulegen, 
dass in einer Situation, in der personenbezogene Daten 
mittels von Fahrkartenkontrolleuren im öffentlichen Per‑
sonenverkehr getragenen Körperkameras erhoben wer‑
den, die Unterrichtung der betroffenen Personen durch 
Art. 13 der genannten Verordnung geregelt wird und nicht 
durch Art. 14 DS‑GVO.

Zur Vorlagefrage:

Mit seiner Frage möchte das vorlegende Gericht im Wesent‑
lichen wissen, ob die Art. 13 und 14 DS‑GVO dahin auszulegen 
sind, dass in einer Situation, in der personenbezogene Daten 
mittels von Fahrkartenkontrolleuren im öffentlichen Nahver‑
kehr getragenen Körperkameras erhoben werden, die Unter‑
richtung der betroffenen Personen durch Art. 13 DS‑GVO oder 
Art. 14 DS‑GVO geregelt wird.

Für die Beantwortung dieser Frage sind gemäß ständi‑
ger Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht nur der Wort‑
laut dieser Bestimmungen, sondern auch ihr Kontext und 
die Ziele zu berücksichtigen, die mit der Regelung, zu der sie 
gehören, verfolgt werden (Urt. v. 28.11.2024, Másdi, C‑169/23, 
EU:C:2024:988, Rn. 39).

Erstens ist in Bezug auf den Wortlaut der Art.  13 und 14 
DS‑GVO darauf hinzuweisen, dass der sachliche Anwen‑
dungsbereich von Art.  14 DS‑GVO im Verhältnis zu dem von 
Art.  13 DS‑GVO negativ definiert wird. Wie sich bereits aus 
den Überschriften dieser Bestimmungen ergibt, geht es in 
Art.  13 DS‑GVO um die zur Verfügung zu stellenden Infor‑
mationen in Fällen, in denen personenbezogene Daten bei 
der betroffenen Person erhoben werden, während Art.  14 
DS‑GVO diejenigen Informationen betrifft, die zur Verfügung 
zu stellen sind, wenn die personenbezogenen Daten nicht bei 
der betroffenen Person erhoben wurden (Urt. v. 28.11.2024, 
Másdi, C‑169/23, EU:C:2024:988, Rn. 48).
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Zur Unterscheidung der jeweiligen Anwendungsbereiche 
dieser Bestimmungen ist der Umstand, dass in verschiede‑
nen Sprachfassungen von Art. 14 DS‑GVO, namentlich in der 
schwedischen, der in Art.  13 dieser Verordnung verwendete 
Begriff „erhoben“ („samlas in“) nicht wieder aufgegriffen 
wird, nicht entscheidend.

Nach ständiger Rechtsprechung müssen nämlich die Be‑
stimmungen des Unionsrechts im Licht der Fassungen in al‑
len Sprachen der Europäischen Union einheitlich ausgelegt 
und angewandt werden; weichen diese verschiedenen Fas‑
sungen voneinander ab, muss die fragliche Bestimmung nach 
der allgemeinen Systematik und dem Zweck der Regelung 
ausgelegt werden, zu der sie gehört (Urt. v. 13.2.2025, Ver‑
braucherzentrale Berlin [Begriff der anfänglichen Mindest‑
vertragslaufzeit], C‑612/23, EU:C:2025:82, Rn. 31 und die dort 
angeführte Rechtsprechung).

Insoweit hat der Gerichtshof in Bezug auf den Gebrauch 
des Begriffs „Erlangung“ („erhållande“) in Art. 14 Abs. 5 lit. c) 
DS‑GVO, der in der schwedischen Sprachfassung auch in der 
Überschrift von Art.  14 DS‑GVO sowie in Art.  14 Abs.  1 („er‑
hållits“) gebraucht wird, bereits klargestellt, dass dieser Be‑
griff tatsächlich die bei einer anderen als der betroffenen 
Person „erhobenen“ Daten sowie diejenigen Daten betrifft, 
die der Verantwortliche selbst im Rahmen der Erfüllung sei‑
ner Aufgabe aus solchen Daten erzeugt hat (vgl. i.d.S. Urt. v. 
28.11.2024, Másdi, C‑169/23, EU:C:2024:988, Rn. 47).

Außerdem verlangt, wie von der Generalanwältin in Nr. 28 
ihrer Schlussanträge ausgeführt, der Begriff der bei einer im 
Sinne von Art. 13 Abs. 1 DS‑GVO betroffenen Person „erhobe‑
nen“ Daten keine besondere Handlung seitens der betroffe‑
nen Person, sondern nur eine Handlung des Verantwortli‑
chen, so dass es für die Abgrenzung des Anwendungsbereichs 
dieser Bestimmung gegenüber demjenigen von Art.  14 der 
Verordnung keine Rolle spielt, in welchem Maße die betrof‑
fene Person jeweils aktiv wird.

Hervorgehoben wird diese Erwägung auch in den in Rn. 17 
des vorliegenden Urteils erwähnten Transparenzleitlinien, 
denen zu entnehmen ist, dass Art.  13 DS‑GVO Anwendung 
findet, wenn entweder die betroffene Person dem Verant‑
wortlichen wissentlich personenbezogene Daten zur Ver‑
fügung stellt oder wenn der Verantwortliche die Daten bei 
dieser Person im Wege der Beobachtung, u.a. mit Kameras, 
erhebt.

Im Anbetracht des Wortlauts von Art.  14 Abs.  2 lit.  f) 
DS‑GVO ist i.V.m. dem 61. ErwG dieser Verordnung davon aus‑
zugehen, dass das einzig relevante Kriterium für die Abgren‑
zung des jeweiligen Anwendungsbereichs von Art.  13 und 
Art.  14 DS‑GVO in der Quelle der erhobenen personenbezo‑
genen Daten liegt. Nach dem Wortlaut von Art. 14 Abs. 2 lit. f) 
muss nämlich der Verantwortliche, wenn die Daten nicht bei 
der betroffenen Person erhoben wurden, der betroffenen 
Person mitteilen, aus welcher Quelle die personenbezogenen 
Daten stammen.

Folglich spricht die am Wortlaut der Art. 13 und 14 DS‑GVO 
i.V.m. dem 61. ErwG dieser Verordnung orientierte Auslegung 
dafür, auf die Erhebung personenbezogener Daten mittels 
einer Körperkamera Art.  13 anzuwenden, da die Daten bei 
dieser Fallgestaltung nicht von einer anderen Quelle als der 
betroffenen Person, sondern unmittelbar von dieser selbst 
erlangt werden.

Zweitens wird eine solche Auslegung durch den Kontext 
bestätigt, in den sich diese Bestimmungen einfügen.

Insoweit ergibt sich aus Art. 5 DS‑GVO, dass die Verarbei‑
tung personenbezogener Daten in Bezug auf die von einer 
solchen Verarbeitung betroffenen Person u.a. konkreten 
Anforderungen an die Transparenz genügen muss (Urt. v. 
11.7.2024, Meta Platforms Ireland [Verbandsklage], C‑757/22, 
EU:C:2024:598, Rn. 53).

Wie von der Kommission in ihren schriftlichen Erklärun‑
gen im Wesentlichen ausgeführt, verleiht Art. 13 DS‑GVO, in‑
dem er vorschreibt, dass der betroffenen Person die in dieser 
Vorschrift genannten Informationen zum Zeitpunkt der Erhe‑
bung mitzuteilen sind, dem Recht dieser Person, unterrichtet 
zu werden, besonderen Ausdruck. Dagegen wurde Art.  14 
DS‑GVO erlassen, um auf diejenigen Situationen einzugehen, 
in denen der Verantwortliche keinen direkten Kontakt zur be‑
troffenen Person hat, sondern die personenbezogenen Daten 
aus einer anderen Quelle erhebt, so dass die Mitteilung der 
Informationen im Sinne dieser Bestimmung zum Zeitpunkt 
ihrer Erlangung in der Praxis erschwert oder gar unmöglich 
wird. Die Mittelbarkeit einer solchen Erhebung rechtfertigt 
es daher, dass Art. 14 DS‑GVO die Möglichkeit vorsieht, dass 
der Verantwortliche der ihn treffenden Informationspflicht 
erst später nachkommt.

Drittens sind die Art.  13 und 14 DS‑GVO im Licht des mit 
dieser Verordnung verfolgten Ziels auszulegen, das insbe‑
sondere darin besteht, ein hohes Niveau des Schutzes der 
Grundfreiheiten und der Grundrechte natürlicher Personen 
zu gewährleisten, und zwar insbesondere ihres in Art.  16 
AEUV gewährleisteten Rechts auf Schutz der personen‑
bezogenen Daten, das in Art.  8 der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union als Grundrecht verankert ist und 
das in Art. 7 dieser Charta verankerte Recht auf ein Privatle‑
ben ergänzt (Urt. v. 27.2.2025, Dun & Bradstreet Austria u.a., 
C‑203/22, EU:C:2025:117, Rn. 51 und die dort angeführte Recht‑
sprechung).

Ließe man zu, dass Art. 14 DS‑GVO in dem Fall Anwendung 
findet, dass personenbezogene Daten mittels einer Körper‑
kamera erhoben werden, würden die betroffenen Personen 
nicht zum Zeitpunkt der Datenerhebung unterrichtet, ob‑
wohl sie selbst die Datenquelle sind, wodurch es dem Verant‑
wortlichen möglich wäre, von der sofortigen Unterrichtung 
der betroffenen Personen abzusehen. Somit entstünde bei 
einer solchen Auslegung die Gefahr, dass es zu einer von der 
betroffenen Person unbemerkten Datenerfassung und da‑
mit zu verdeckten Überwachungspraktiken kommen könnte. 
Eine solche Folge wäre unvereinbar mit dem in der vorste‑
henden Randnummer genannten Zweck, ein hohes Niveau 
des Schutzes der Grundfreiheiten und der Grundrechte na‑
türlicher Personen zu gewährleisten.

Allerdings steht dieser Zweck dem nicht entgegen, dass 
die Informationspflichten nach Art.  13 DS‑GVO, wie in den 
Leitlinien 3/2019 zur Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch Videogeräte des Europäischen Datenschutzausschus‑
ses (EDSA) vom 29.1.2020 vorgesehen, im Rahmen eines ge‑
stuften Verfahrens erfüllt werden. Gemäß diesen Leitlinien 
können auf einer ersten Ebene die für die betroffene Person 
wichtigsten Informationen auf einem Hinweisschild ange‑
zeigt werden, und auf einer zweiten Ebene können die wei‑
teren obligatorischen Informationen dieser Person in geeig‑
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neter und vollständiger Weise an einem leicht zugänglichen 
Ort zur Verfügung gestellt werden.

Was schließlich den vom Kammarrätt i Stockholm (Ober‑
verwaltungsgericht Stockholm, Schweden) geäußerten Zwei‑
fel in Bezug auf die Reichweite von Rn.  34 des vorstehend 
in Rn.  13 erwähnten Urteils vom 11.12.2014, Ryneš (C‑212/13, 
EU:C:2014:2428), angeht, so hat sich der Gerichtshof in jener 
Rn. 34 nicht zum Anwendungsbereich von Art. 11 der Richtlinie 
95/46 – dem Art. 14 DS‑GVO entspricht – im Verhältnis zu Art. 10 
der genannten Richtlinie – dem Art. 13 DS‑GVO entspricht – ge‑
äußert, sondern lediglich veranschaulicht, dass aufgrund der 
verschiedenen in dieser Richtlinie vorgesehenen Beschränkun‑
gen und Ausnahmen bei ihrer Anwendung berechtigte Interes‑
sen des Verantwortlichen berücksichtigt werden können.

Folglich lässt sich aus Rn. 34 dieses Urteils nicht ableiten, 
dass der Gerichtshof sich bereits zur Unterscheidung der An‑
wendungsbereiche von Art. 13 und Art. 14 DS‑GVO geäußert 
hätte.

Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass 
die Art. 13 und 14 DS‑GVO dahin auszulegen sind, dass in einer 
Situation, in der personenbezogene Daten mittels von Fahr‑
kartenkontrolleuren im öffentlichen Personenverkehr getra‑
genen Körperkameras erhoben werden, die Unterrichtung 
der betroffenen Personen durch Art. 13 DS‑GVO geregelt wird 
und nicht durch Art. 14 DS‑GVO.

Informationen sind nur dann per-
sonenbezogene Daten, wenn Iden-
tifizierbarkeit aus der Information 
selbst folgt
(BGH, Urt. v. 18. Dezember 2025 – I ZR 115/25)

Der Umstand, dass eine Information einen Sachverhalt be‑
trifft, der Auswirkungen auf eine bestimmte Person hat, 
reicht für die Annahme eines personenbezogenen Datums 
allein nicht aus. Vielmehr muss die Information aufgrund 
einer solchen Auswirkung (oder ihres Inhalts oder Zwecks) 
mit einer bestimmten Person in dem Sinne verknüpft sein, 
dass die Person auf Grundlage der Information identifiziert 
ist oder (direkt oder indirekt) identifiziert werden kann.

(Nicht amtlicher Leitsatz)

Aus den Gründen:

V. Mit der Begründung des Berufungsgerichts kann nicht an‑
genommen werden, dass sämtliche vom Kläger begehrten 
Informationen personenbezogene Daten im Sinne von Art. 15 
Abs. 1 und 3, Art. 4 Nr. 1 DS‑GVO darstellen.

[…]
a) In der obergerichtlichen Rechtsprechung ist umstritten, 

ob Informationen wie diejenigen, die Gegenstand des streit‑
gegenständlichen Auskunftsbegehrens sind, als personen‑
bezogene Daten anzusehen sind.

aa) Nach einer Ansicht, der sich das Berufungsgericht an‑
geschlossen hat, stellen die vom Kläger begehrten Informa‑
tionen personenbezogene Daten dar (vgl. OLG Rostock, ZD 

2024, 728 [juris Rn. 157]; OLG Brandenburg, Urt. v. 28.2.2024 – 
11 U 161/23, juris Rn. 12; Urt. v. 3.5.2024 – 11 U 19/24, juris Rn. 37; 
OLG Frankfurt, Urt. v. 10.12.2024 – 18 U 63/23, juris Rn. 47 f.; 
OLG Karlsruhe, Urt. v. 17.12.2024 – 12 U 183/23, juris Rn. 48 f.; 
OLG Jena, MDR 2025, 457 [juris Rn. 68 bis 70]; OLG Dresden, 
NJW-RR 2025, 609 [juris Rn. 39 bis 42]).

(1) Zur Begründung wird ausgeführt, aus den Versiche‑
rungsscheinen und deren Nachträgen ergebe sich, mit wel‑
chem Inhalt und zu welchen Konditionen für den Versiche‑
rungsnehmer bei dem Versicherer Versicherungsschutz 
bestehe (vgl. OLG Rostock, ZD 2024, 728 [juris Rn.  157]). Die 
konkretisierte und individualisierte Beitragsanpassung sei 
ein Datum, das unmittelbar nur auf den einzelnen Versi‑
cherungsnehmer zugeschnitten sei beziehungsweise nur 
ihn betreffe (vgl. OLG Brandenburg, Urt. v. 28.2.2024 – 11 U 
161/23, juris Rn.  12; Urt. v. 3.5.2024 – 11 U 19/24, juris Rn.  37; 
OLG Karlsruhe, Urt. v. 17.12.2024 – 12 U 183/23, juris Rn.  49; 
OLG Jena, MDR 2025, 457 [juris Rn. 70]). Zum Teil wird betont, 
auch wenn eine Prämie oder eine Prämienerhöhung in einem 
bestimmten Tarif oder zu einem bestimmten Zeitpunkt per 
se mit dem Versicherten nichts zu tun habe, sei sie deshalb 
mit ihm verknüpft und habe Auswirkungen auf ihn, weil er 
in entsprechenden Tarifen versichert und damit konkret von 
den Erhöhungen betroffen sei und die Neuprämien zahlen 
müsse (vgl. OLG Frankfurt, Urt. v. 10.12.2024 – 18 U 63/23, juris 
Rn. 47).

(2) Entsprechendes wird auch für Informationen über 
Zeitpunkt und Höhe erfolgter Tarifwechsel und Tarifbeen‑
digungen vertreten (vgl. OLG Frankfurt, Urt. v. 10.12.2024 – 
18 U 63/23, juris Rn. 49; OLG Karlsruhe, Urt. v. 17.12.2024 – 12 
U 183/23, juris Rn. 50; OLG Jena, MDR 2025, 457 [juris Rn. 69]; 
a.A. OLG Dresden, NJW-RR 2025, 609 [juris Rn. 43]). Diese In‑
formationen seien abhängig von den persönlichen Vertrags‑
erklärungen des Versicherungsnehmers, indem sich dieser 
mit der Folge des Tarifwechsels oder der Tarifbeendigung ge‑
genüber dem Versicherer geäußert habe. Schreiben des Ver‑
sicherungsnehmers an die Versicherung zählten aber gemäß 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs grundsätzlich 
ihrem gesamten Inhalt nach zu den personenbezogenen 
Daten. Tarifwechsel und Tarifbeendigungen geschähen in‑
dividuell und gerade nicht einheitlich innerhalb einer Beob‑
achtungseinheit, so dass auch eine Bestimmbarkeit der be‑
troffenen Person anhand dieser Daten nicht ausgeschlossen 
erscheine. Hierin bestehe ein Unterschied zu den auslösen‑
den Faktoren, für die der Bundesgerichtshof eine Eigenschaft 
als personenbezogene Daten verneint habe. Eine Änderung 
der auslösenden Faktoren müsse sich nicht zwangsläufig auf 
den Versicherungsnehmer auswirken, da sie nicht immer zu 
einer Beitragsanpassung führe (vgl. OLG Jena, MDR 2025, 457 
[juris Rn. 69 f.]).

bb) Nach der Gegenansicht sind Informationen zum Bei‑
tragsverlauf wie diejenigen, hinsichtlich derer der Kläger Aus‑
kunft begehrt, keine personenbezogenen Daten (zu den im 
Streitfall begehrten Informationen vgl. OLG Dresden, Beschl. 
v. 14.11.2024 – 4 U 379/24, juris Rn. 8 bis 10; Urt. v. 4.2.2025 – 
4 U 1627/22, juris Rn.  29 bis 31; Beschl. v. 18.3.2025 – 4 U 
1586/22, juris Rn. 40 bis 42; OLG Dresden, Beschl. v. 16.7.2025 
– 4 U 1448/22, juris Rn. 40 bis 44; zu Informationen über Bei‑
tragsanpassungen vgl. OLG Schleswig, MDR 2022, 1286 [juris 
Rn. 41 bis 49]; OLG Koblenz, NJW-RR 2023, 1592 [juris Rn. 52 bis 
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54]; OLG Köln, Urt. v. 19.7.2024 – 20 U 27/23, juris Rn. 28 bis 35; 
Urt. v. 28.1.2025 – 3 U 71/24, juris Rn. 3 bis 17; Urt. v. 13.6.2025 
– 20 U 176/24, juris Rn. 14 bis 24; zu Informationen über Tarif‑
prämien vgl. OLG München, RuS 2022, 94 [juris Rn. 50 bis 56]).

Die Informationen zum Beitragsverlauf seien nicht mit 
der Person des Versicherungsnehmers verknüpft. Der Erhö‑
hungsbetrag sei nur das Ergebnis einer unter Berücksichti‑
gung festgelegter Parameter angestellten Preisberechnung 
der Versicherung für einen bestimmten Tarif und lasse kei‑
ne Rückschlüsse auf die Person des Versicherungsnehmers 
oder dessen individuellen Versicherungsvertrag zu. Vielmehr 
erfolge die Berechnung für alle Versicherungsnehmer, die 
infolge bestimmter abstrakter Parameter in eine Beobach‑
tungseinheit zusammengefasst würden, in gleicher Weise. 
Die Höhe einer Beitragsanpassung spiegele nicht den indivi‑
dualisierten Versicherungsschutz des Versicherungsnehmers 
wider, sondern gebe nur Aufschluss darüber, um welchen 
monatlichen Differenzbetrag sich bezogen auf eine Beob‑
achtungseinheit der Preis für eine durch den Versicherungs‑
vertrag beziehungsweise den fraglichen Tarif abgedeckte 
Vorsorge eines Versicherungsnehmers verändert habe. Aus 
der Angabe, welcher Beitrag für einen bestimmten Tarif zu 
entrichten sei, lasse sich nicht zurückverfolgen, um welchen 
Versicherungsnehmer es sich handele. Aus diesen Gründen 
stellten auch die Zeitpunkte, ab denen Betragsanpassungen 
jeweils wirkten, keine personenbezogenen Daten über die 
Person des Versicherungsnehmers dar, sondern lediglich eine 
Information über den Preis des jeweils von der Anpassung 
betroffenen Versicherungstarifs, der sich ab einem bestimm‑
ten Datum verändert habe (vgl. OLG Köln, Urt. v. 19.7.2024 – 
20 U 27/23, juris Rn.  33 f.; Urt. v. 28.1.2025 – 3 U 71/24, juris 
Rn. 10 f.; Urt. v. 13.6.2025 – 20 U 176/24, juris Rn. 20 bis 23; OLG 
Dresden, Beschl. v. 14.11.2024 – 4 U 379/24, juris Rn. 10; Urt. v. 
4.2.2025 – 4 U 1627/22, juris Rn. 29 f.; Beschl. v. 18.3.2025 – 4 U 
1586/22, juris Rn. 40 bis 42; OLG Dresden, Beschl. v. 16.7.2025 
– 4 U 1448/22, juris Rn. 41).

b) Die zuletzt dargestellte Ansicht trifft – ausgehend von 
den jeweils getroffenen Feststellungen – zu, wohingegen 
der zuerst dargestellten Ansicht, der sich das Berufungsge‑
richt angeschlossen hat, ein fehlerhafter rechtlicher Maßstab 
zugrunde liegt.

aa) Wie dargelegt, muss sich eine Information, damit sie 
nach der Definition des Art. 4 Nr. 1 DS‑GVO ein personenbe‑
zogenes Datum darstellt, auf eine identifizierte oder identi‑
fizierbare natürliche Person beziehen, wobei eine indirekte 
Identifizierbarkeit ausreicht. Es muss sich um eine Informa‑
tion "über" eine Person handeln, was der Fall ist, wenn die 
Information aufgrund ihres Inhalts, ihres Zwecks oder ihrer 
Auswirkungen mit einer bestimmten Person verknüpft ist 
(vgl. oben Rn.  22 sowie die dortigen Nachweise). Der Um‑
stand, dass eine Information einen Sachverhalt betrifft, der 
Auswirkungen auf eine bestimmte Person hat, reicht daher 
für die Annahme eines personenbezogenen Datums allein 
nicht aus. Vielmehr muss die Information aufgrund einer sol‑
chen Auswirkung (oder ihres Inhalts oder Zwecks) mit einer 
bestimmten Person in dem Sinne verknüpft sein, dass die 
Person auf Grundlage der Information identifiziert ist oder 
(direkt oder indirekt) identifiziert werden kann (vgl. EuGH, 
Urt. v. 24.11.2011 – C-70/10, Slg. 2022, I-11959 = ZUM 2012, 29 [ju‑
ris Rn. 51] – Scarlet Extended; Urt. v. 11.11.2014 – C-212/13, NJW 

2015,463 [juris Rn. 22] – Ryneš; Urt. v. 19.10.2016 – C-582/14, 
NJW 2016, 3579 [juris Rn. 47 bis 49] – Breyer; Urt. v. 7.3.2024 
– C-604/22, EuGRZ 2024, 111 [juris Rn. 37 bis 39] – IAB Europe/
Gegevensbeschermingsautoriteit).

bb) Dies hat das Berufungsgericht nicht berücksichtigt, in‑
dem es unter Anschluss an das Thüringer Oberlandesgericht 
(MDR 2025, 457 [juris Rn. 70]) und in Übereinstimmung mit der 
unter Rn. 27 bis 29 dargestellten obergerichtlichen Rechtspre‑
chung maßgeblich darauf abgestellt hat, die von der Beklagten 
vorgenommenen Beitragsanpassungen hätten unmittelbare 
Auswirkungen auf die individuell geschuldete Versicherungs‑
prämie und damit auf das individuelle Versicherungsverhält‑
nis. Dass die Person des Versicherungsnehmers aufgrund der 
Informationen über Zeitpunkt und Höhe von Beitragsanpas‑
sungen oder aufgrund der festgestellten Auswirkungen auf 
das Versicherungsverhältnis identifiziert oder identifizierbar 
würde, hat das Berufungsgericht hingegen nicht festgestellt 
(dies trotz der Annahme personenbezogener Daten ausdrück‑
lich verneinend OLG Brandenburg, Urt. v. 3.5.2024 – 11 U 19/24, 
juris Rn. 37). Ein Bezug (zunächst) „neutraler" Daten zu einer 
konkreten Person (vgl. dazu BGH, NJW-RR 2022, 764 [juris 
Rn. 11]) wird nicht allein dadurch hergestellt, dass die betrof‑
fene Person in entsprechenden Tarifen versichert und konkret 
von den Erhöhungen betroffen ist (so zutreffend OLG Köln, 
Urt. v. 13.6.2025 – 20 U 176/24, juris Rn. 22; aA OLG Frankfurt, 
Urt. v. 10.12.2024 – 18 U 63/23, juris Rn. 47; OLG Karlsruhe, Urt. 
v. 17.12.2024 – 12 U 183/23, juris Rn. 49).

Von der zuvor (unter Rn. 30 f.) dargestellten Ansicht wird 
die Verknüpfung mit einer bestimmten Person daher mit 
Recht verneint, wenn die Angabe, welcher Beitrag für einen 
bestimmten Tarif zu entrichten ist, keine Rückschlüsse dar‑
auf zulässt, um welchen Versicherungsnehmer es sich han‑
delt, und die Höhe der Tarife und der Zeitpunkt einer Tarifer‑
höhung oder eines Tarifwechsels lediglich Auskunft darüber 
geben, welcher Preis für die durch den Versicherungsvertrag 
verwirklichte Vorsorge zu entrichten ist (vgl. OLG Dresden, 
Beschl. v. 18.3.2025 – 4 U 1586/22, juris Rn. 40; OLG Köln, Urt. 
v. 28.1.2025 – 3 U 71/24, juris Rn.  10; Urt. v. 13.6.2025 – 20 U 
176/24, juris Rn. 20 bis 22). Feststellungen dahingehend, dass 
die im Streitfall begehrten Informationen Aufschluss darü‑
ber geben könnten, wann eine bestimmte natürliche Person 
nach welchem Tarif versichert war oder wann sie in welcher 
Höhe Versicherungsbeiträge gezahlt hat, hat das Berufungs‑
gericht entgegen der Behauptung der Revisionserwiderung 
nicht getroffen.

cc) Mit der Begründung des Berufungsgerichts kann auch 
hinsichtlich der vom Kläger begehrten Informationen zum 
Zeitpunkt erfolgter Tarifwechsel unter Angabe des Herkunft- 
und Zieltarifs und zum Zeitpunkt von Tarifbeendigungen eine 
Eigenschaft als personenbezogene Daten nicht bejaht werden.

(1) Soweit das Berufungsgericht zur Begründung seiner 
dahingehenden Bewertung darauf verweist, Tarifwechsel 
und Tarifbeendigungen seien von Vertragserklärungen des 
Versicherungsnehmers abhängig (vgl. auch OLG Jena, MDR 
2025, 457 [juris Rn. 69]), greift dies zu kurz. Zwar sind Schrei‑
ben der betroffenen Person an den Verantwortlichen nach 
der zuvor (unter Rn.  23) wiedergegebenen Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs ihrem gesamten Inhalt nach als per‑
sonenbezogene Daten einzustufen, weil die personenbezo‑
gene Information bereits darin besteht, dass die betroffene 
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Person sich dem Schreiben gemäß geäußert hat. Allein da‑
raus lässt sich jedoch nicht schließen, dass Informationen 
darüber, welche (rechtlichen oder tatsächlichen) Folgen sich 
aus entsprechenden Schreiben ergeben (hier: die auf einer 
Erklärung des Versicherten beruhende Tarifänderung), ihrer‑
seits personenbezogene Daten sind. Etwaige Tarifänderun‑
gen stellen vielmehr eine aus der Sphäre des Versicherungs‑
unternehmens stammende Reaktion auf die Erklärungen des 
Versicherungsnehmers dar. Schreiben des Verantwortlichen 
an die betroffene Person unterfallen aber nach der zuvor 
(unter Rn.  23) dargestellten Rechtsprechung dem daten‑
schutzrechtlichen Auskunftsanspruch nur insoweit, als sie 
Informationen über die betroffene Person nach den hierfür 
maßgeblichen Kriterien enthalten.

(2) Die Eigenschaft der Informationen zu Tarifwechseln 
und Tarifbeendigungen als personenbezogene Daten kann 
entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts (vgl. auch OLG 
Jena, MDR 2025, 457 [juris Rn. 69]) auch nicht ohne Weiteres 
daraus geschlossen werden, dass diese individuell und nicht 
einheitlich innerhalb einer Beobachtungseinheit geschehen. 
Die aus diesem Umstand gezogene Schlussfolgerung, eine 
Bestimmbarkeit der betroffenen Person anhand dieser Daten 
erscheine "nicht ausgeschlossen", verbleibt im Unklaren und 
wird vom Berufungsgericht nicht näher begründet. Sie reicht 
daher ebenfalls für sich genommen nicht aus, um einen Per‑
sonenbezug der begehrten Daten zu begründen.

C. Eine Vorlage an den Gerichtshof der Europäischen Union 
nach Art.  267 Abs.  3 AEUV ist nicht veranlasst. Es stellt sich 
keine entscheidungserhebliche Frage zur Auslegung des 
Unionsrechts, die nicht bereits durch die Rechtsprechung des 
Gerichtshofs geklärt oder nicht zweifelsfrei zu beantwor‑
ten ist (vgl. EuGH, Urt. v. 6.10.1982 – 283/81, Slg. 1982, 3415 
= NJW 1983, 1257 [juris Rn. 21] – Cilfit u.a.; Urt. v. 1.10.2015 – 
C-452/14, GRUR Int. 2015, 1152 [juris Rn. 43] – Doc Generici; Urt. 
v. 6.10.2021 – C-561/19, NJW 2021, 3303 [juris Rn. 32 f.] – Con‑
sorzio Italian Management und Catania Multiservizi). Insbe‑
sondere ist durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union geklärt, was unter dem Begriff der per‑
sonenbezogenen Daten zu verstehen ist (vgl. die Nachweise 
unter Rn. 22 und 33).

SCHUFA muss Daten erledigter For-
derungen nicht automatisch sofort 
löschen

(BGH, Urt. v. 18. Dezember 2025 – I ZR 97/25)

Die längstmögliche Speicherungsdauer von Daten über 
Zahlungsstörungen, die private Wirtschaftsauskunfteien 
aufgrund von Einmeldungen ihrer Vertragspartner spei‑
chern, um sie zur Grundlage von Bonitätsbeurteilungen 
zu machen, wird nicht durch die Löschungsfrist von Ein‑
tragungen anderer Art über die jeweilige Forderung im 
öffentlichen Register – hier im Schuldnerverzeichnis – vor‑
gegeben.

(Nicht amtlicher Leitsatz)

Aus den Gründen:

Nach dem für den im Streitfall allein einschlägigen Art. 6 Abs. 1 
UAbs. 1 lit. f) DS‑GVO ist eine Datenverarbeitung rechtmäßig, 
wenn sie zur Wahrung der berechtigten Interessen des Ver‑
antwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht 
die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der be‑
troffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten 
erfordern, überwiegen. […]

2. Wirtschaftsauskunfteien wie die der Beklagten werden 
zur Wahrung von berechtigten Interessen im Sinn von Art. 6 
Abs.  1 UAbs.  1 lit.  f) DS‑GVO tätig. Von der Vorschrift erfasst 
wird ein weites Spektrum von Interessen, das nicht auf ge‑
setzlich verankerte und bestimmte Interessen beschränkt 
ist (vgl. EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn. 76] – SCHUFA Holding 
[Restschuldbefreiung]; NJW 2025, 807 [juris Rn. 46] – Mousse; 
BGH, Urt. v. 14.10.2025 – VI ZR 431/24, juris Rn. 34).

a) Neben ihren eigenen wirtschaftlichen Interessen neh‑
men Wirtschaftsauskunfteien die berechtigten Interessen 
ihrer Kunden (insbesondere potenzieller Kreditgeber) wahr 
(vgl. EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn. 82 f.] – SCHUFA Holding 
[Restschuldbefreiung]). Die Analyse einer Wirtschaftsaus‑
kunftei kann insoweit, als sie eine objektive und zuverlässi‑
ge Bewertung der Kreditwürdigkeit der potenziellen Kunden 
der Vertragspartner der Wirtschaftsauskunftei ermöglicht, 
Informationsunterschiede ausgleichen und damit Betrugsri‑
siken und andere Unsicherheiten verringern (EuGH, NJW 2024, 
417 [juris Rn. 93] – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]).

b) Dass Kreditgeber Auskünfte zur Kreditwürdigkeit von 
Verbrauchern einholen dürfen, ist im europäischen Recht 
anerkannt (vgl. Art.  8 der Richtlinie 2008/48/EG über Ver‑
braucherkreditverträge, künftig Art.  18 f. der Richtlinie [EU] 
2023/2225 über Verbraucherkreditverträge; Art. 18 bis 21 der 
Richtlinie 2014/17/EU über Wohnimmobilienkreditverträge 
für Verbraucher; EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn. 84 f.] – SCHU‑
FA Holding [Restschuldbefreiung]). Die Anforderungen an 
eine Kreditwürdigkeitsprüfung werden allerdings im natio‑
nalen Recht geregelt (vgl. EuGH, Urt. v. 11.1.2024 – C-755/22, 
WM 2024, 340 [juris Rn. 22] – Nárokuj). Das deutsche Recht 
erkennt für Allgemein-Verbraucherdarlehensverträge in 
§  505b Abs.  1 BGB Kreditwürdigkeitsprüfungen bei Wirt‑
schaftsauskunfteien ausdrücklich an. Eine solche Kredit‑
würdigkeitsprüfung soll auch verhindern, dass der Verbrau‑
cher Kreditverbindlichkeiten eingeht, die seine finanzielle 
Leistungsfähigkeit übersteigen (vgl. BeckOGK.BGB/Knops, 
Stand 15.11.2025, §  505b Rn.  2), und dient damit mittelbar 
dem Verbraucherschutz (vgl. auch ErwG 54 f. der Richtlinie 
[EU] 2023/2225). Auch über den Bereich von Verbraucherdar‑
lehensverträgen hinaus liegen Kreditwürdigkeitsprüfungen 
zur Vermeidung von Zahlungsausfällen im gesamtwirt‑
schaftlichen Interesse (EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn.  86] – 
SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]).

3. Dem stehen gewichtige Interessen einer von dieser Da‑
tenspeicherung betroffenen Person wie dem Kläger gegen‑
über.

a) Die Verarbeitung von Daten über Zahlungsstörungen, 
wie etwa die Speicherung, Analyse und Weitergabe dieser 
Daten an einen Dritten, durch eine Wirtschaftsauskunftei 
stellt einen schweren Eingriff in die Grundrechte der be‑
troffenen Person nach Art. 7 (Achtung des Privat- und Fami‑
lienlebens) und Art. 8 (Schutz personenbezogener Daten) der 
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EU-Grundrechtecharta dar. Solche Daten dienen nämlich als 
negativer Faktor bei der Beurteilung der Kreditwürdigkeit 
der betroffenen Person und stellen daher sensible Informa‑
tionen über ihr Privatleben dar. Ihre Verarbeitung kann den 
Interessen der betroffenen Person beträchtlich schaden, da 
diese Weitergabe geeignet ist, die Ausübung ihrer Freihei‑
ten erheblich zu erschweren, insbesondere wenn es darum 
geht, Grundbedürfnisse zu decken (EuGH, NJW 2024, 417 [juris 
Rn. 94] – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]).

b) Die Folgen für die Interessen und das Privatleben der 
betroffenen Person sind umso größer und die Anforderun‑
gen an die Rechtmäßigkeit der Speicherung dieser Informa‑
tionen umso höher, je länger die fraglichen Daten durch Wirt‑
schaftsauskunfteien gespeichert werden (EuGH, NJW 2024, 
417 [juris Rn. 95] – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]).

4. Nach einer Prüfung, ob die Datenspeicherung der Be‑
klagten zur Verwirklichung der von ihr wahrgenommenen 
berechtigten Interessen erforderlich ist, muss das Speiche‑
rungsinteresse der Beklagten mit dem Löschungsinteresse 
des Klägers abgewogen werden (vgl. EuGH, NJW 2024, 417 [ju‑
ris Rn. 77 bis 80] – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]). […]

a) In seinem Urteil "SCHUFA Holding (Restschuldbefreiung)" 
hat der Gerichtshof der Europäischen Union es als Sache des 
vorlegenden Gerichts angesehen zu beurteilen, ob bei der in 
den Ausgangsverfahren in Rede stehenden Verarbeitung per‑
sonenbezogener Daten die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1 
UAbs. 1 lit. f) DS‑GVO erfüllt sind. Der Gerichtshof hat dem vor‑
legenden Gericht – dort dem Verwaltungsgericht Wiesbaden 
– jedoch sachdienliche Hinweise für diese Prüfung gegeben 
(EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn. 81]). In diesem Rahmen hat der 
Gerichtshof entschieden, dass Art. 5 Abs. 1 lit. a) DS‑GVO i.V.m. 
Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit.  f) DS‑GVO dahin auszulegen ist, dass 
er einer Praxis privater Wirtschaftsauskunfteien entgegen‑
steht, die darin besteht, in ihren eigenen Datenbanken aus 
einem öffentlichen Register stammende Informationen über 
die Erteilung einer Restschuldbefreiung zugunsten natürli‑
cher Personen zum Zweck der Lieferung von Auskünften über 
die Kreditwürdigkeit dieser Personen für einen Zeitraum zu 
speichern, der über die Speicherdauer der Daten im öffentli‑
chen Register hinausgeht (EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn. 113] 
– SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]).

Die Löschungsfristen für Insolvenzbekanntmachungen, 
einer zentralen und länderübergreifenden Veröffentlichung 
im Internet im Sinn von § 9 Abs. 1 InsO, sind in § 3 InsBekV ge‑
regelt. Nach § 3 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 InsBekV werden Daten aus 
einem Insolvenzverfahren einschließlich des Eröffnungsver‑
fahrens spätestens sechs Monate nach Rechtskraft der Ent‑
scheidung über die Restschuldbefreiung gelöscht.

b) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts folgt aus 
dem genannten Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Union nicht, dass bei Daten über Zahlungsstörungen, die pri‑
vate Wirtschaftsauskunfteien aufgrund von Einmeldungen 
ihrer Vertragspartner speichern, um sie zur Grundlage von 
Bonitätsbeurteilungen zu machen, die längstmögliche Spei‑
cherungsdauer durch die Löschungsfrist von Eintragungen 
anderer Art über die jeweilige Forderung im öffentlichen Re‑
gister – hier im Schuldnerverzeichnis – vorgegeben wird.

aa) Die Eintragung eines Schuldners ins Schuldnerver‑
zeichnis ist vom Gerichtsvollzieher etwa dann nach §  882c 
Abs.  1 S.  1 ZPO von Amts wegen anzuordnen, wenn der 

Schuldner seiner Pflicht zur Abgabe der Vermögensauskunft 
nicht nachgekommen ist (Nr. 1) oder eine Vollstreckung nach 
dem Inhalt des Vermögensverzeichnisses offensichtlich nicht 
geeignet wäre, zu einer vollständigen Befriedigung des Gläu‑
bigers zu führen (Nr. 2). Die Pflicht zur Abgabe einer Vermö‑
gensauskunft entsteht nach einer nicht zur Befriedigung des 
Gläubigers führenden Zahlungsaufforderung durch den Ge‑
richtsvollzieher (§ 802f Abs. 1 ZPO).

Die im Schuldnerverzeichnis gespeicherten Angaben be‑
stehen aus persönlichen Daten des Schuldners (§ 882b Abs. 2 
ZPO), dem Aktenzeichen und dem Gericht oder der Vollstre‑
ckungsbehörde der Vollstreckungssache (§ 882b Abs. 3 Nr.  1 
ZPO) sowie – bei Eintragungen auf Anordnung des Gerichts‑
vollziehers – dem Datum der Eintragungsanordnung und 
dem gemäß §  882c ZPO zur Eintragung führenden Grund 
(§ 882b Abs. 3 Nr. 2 ZPO).

Die Einsicht in das Schuldnerverzeichnis ist nach §  882f 
Abs. 1 ZPO jedem gestattet, der darlegt, für die nachfolgend 
genannten Zwecke Angaben nach § 882b ZPO zu benötigen, 
beispielsweise für die Zwangsvollstreckung (§  882f Abs.  1 
Nr. 1 ZPO) oder um wirtschaftliche Nachteile abzuwenden, die 
daraus entstehen können, dass Schuldner ihren Zahlungsver‑
pflichtungen nicht nachkommen (§ 882f Abs. 1 Nr. 4 ZPO).

Gemäß § 882e Abs. 1 ZPO wird eine Eintragung im Schuld‑
nerverzeichnis nach Ablauf von drei Jahren seit dem Tag der 
Eintragungsanordnung von dem zentralen Vollstreckungs‑
gericht des betreffenden Landes gelöscht. Abweichend da‑
von wird eine Eintragung auf Anordnung des zentralen Voll‑
streckungsgerichts gemäß §  882e Abs.  3 Nr.  1 ZPO bereits 
dann gelöscht, wenn diesem die vollständige Befriedigung 
des Gläubigers nachgewiesen worden ist.

bb) Die Regelung des § 882e Abs. 3 Nr. 1 ZPO, die bei Nach‑
weis der vollständigen Befriedigung des Gläubigers eine so‑
fortige Löschung des Eintrags im Schuldnerverzeichnis über 
die betreffende Forderung anordnet, ist nicht auf die Spei‑
cherung von Daten über Zahlungsstörungen natürlicher Per‑
sonen durch Wirtschaftsauskunfteien anzuwenden.

(1) Die vorliegend in Rede stehende Datenspeicherung der 
Beklagten unterscheidet sich bereits dadurch wesentlich von 
derjenigen im Vorlageverfahren an den Gerichtshof der Euro‑
päischen Union, dass die Beklagte dort Daten aus dem öffent‑
lichen Register – den Insolvenzbekanntmachungen – über‑
nommen und parallel gespeichert hatte (vgl. EuGH, NJW 2024, 
417 [juris Rn. 25 f.] – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]), 
während sie hier nach den Feststellungen des Berufungs‑
gerichts nicht Daten aus dem Schuldnerverzeichnis, sondern 
von ihren Vertragspartnern gemeldete Daten über Zahlungs‑
störungen gespeichert hat. Die Erwägung, dass die für die ur‑
sprüngliche Datenspeicherung geltende Löschungsfrist nicht 
durch eine längere Speicherung an anderer Stelle konterka‑
riert werden soll (vgl. EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn. 89, 97 und 
99 – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]), greift deshalb 
im Streitfall nicht. Es kann daher auch nicht ohne Weiteres 
von einer Verstärkung des Eingriffs in das Recht der Person 
auf Achtung des Privatlebens durch das Vorliegen derselben 
personenbezogenen Daten in mehreren Quellen ausgegan‑
gen werden (dazu vgl. EuGH, NJW 2024, 417 [juris Rn. 91 und 
100] – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]).
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(2) Zwischen dem öffentlichen Schuldnerverzeichnis und 
der Datensammlung der Beklagten bestehen Gemeinsam‑
keiten, aber auch gewichtige Unterschiede.

(a) Im Ausgangspunkt kann die Einsichtnahme in das 
Schuldnerverzeichnis einen ähnlichen Zweck erfüllen wie die 
Einholung einer Bonitätsbeurteilung bei einer Wirtschafts‑
auskunftei. Dem Schuldnerverzeichnis kommt zum einen, 
wie aus § 882f Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ZPO hervorgeht, eine Funktion 
im Rahmen der Zwangsvollstreckung zu. Ein vollstreckungs‑
bedingtes Einsichtsinteresse besteht danach insbesondere 
hinsichtlich der Entscheidung, ob ein Vollstreckungsversuch 
unternommen werden soll (vgl. Begründung des Entwurfs 
des Bundesrats eines Gesetzes zur Reform der Sachaufklä‑
rung in der Zwangsvollstreckung, BT-Drucks. 16/10069, S. 41). 
Das Schuldnerverzeichnis ist zum anderen, wie beispielswei‑
se aus § 882f Abs. 1 S. 1 Nr. 4 ZPO hervorgeht, auch über Zwe‑
cke der Zwangsvollstreckung hinaus ein Auskunftsregister 
über die Kreditunwürdigkeit einer Person (vgl. BGH, Beschl. v. 
9.2.2017 – I ZB 56/16, NJW-RR 2017, 511 [juris Rn. 16] unter Ver‑
weis auf BT-Drucks. 16/10069, S. 20, 37, 40; Beschl. v. 21.9.2023 
– V ZB 17/22, NJW 2024, 440 [juris Rn. 31]).

(b) Zudem ist nach den Feststellungen des Berufungs‑
gerichts der Kreis an potenziell gegenüber der Beklagten 
Auskunftsberechtigten nicht deutlich kleiner als der Perso‑
nenkreis, der nach § 882f Abs. 1 ZPO zu einer Einsicht in das 
Schuldnerverzeichnis befugt ist, und eine Auskunftserteilung 
durch die Beklagte nicht von höheren Voraussetzungen ab‑
hängig als eine – ebenfalls kostenpflichtige – Einsicht in das 
Schuldnerverzeichnis. Entgegen der Rüge der Revision ist 
nicht ersichtlich, dass diese Feststellung auf einer unzurei‑
chenden Berücksichtigung des Vortrags der Beklagten unter 
Verstoß gegen § 286 Abs. 1 ZPO beruht.

(c) Ein erheblicher Unterschied zwischen der Datenspei‑
cherung durch Wirtschaftsauskunfteien und im Schuldner‑
verzeichnis besteht jedoch mit Blick auf die Art der gespei‑
cherten Informationen. So sind dem Schuldnerverzeichnis 
keine Informationen über Gläubiger, Höhe und Inhalt der zu‑
grunde liegenden Forderung(en) zu entnehmen. Daher merkt 
die Revision zu Recht an, dass sich aus dem Schuldnerver‑
zeichnis eher (negative) Anzeichen für eine Kreditunwürdig‑
keit als (positive) Anzeichen für eine Kreditwürdigkeit einer 
natürlichen Person ablesen lassen, während Wirtschaftsaus‑
kunfteien mit ihren Bonitätsbeurteilungen ein differenzier‑
teres Bild deren finanzieller Situation zeichnen.

(d) Darüber hinaus unterscheiden sich auch Beginn und An‑
lass der Datenspeicherung. So ist anzunehmen, dass Zahlungs‑
störungen bei Wirtschaftsauskunfteien, die ihre Informationen 
(jedenfalls auch) aufgrund einer Einmeldung anderer Privater 
beziehen, wesentlich früher ersichtlich werden als im Schuld‑
nerverzeichnis, in das ein Eintrag erst dann erfolgen kann, wenn 
gegen den betroffenen Schuldner eine Forderung rechtskräftig 
tituliert ist und er seinen vollstreckungsrechtlichen Auskunfts‑
pflichten nicht nachgekommen oder die Vollstreckung gegen 
ihn erfolglos geblieben ist (vgl. BT-Drucks. 16/10069, S. 21).

(e) Vor diesem Hintergrund können die vom Gesetzgeber 
für das Schuldnerverzeichnis getroffenen Wertungen nicht 
ohne Weiteres auf die Datensammlung der Beklagten über‑
tragen werden. Der Vorschrift des § 882e Abs. 3 Nr. 1 ZPO liegt 
für das Schuldnerverzeichnis die Wertung zugrunde, dass 
der Nachweis der vollständigen Befriedigung des Gläubigers 
das Informationsinteresse des Geschäftsverkehrs beseitigt. 

Dies ergibt sich im Umkehrschluss aus der Begründung des 
Gesetzentwurfs zu dieser Vorschrift, nach der der Nachweis 
einer Stundungsbewilligung oder des Einverständnisses des 
Gläubigers noch nicht zur Löschung einer Eintragung führe, da 
dies nicht das Informationsinteresse des Geschäftsverkehrs 
beseitige (vgl. BT-Drucks. 16/10069, S. 40). Indes lassen sich 
daraus keine zwingenden Vorgaben für eine Datensammlung 
wie die der Beklagten ableiten, die zwar umfangreicher ist, 
aber auch ein differenzierteres Bild der Kredit(un)würdig‑
keit eines Schuldners zeichnet als die Datenspeicherung im 
Schuldnerverzeichnis. […]

(3) Schließlich ist die Situation nach Erlangung einer Rest‑
schuldbefreiung im Anschluss an ein Insolvenzverfahren, über 
die der Gerichtshof der Europäischen Union entschieden hat, 
mit der vorliegend in Rede stehenden Situation nach Beseiti‑
gung einer Zahlungsstörung nicht ohne Weiteres vergleichbar.

(a) Soweit die Revisionserwiderung als Argument für eine 
Gleichbehandlung anführt, bei einer Restschuldbefreiung 
hätten Gläubiger sogar auf einen Teil ihrer Forderung ver‑
zichtet, was bei einer vollständigen Befriedigung nicht der 
Fall sei, überzeugt dies nicht. Bei der im Streitfall vorzuneh‑
menden Beurteilung kommt es nicht auf die Interessen der 
von Zahlungsstörungen betroffenen Gläubiger, sondern auf 
die künftiger Kreditgeber an.

(b) Demgegenüber ist der Umstand zu berücksichtigen, 
dass eine Restschuldbefreiung erst nach einer sogenannten 
Wohlverhaltensphase von drei Jahren ab Beendigung des In‑
solvenzverfahrens zu erlangen ist (vgl. § 287 Abs. 2 S. 1, §§ 295, 
295a, 296 Abs.  1 S.  1 InsO; BGH, Beschl. v. 15.7.2010 – IX ZB 
229/07, BGHZ 186, 223 [juris Rn. 4]). Sie soll dem Begünstigten 
ermöglichen, sich erneut am Wirtschaftsleben zu beteiligen, 
und hat daher für diese Person im Allgemeinen existenzielle 
Bedeutung. Dieses Ziel kann durch eine Speicherung dieser In‑
formation über längere Zeit gefährdet werden (vgl. EuGH, NJW 
2024, 417 [juris Rn.  98] – SCHUFA Holding [Restschuldbefrei‑
ung]). Im Grundsatz hat zwar auch ein Schuldner, der eine Zah‑
lungsstörung beseitigt hat, ein berechtigtes Interesse an einer 
ungehinderten Teilnahme am Wirtschaftsleben; er kann aber 
nicht unmittelbar nach der Begleichung einer ausstehenden 
Forderung auf eine ähnliche Wohlverhaltensphase verweisen.

[…]
C. Für das wiedereröffnete Berufungsverfahren weist der 

Senat auf Folgendes hin:
I. Das Berufungsgericht wird die im Rahmen des Art.  6 

Abs.  1 UAbs.  1 lit.  f) DS‑GVO vorgesehene Erforderlichkeits‑
prüfung und erneut eine Interessenabwägung vorzunehmen 
haben. Es erscheint dem Senat möglich, bestimmte Speiche‑
rungsfristen als Ergebnis einer typisierten Abwägung festzu‑
legen, soweit dabei die Besonderheiten des Einzelfalls hinrei‑
chend berücksichtigt werden.

1. In einem ersten Schritt ist die Erforderlichkeit der Daten‑
verarbeitung zu prüfen.

a) Dabei ist zu fragen, ob das berechtigte Interesse an der 
Verarbeitung der Daten nicht in zumutbarer Weise ebenso 
wirksam mit anderen Mitteln erreicht werden kann, die we‑
niger stark in die Grundrechte und Grundfreiheiten der be‑
troffenen Personen, insbesondere die durch Art. 7 und 8 der 
EU-Grundrechtecharta gewährleisteten, eingreifen. Hierbei 
ist auch der in Art. 5 Abs. 1 lit. c) DS‑GVO verankerte Grund‑
satz der Datenminimierung zu berücksichtigen (vgl. EuGH, 
NJW 2024, 417 [juris Rn. 77 f.] – SCHUFA Holding [Restschuld‑
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befreiung]). Im Grundsatz trägt die Beklagte als Verantwort‑
liche die Darlegungs- und Beweislast für die Erforderlichkeit 
der von ihr vorgenommenen Datenverarbeitung (vgl. BGH, 
Urt. v. 14.10.2025 – VI ZR 431/24, juris Rn. 41).

b) Eine kürzere Datenspeicherung könnte zwar grund‑
sätzlich als milderes Mittel angesehen werden. Die Beklagte 
setzt dem die beweisbewehrte Behauptung entgegen, eine 
empirische Analyse anhand ihres Datenbestands habe er‑
geben, dass das Risiko einer erneuten Zahlungsstörung auch 
drei Jahre nach der Erledigung einer Forderung noch etwa um 
das Achtfache erhöht sei gegenüber Personen, bei denen es 
im Vergleichszeitraum nicht zu einer Zahlungsstörung ge‑
kommen sei. Hierüber muss aus Sicht des Senats kein Beweis 
erhoben werden, weil sich damit keine Aussage über die Er‑
forderlichkeit im Einzelfall treffen ließe. Die im konkreten Fall 
angemessene Speicherungsdauer ist – jedenfalls bei der in 
Rede stehenden Zeitspanne zwischen null und drei Jahren – 
vielmehr nach normativen Kriterien im Rahmen der Interes‑
senabwägung festzusetzen.

2. In einem zweiten Schritt ist das Speicherungsinteres‑
se der Beklagten erneut mit dem Löschungsinteresse des 
Klägers abzuwägen. Soweit hierin grundrechtliche Wertun‑
gen einfließen, kommt es im vollharmonisierten Bereich der 
Datenschutz-Grundverordnung auf die der EU-Grundrechte‑
charta an (vgl. BVerfGE 152, 216 [juris Rn. 41] – Recht auf Ver‑
gessen II; BGH, Urt. v. 24.2.2022 – I ZR 2/21, GRUR 2022, 665 
[juris Rn. 33] = WRP 2022, 601 – Tina Turner).

a) In der obergerichtlichen Rechtsprechung wird über‑
wiegend vertreten, dass Wirtschaftsauskunfteien Daten 
über Zahlungsstörungen bis zu drei Jahre nach Erledigung der 
jeweiligen Forderung speichern dürften (vor dem Urteil des 
Gerichtshofs der Europäischen Union vom 7.12.2023 – C-26/22, 
NJW 2024, 417 – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung], so‑
weit veröffentlicht: OLG Brandenburg, ZD 2023, 748 [juris 
Rn. 22]; danach, soweit veröffentlicht: OLG München, Beschl. 
v. 20.2.2025 – 37 U 4148/24 e, juris Rn. 23; OLG Stuttgart, WM 
2025, 1379 [juris Rn. 29 bis 42]; OLG München, ZInsO 2025, 1631 
[juris Rn. 36 bis 56]; OLG Hamm, ZVI 2025, 359 [juris Rn. 42 bis 
53]; OLG Nürnberg, WM 2025, 1886 [juris Rn. 37 bis 53]; OLG 
Dresden, WM 2025, 1882 [juris Rn. 37 bis 60]; OLG Stuttgart, 
Urt. v. 22.10.2025 – 9 U 141/24, juris Rn. 42 bis 66; ohne Nen‑
nung einer konkreten Frist: OLG Frankfurt, ZInsO 2023, 677).

b) Die vom Hessischen Beauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit zum 1.1.2025 genehmigte Ziffer IV.1. 
lit. b) der Verhaltensregeln für die Prüf- und Speicherfristen 
von personenbezogenen Daten durch die deutschen Wirt‑
schaftsauskunfteien nimmt eine Differenzierung vor, die 
dem Senat grundsätzlich als sachgerecht erscheint.

aa) Zwar können Verhaltensregeln im Sinn von Art.  40 
DS‑GVO, zu denen auch die hier in Rede stehenden gehö‑
ren, gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Euro‑
päischen Union bei der Abwägung nach Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 
lit. f) DS‑GVO nicht berücksichtigt werden, soweit sie zu einer 
anderen Beurteilung führen würden als derjenigen, die sich 
nach der genannten Vorschrift ergibt (vgl. EuGH, NJW 2024, 
417 [juris Rn. 104 f.] – SCHUFA Holding [Restschuldbefreiung]). 
Das schließt jedoch nicht aus, solche Verhaltensregeln – im 
Interesse der Rechtssicherheit und auch mit Blick auf das von 
Wirtschaftsauskunfteien betriebene Massengeschäft – als 
Orientierung für die nach Art. 6 Abs.  1 UAbs.  1 lit.  f) DS‑GVO 
vorzunehmende Interessenabwägung heranzuziehen, so‑

weit sie typisiert zu einem angemessenen Interessenaus‑
gleich führen und die Besonderheiten des Einzelfalls bei der 
konkret vorzunehmenden Interessenabwägung hinreichend 
berücksichtigt werden. Da die Interessenabwägung norma‑
tiv an Art. 6 Abs.  1 UAbs. 1 lit.  f) DS‑GVO gebunden ist, kann 
sie sich nicht bis zum 31.12.2024 an den früheren und ab dem 
1.1.2025 an den neuen Verhaltensregeln orientieren.

bb) Ziffer IV.1. lit. b) der Verhaltensregeln in ihrer zum 1.1.2025 
genehmigten Fassung nimmt aus Sicht des Senats grundsätz‑
lich einen angemessenen Interessenausgleich vor. Im Aus‑
gangspunkt (S.  1) sieht diese Regelung – wie auch von der 
überwiegenden obergerichtlichen Rechtsprechung vertreten – 
eine Speicherung von personenbezogenen Daten über ausge‑
glichene Forderungen für drei Jahre vor. Die Speicherung endet 
jedoch abweichend davon bereits nach 18 Monaten (S. 2), wenn 
(1) der Auskunftei bis zu diesem Zeitpunkt keine weiteren Ne‑
gativdaten gemeldet worden sind, (2) keine Informationen aus 
dem Schuldnerverzeichnis oder aus Insolvenzbekanntmachun‑
gen vorliegen und (3) der Ausgleich der Forderung innerhalb 
von 100 Tagen nach Einmeldung erfolgte. Damit werden Kri‑
terien für eine weniger gewichtige Zahlungsstörung beschrie‑
ben, bei der die Speicherungsdauer gegenüber dem Regelfall 
halbiert ist. Zum Vorliegen dieser Voraussetzungen im Streitfall 
wird das Berufungsgericht im wiedereröffneten Berufungs‑
verfahren ergänzende Feststellungen zu treffen haben.

cc) Dem Schuldner muss es zudem möglich sein, beson‑
dere Umstände vorzubringen, die seinem Löschungsinteres‑
se ein wesentlich überdurchschnittliches Gewicht verleihen. 
In diesem Fall kann die Interessenabwägung ausnahmsweise 
dazu führen, dass allein eine noch kürzere Speicherungsdau‑
er als angemessen anzusehen ist. Der Kläger wird im wieder‑
eröffneten Berufungsverfahren Gelegenheit haben, hierzu 
ergänzend vorzutragen.

c) Dem von der Revision vorgebrachten Argument, dass 
die Beklagte nach Beseitigung einer Zahlungsstörung einen 
sogenannten Erledigungsvermerk anbringt, dürfte für die 
Interessenabwägung keine entscheidende Bedeutung zu‑
kommen. Die Revision meint, die Interessen des Schuldners 
würden hinreichend dadurch gewahrt, dass der Zeitpunkt 
der Tilgung obligatorisch zu den gespeicherten und mitge‑
teilten Daten gehöre, was nach den vom Berufungsgericht 
getroffenen Feststellungen auch hier der Fall sei. Aus diesen 
Erledigungsvermerken könnten potenzielle künftige Ver‑
tragspartner der Schuldner die Dauer der ordnungsgemäßen 
Bedienung offener Forderungen in der Vergangenheit able‑
sen, was sich wiederum günstig für die Schuldner auswirken 
könne. Jedoch behauptet die Revision nicht, dass beseitigte 
Zahlungsstörungen keine Auswirkungen auf die von ihr er‑
stellten Bonitätsbeurteilungen hätten und insbesondere 
nicht in die von ihr ermittelten Scorewerte einflössen.

d) Auch dem Art. 180 Abs. 1 lit. h), Abs. 2 lit. c) der Verord‑
nung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kre‑
ditinstitute, der die Kreditinstitute im Rahmen der ihnen ob‑
liegenden Risikobewertungen verpflichtet, Daten über einen 
Zeitraum von mindestens fünf Jahren unter Heranziehung ex‑
terner Quellen zu beobachten, lässt sich entgegen der Ansicht 
der Revision kein zwingendes Argument für die Zulässigkeit 
einer entsprechenden Speicherungsdauer bei Wirtschafts‑
auskunfteien entnehmen. Die Vorschrift besagt nichts darü‑
ber, für welchen Zeitraum bei den genannten externen Quel‑
len entsprechende Daten gespeichert werden dürfen.
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II. War die von der Beklagten vorgenommene Datenspei‑
cherung nicht über ihren gesamten Zeitraum rechtmäßig, 
kommt ein Schadenersatzanspruch des Klägers nach Art. 82 
Abs. 1 DS‑GVO grundsätzlich in Betracht und sind dessen wei‑
tere Voraussetzungen zu prüfen.

[…]
3. Der Streitfall kann die Frage aufwerfen, ob der nach 

Art. 82 Abs. 3 DS‑GVO zur Haftungsbefreiung führende Nach‑
weis, dass der für die Datenverarbeitung Verantwortliche in 
keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den der Schaden 
eingetreten ist, verantwortlich ist, dadurch geführt werden 
kann, dass dieser die für ihn anwendbaren Verhaltensregeln 
im Sinn von Art. 40 DS‑GVO beachtet hat.

a) Der Gerichtshof der Europäischen Union hat bereits 
entschieden, dass Art. 82 DS‑GVO eine Verschuldenshaftung 
vorsieht (vgl. EuGH, Urt. v. 21.12.2023 – C-667/21, ZD 2024, 146 
[juris Rn.  94 bis 100 und 103] – Krankenversicherung Nord‑
rhein). Daher dürfte Art. 82 Abs. 3 DS‑GVO im Sinn einer Exkul‑
pationsmöglichkeit bei fehlendem Verschulden aufzufassen 
sein (vgl. BGH, Urt. v. 18.11.2024 – VI ZR 10/24, BGHZ 242, 180 
[juris Rn. 21]; Urt. v. 11.11.2025 – VI ZR 396/24 [juris Rn. 13], je‑
weils unter Verweis auf EuGH, Urt. v. 11.4.2024 – C-741/21, NJW 
2024, 1561 [juris Rn. 44 bis 54] – juris; BeckOK.Datenschutz‑
recht/Quaas, 54. Edition [Stand 1.11.2025], Art. 82 Rn. 18 m.w.N.; 
a.A. Simitis/Hornung/Spiecker gen. Döhmann/Boehm, Daten‑
schutzrecht, 2. Auflage, Art. 82 DS‑GVO Rn. 24 m.w.N.).

b) Im Fall eines Verstoßes der Beklagten gegen Art.  6 
Abs.  1 UAbs.  1 lit.  f) DS‑GVO kann sich die Frage stellen, ob 
der Umstand, dass die Beklagte die jeweils aktuell geltenden 
Verhaltensregeln für die Prüf- und Speicherfristen von per‑
sonenbezogenen Daten durch die deutschen Wirtschafts‑
auskunfteien eingehalten hat, zu einer Exkulpation nach 
Art. 82 Abs. 3 DS‑GVO führt.

Kurzanmerkung
Die Beklagte bewertet die Kreditwürdigkeit der von ihr er‑
fassten Personen. Zu diesem Zweck speicherte sie Informa‑
tionen über erledigte Zahlungsstörungen des Klägers. Nach‑
dem die Parteien den Rechtsstreit im Hinblick auf das urspr. 
verfolgte Löschungsbegehren übereinstimmend für erledigt 
erklärten, begehrte der Kläger insb. noch die Zahlung imma‑
teriellen Schadenersatzes. Er argumentierte, dass die Daten‑
verarbeitung nicht den Anforderungen des Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 
lit. f) DS‑GVO genüge. Die Beklagte entgegnete, die Speiche‑
rung erledigter Zahlungsstörungen sei zur Wahrung berech‑
tigter Interessen erforderlich. Die Wahrscheinlichkeit einer 
erneuten Zahlungsstörung sei bei Personen, die in der Ver‑
gangenheit verspätet gezahlt hätten, statistisch erhöht. Das 
Ergebnis der Abwägung im Rahmen des Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 
lit. f) DS‑GVO sei zudem durch einen vom HBDI genehmigten 
Verhaltenskodex vorstrukturiert, der die Speicherung erledig‑
ter Zahlungsstörungen für 18 bzw. 36 Monate erlaube. 

Das LG Bonn wies die Klage ab, die Berufung des Klägers 
vor dem OLG Köln hatte teilweise Erfolg. Das OLG verwies auf 
die Wertung des § 882e Abs. 3 Nr. 1 ZPO, nach der Eintragun‑
gen im Schuldnerverzeichnis zu löschen seien, sobald die Be‑
friedigung des Gläubigers nachgewiesen worden sei.

I. Was der BGH entschieden hat

Der BGH hob das Urteil des OLG Köln auf und verwies die Sa‑
che zurück. Zunächst widerspricht der BGH der Auffassung 
des OLG Köln, dass das Löschungsinteresse des Schuldners 
das Speicherungsinteresse des Auskunftei stets überwiege, 
sobald die jeweilige Forderung ausgeglichen werde. Die Wer‑
tung des § 882e Abs. 3 Nr. 1 ZPO sei auf die Speicherung von 
Daten über Zahlungsstörungen durch Wirtschaftsauskunf‑
teien nicht übertragbar, weil die gespeicherten Daten nicht 
aus dem Schuldnerverzeichnis, sondern von Vertragspart‑
nern der Beklagten stammten. 

Sodann widmet sich der BGH den Verhaltensregeln nach 
Art 40 DS‑GVO: Zwar dürften diese nicht berücksichtigt wer‑
den, soweit sie von Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. f) DS‑GVO abwi‑
chen. Führten sie jedoch typisiert zu einem angemessenen 
Interessenausgleich und verbleibe Raum für die Berücksich‑
tigung des Einzelfalls, könnten sie als Orientierungspunkt 
für die Interessenabwägung dienen. Die von der Beklagten 
herangezogene Verhaltensregel entspreche diesen Anforde‑
rungen, sodass die Abwägung durch die dort vorgesehenen 
Speicherungsfristen vorstrukturiert sei. Soweit die Interes‑
senabwägung im konkreten Einzelfall dennoch zugunsten 
des Klägers ausfalle, sei der Frage nachzugehen, ob die Ein‑
haltung von Verhaltensregeln als Nachweis fehlender Verant‑
wortlichkeit nach Art. 82 Abs. 3 DS‑GVO dienen könne.

II. Die Folgen der Entscheidung

Das OLG Köln hatte mit seiner Rechtsprechung eine Minder‑
heitsposition in der obergerichtlichen Rechtsprechung einge‑
nommen. Dem tritt der BGH im Sinne der ganz h.M. entgegen 
und gibt klare Segelanweisungen für die erneut durchzufüh‑
rende Interessenabwägung: Die in den Verhaltensregeln für 
die Prüf- und Speicherfristen von personenbezogenen Daten 
durch die deutschen Wirtschaftsauskunfteien enthaltenen 
Speicherungsfristen für Zahlungsstörungen sind regelmä‑
ßig Ausdruck eines angemessenen Interessenausgleichs. 
Nur wenn der Schuldner „besondere Umstände [vorbringt], 
die seinem Löschungsinteresse ein wesentlich überdurch‑
schnittliches Gewicht verleihen“, kann die Interessenabwä‑
gung ausnahmsweise eine kürzere Speicherungsfrist ge‑
bieten. Kurz gesagt: Die Speicherungsfristen von 18 bzw. 36 
Monaten sind im Regelfall angemessen. Wer im Einzelfall 
etwas anderes behauptet, muss das gut begründen. Der BGH 
macht deutlich, dass die Geltung dieser Grundsätze derart 
offensichtlich ist, dass von einer Vorlage an den EuGH abzu‑
sehen ist. Damit schafft das Urteil starke Anreize zur Selbst‑
regulierung durch Verhaltenskodizes nach Art.  40 DS‑GVO 
und trägt zur Rechtssicherheit bei.

Mit dem Hinweis auf eine mögliche Geltung des Art.  82 
Abs 3 DS‑GVO betritt der BGH Neuland. Er weist darauf hin, 
dass diese Frage nicht zweifelsfrei zu beantworten sei. Wird 
sie entscheidungserheblich, sollte das mit der Sache befass‑
te Instanzgericht daher beim EuGH vorlegen. Auch wenn die 
Tendenz zur weiteren Stärkung von Verhaltensregeln begrü‑
ßenswert ist, spricht die Systematik der DS‑GVO (vgl. Art. 42 
Abs. 4, 83 Abs. 2 S. 2 lit. j) DS‑GVO) eher gegen eine vollständi‑
ge Haftungsbefreiung in diesen Fällen.

Lorenz Fander 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Arbeitsrecht 
und Recht der Sozialen Sicherheit an der Universität Bonn.
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Initiativbericht des Europäischen 
Parlaments: Urheberrecht und 
Künstliche Intelligenz

Generative Künstliche Intelligenz (KI) erzeugt Texte, Bilder 
und Videos. Was einmal als Kernkompetenz menschlicher 
Kreativität galt, sollen nun also zunehmend Maschinen über‑
nehmen. Für das Training der generativen KI-Modelle brau‑
chen Entwickler aber nicht nur viele, sondern auch hoch‑
wertige Daten. Dafür greifen sie auf Bücher, Zeitungsartikel, 
Musikstücke, Gemälde oder Fotografien zurück, die meist 
urheberrechtlich geschützt sind. Urheber kritisieren, dass 
KI-Entwickler ihre Werke für das Training von Systemen ver‑
wenden, deren Ziel es ist, mit der menschlichen Kreativität 
zu konkurrieren.1

Annahme des Berichtsentwurfs
Der Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments hat sich 
dieser Kritik angeschlossen und am 28.1.2026 den Entwurf 
eines Initiativberichts zu Urheberrecht und Künstlicher In‑
telligenz angenommen.2 Darin wird der Kommission emp‑
fohlen, eine Bewertung des geltenden EU-Urheberrechts 
unter Berücksichtigung der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen generativer KI durchzuführen.3 Das Europäi‑
sche Parlament hat den Bericht am 10.3.2026 angenommen.4 
Rechtliche Bindungswirkung entfaltet ein Initiativbericht des 
Europäischen Parlaments nicht. Allerdings lässt sich daran 
eine eindeutige Positionierung des Europäischen Parlaments 
erkennen, die in künftigen Legislativvorhaben von Bedeu‑
tung sein kann, auch wenn die Europäische Kommission den 
Empfehlungen des Parlaments nicht unmittelbar nachkom‑
men sollte.

Anwendbarkeit europäischen Urheberrechts
Der Berichtsentwurf sieht zunächst vor, das geltende Terri‑
torialitätsprinzip an das Training generativer KI anzupassen. 
Unter den geltenden Bestimmungen werde der Mehrwert 
digitaler Entwicklungen von großen Technologieunterneh‑
men in den USA auf Kosten der europäischen Kreativbranche 
generiert.5 Diese müsse geschützt werden, indem die An‑
wendbarkeit des europäischen Urheberrechts auf jedes Trai‑
ning generativer KI mit Werken europäischer Urheber ausge‑
weitet wird. Nicht mehr entscheidend soll daher sein, wo das 
Training im Einzelfall stattfindet.6 

Anwendbarkeit der TDM-Schranke auf das KI-Training
Art.  4 Abs.  1 DSM-RL7 verlangt von den Mitgliedstaaten die 
Schaffung einer Rechtsvorschrift, die Vervielfältigungen und 
Entnahmen von rechtmäßig zugänglichen Werken und sons‑
tigen Schutzgegenständen zum Zwecke des Text und Data 
Minings erlaubt. In Deutschland ist diese Vorgabe in §  44b 
Abs. 2 S. 1 UrhG8 umgesetzt. Unter Text und Data Mining (TDM) 
ist gemäß Art. 2 Nr. 2 DSM-RL die automatisierte Analyse von 

Texten und Daten in digitaler Form zu verstehen, mit deren 
Hilfe Informationen unter anderem — aber nicht ausschließ‑
lich — über Muster, Trends und Korrelationen gewonnen wer‑
den können.9 Sowohl auf europäischer als auch auf nationaler 
Ebene ist allerdings umstritten, ob das Training generativer KI 
dem Begriff des Text und Data Minings unterfällt.10

Während das OLG Hamburg die grundsätzliche Anwend‑
barkeit der Schranke auf das KI-Training bestätigt hat,11 be‑
tont der Berichtsentwurf aus dem Europäischen Parlament, 
dass die Vorschrift für das Training generativer KI weder 
entworfen noch gewollt war.12 Aufgrund der bestehenden 
Rechtsunsicherheit sei eine legislative Klarstellung erforder‑
lich, die entweder in einer speziellen Rechtsgrundlage für das 
KI-Training oder in einer ausdrücklichen Erweiterung des An‑
wendungsbereichs der existierenden Schrankenbestimmung 
bestehen könne.13 In diesem Kontext wird auch der Europäi‑
sche Gesetzgeber kritisiert. Dieser impliziert in Art. 53 Abs. 1 

*	 Axel Voss ist Mitglied des Europäischen Parlaments für die EVP. Er ist Bericht‑
erstatter des hier besprochenen Initiativberichts. Moritz Köhler ist wissen‑
schaftlicher Mitarbeiter der Kölner Forschungsstelle für Medienrecht an der 
TH Köln und beobachtet für die Gesellschaft für Datenschutz und Datensi‑
cherheit das politische Geschehen in Brüssel.

1	 Siehe etwa Moraht, Studie zu Umwälzungen in der Musikindustrie, 
https://background.tagesspiegel.de/digitalisierung-und-ki/briefing/studie-
zu-umwaelzungen-in-der-musikindustrie (zuletzt abgerufen am 10.2.2026).

2	 Europäisches Parlament, Draft Report on Copyright and generative artificial 
intelligence – opportunities and challenges, 2025/2058(INI), https://oeil.eu‑
roparl.europa.eu/oeil/en/procedure-file?reference=2025/2058(INI) (zuletzt 
abgerufen am 10.2.2026).

3	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rn. 1.

4	 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10.3.2026 zu dem Urheber‑
recht und generativer Künstlicher Intelligenz – Chancen und Herausforde‑
rungen (2025/2058(INI)), https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/
TA-10-2026-0066_DE.html (zuletzt abgerufen am 18.3.2026)."

5	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), S. 12.

6	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. Z.

7	 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17.4.2019 über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im digita‑
len Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG, 
ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 92-125.

8	 Urheberrechtsgesetz vom 9.9.1965 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Art.  28 
des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist.

9	 In § 44b Abs. 1 UrhG ist der Begriff des Text und Data Minings wie folgt defi‑
niert: „Text und Data Mining ist die automatisierte Analyse von einzelnen oder 
mehreren digitalen oder digitalisierten Werken, um daraus Informationen 
insbesondere über Muster, Trends und Korrelationen zu gewinnen.“

10	 Gegen eine Anwendbarkeit: Dornis/Stober, Urheberrecht und Training ge‑
nerativer KI-Modelle, https://adepi.net/wp-content/uploads/2024/09/ssrn-
4946214.pdf (zuletzt abgerufen am 10.2.2026), S. 66 ff.; Schack NJW 2024, 
113 (114 f.). Für eine Anwendbarkeit: Dreier/Schulze/Dreier UrhG § 44b Rn. 1; 
Spindler/Schuster/Kaesling/Pesch UrhG § 44b Rn. 20; de la Durantaye ZUM 
2023, 645 (651); Hofmann WRP 2024, 11 (13 f.); Hofmann ZUM 2024, 166 (170); 
Maamar ZUM 2023, 481 (483). Jedenfalls auf Memorisierungen von Trainings‑
inhalten im KI-Modell findet § 44b Abs. 2 S. 1 UrhG allerdings keine Anwen‑
dung. Diese erfolgt in keinem Fall für das TDM, da dieses unabhängig vom 
angelegten Begriffsverständnis spätestens im austrainierten KI-Modell ab‑
geschlossen ist, vgl. LG München I, Urt. v. 11.11.2025 – 42 O 14139/24, GRUR-RS 
2025, 30204 Rn. 206.

11	 OLG Hamburg, Urt. v. 10.12.2025 – 5 U 104/24, RDi 2026, 97 (Ls. 1).

12	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. J, S. 15.

13	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rn. 7.



BERICHT AUS BRÜSSEL

108      RDV  2/2026� Recht der Datenverarbeitung

lit. c) KI-VO14, dass Art. 4 DSM-RL auf das Training generativer 
KI-Modelle anwendbar sei, ohne dass im Gesetzgebungs‑
prozess die Konsequenzen eines solchen Verweises geprüft 
wurden.15 

Auch ohne Änderung der DSM-RL könnte die Position des 
Parlaments von Bedeutung für die weitere Debatte um die 
Anwendbarkeit der TDM-Schranke auf das Training generati‑
ver KI sein. Teilweise wird angeführt, dass einer Anwendung 
der Vorschrift der Dreistufentest entgegenstünde, der in der 
EU in Art. 5 Abs. 5 InfoSoc-RL16 normiert ist.17 Dabei handelt 
es sich um eine auch in internationalen Verträgen verankerte 
Bestimmung, die verlangt, dass Ausnahmen und Beschrän‑
kungen des Urheberrechts „nur in bestimmten Sonderfällen 
angewandt werden, in denen die normale Verwertung des 
Werks oder des sonstigen Schutzgegenstands nicht beein‑
trächtigt wird und die berechtigten Interessen des Rechtsin‑
habers nicht ungebührlich verletzt werden“. Der Bericht be‑
tont, dass der Output generativer KI-Systeme mit Urhebern in 
Konkurrenz treten kann.18 Daraus leiten Teile der Literatur ab, 
dass die Vervielfältigung auf der Grundlage der TDM-Schran‑
ke die normale Verwertung des Werks beeinträchtigt.19 

Nutzungsvorbehalt und Vergütung
Für den Fall der Schaffung einer neuen Schranke für das Trai‑
ning generativer KI oder die entsprechende Ausweitung der 
bestehenden TDM-Schranke verlangt der Bericht die Siche‑
rung eines wirksamen Nutzungsvorbehalts und eine praxis‑
taugliche Möglichkeit für die Rechteinhaber, von den KI-Ent‑
wicklern eine angemessene Vergütung zu verlangen. Derzeit 
wird bezüglich der Möglichkeit eines Nutzungsvorbehalts zu‑
meist auf die Regelung des Art. 4 Abs. 3 DSM-RL verwiesen, 
in Deutschland umgesetzt in § 44b Abs. 3 UrhG. An der prak‑
tischen Wirksamkeit dieser Vorschrift bestehen allerdings 
durchgreifende Zweifel: Zunächst ist bereits umstritten, was 
der Gesetzgeber unter dem Begriff der Maschinenlesbarkeit 
versteht.20 Darüber hinaus können die Rechteinhaber Nutzun‑
gen kaum nachweisen, da sie nicht wissen, ob ein KI-Modell 
tatsächlich mit ihren Werken trainiert wurde. Das erschwert 
auch die Lizenzierung der Werke für Zwecke des KI-Trainings.
Im Berichtsentwurf wird als eine Möglichkeit daher vorge‑
schlagen, ein zentrales europäisches Register zu schaffen, 
in dem Urheber ihren Nutzungsvorbehalt standardisiert hin‑
terlegen können.21 Das Register könnte demnach durch das 
European Union Intellectual Property Office (EUIPO) geführt 
werden. Dieses soll zugleich die Maschinenlesbarkeit der 
Lizenzierungsverfahren konsolidieren und als „One-Stop-
Shop“ für KI-Entwickler dienen.

Transparenz
Der Berichtsentwurf enthält auch Vorschläge dazu, wie den 
Rechteinhabern der Nachweis einer Verwendung ihrer Werke 
für Zwecke des KI-Trainings erleichtert werden kann. Die Vor‑
gabe in Art. 53 Abs. 1 lit. c) KI-VO genüge den Anforderungen 
der Praxis nicht, da darin lediglich eine Zusammenfassung der 
Trainingshinhalte verlangt werde, was dem einzelnen Rech‑
teinhaber bei der Rechtsdurchsetzung nicht helfe.22 Erfor‑
derlich sei vielmehr vollständige und detaillierte Transparenz 
bezüglich aller urheberrechtlich geschützter Inhalte, die für 
das Training generativer KI verwendet werden.23 Die Trans‑
parenzverpflichtung dürfe darüber hinaus nicht wie derzeit 

14	 Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13.6.2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für Künstliche Intelli‑
genz und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, 
(EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der 
Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 2020/1828 (Verordnung über 
künstliche Intelligenz), ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://data.europa.eu/
eli/reg/2024/1689/oj.

15	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), S. 15.

16	 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22.5.2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und 
der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft, ABl. L 167 vom 
22.6.2001, S. 10-19.

17	 Dornis/Stober, Urheberrecht und Training generativer KI-Modelle (Fn. 10), S. 111.

18	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rn. 3.

19	 Dornis/Stober, Urheberrecht und Training generativer KI-Modelle (Fn. 10), S. 111.

20	 Für die Annahme von Maschinenlesbarkeit nur bei Möglichkeit einer auto‑
matisierten Verarbeitung: BeckOK Urheberrecht/Bomhard UrhG § 44b Rn. 31; 
Gausling CR 2021, 609 (611); Hamann ZGE 2024, 113 (131 f.); Maamar, ZUM 2023, 
481 (484). Für das Ausreichen einer Erklärung in natürlicher Sprache: Hart‑
mann, MMR-Aktuell 2021, 441332; Wilmer, K&R 2023, 233 (234). Das OLG 
Hamburg, Urt. v. 10.12.2025 – 5 U 104/24, RDi 2026, 97 (Ls. 3) stellt entschei‑
dend auf den Zeitpunkt der angegriffenen Nutzungshandlung und die ma‑
schinelle Interpretierbarkeit des Textes zu diesem Zeitpunkt ab.

21	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. N, Rn. 9.

22	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), S. 15 f.

23	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. O, Rn. 10.

24	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. R, Rn. 11.

25	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. Q.

26	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. P.

27	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. T, S. 13.

auf die Anbieter von KI-Modellen beschränkt bleiben, son‑
dern müsse auf alle Anbieter und Betreiber von KI-Systemen 
ausgeweitet werden, die urheberrechtlich geschützte Inhalte 
für eine Ableitung, für Retrieval-Augmented Generation oder 
Fine-Tuning verwenden. Sofern die Adressaten dieser neuen 
Transparenzpflicht nicht nachkommen, soll eine unwider‑
legbare Vermutung dafür greifen, dass ein urheberrechtlich 
geschütztes Werk für KI-Trainingszwecke verwendet wur‑
de.24 Alternativ sollen urheberrechtlich geschützte Werke 
mit einem Wasserzeichen versehen werden können, das die 
Zuordnung der Inhalte zu einzelnen Trainingsdatensätzen der 
KI-Entwickler ermöglicht.25 
Damit die Information über die Verwendung einzelner Werke 
auch die jeweiligen Urheber erreicht, soll nach dem Berichts‑
entwurf ein Intermediär – auch hierfür wird EUIPO vorge‑
schlagen – auf Wunsch des Urhebers eingeschaltet werden, 
um bei Unklarheit bezüglich der Nutzung eigener Inhalte Ge‑
wissheit zu bekommen. Dies soll Geschäftsgeheimnisse der 
KI-Entwickler schützen, wenn keine anderen Lösungen des 
KI-Entwicklers zugelassen werden.26 

Qualität der Trainingsinhalte
Mit Blick auf die aktuelle Debatte der Beeinflussung von 
KI-Systemen durch die dahinter stehenden Anbieter ist ein 
letzter Aspekt des Berichtsentwurfs zum KI-Training beson‑
ders zu würdigen: Es wird klargestellt, dass der Presse eine 
zentrale Rolle bei der Gewährleistung von Demokratie und 
demokratischen Strukturen in der Europäischen Union zu‑
kommt. Es müsse verhindert werden, dass generative KI nur 
ausgewählte Publikationen verarbeitet oder bestimmte Pu‑
blikationen bevorzugt. Vielmehr sei sicherzustellen, dass ge‑
nerative KI so gestaltet wird, dass sie das gesamte Spektrum 
der Presseveröffentlichungen berücksichtigt.27 Vor diesem 
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Hintergrund könne es künftig sogar erforderlich werden, 
dass der Gesetzgeber von KI-Entwicklern die Verwendung 
urheberrechtlich geschützter Inhalte verlangt, um eine hohe 
Qualität der KI-Modelle zu sichern.28 

Output generativer KI
Schließlich adressiert der Berichtsentwurf auch den Output 
generativer KI. KI sei kein Urheber nach dem europäischen 
Urheberrecht und solle das auch künftig nicht werden.29 
Die Kommission wird zudem aufgefordert, Maßnahmen zu 
prüfen, um der Verletzung des Vervielfältigungsrechts, des 
Rechts der öffentlichen Zugänglichmachung und des Rechts 
der öffentlichen Wiedergabe durch den Output generativer 
KI zu begegnen.30 

Fazit
Der Berichtsentwurf enthält ambitionierte Forderungen. Er 
hat allerdings auch das ambitionierte Ziel, das europäische 
Urheberrecht auf die tiefgreifenden Auswirkungen vorzube‑

reiten, die generative KI auf die europäische Kreativbranche 
entfalten wird. Die Fortführung des menschenzentrierten 
Ansatzes, den der europäische Gesetzgeber der KI-Regulie‑
rung bislang zugrunde gelegt hat, erscheint unausweichlich 
und zugleich herausfordernd. So wurde bisher nicht hinrei‑
chend diskutiert, dass die erheblichen praktischen Heraus‑
forderungen bei der Umsetzung eines erklärten Nutzungs‑
vorbehalts Konflikte mit dem Dreistufentest hervorrufen 
können. Gerade an diesem neuralgischen Punkt verspricht 
der nun im Rechtsausschuss angenommene Berichtsentwurf 
wichtige Entwicklungen, die sowohl der europäischen Krea‑
tivbranche als auch KI-Entwicklern zugute kommen dürften.

28	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), S. 14.

29	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rz. X, Rn. 12.

30	 Europäisches Parlament, 2025/2058(INI) (Fn. 2), Rn. 13.
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Alles für die Vertragsgestaltung im IT- und 
telekommunikationsrechtlichen Bereich
Das praxisnahe Werk zur Vertragsgestaltung in den IT- und 
telekommunikations rechtlichen Bereichen enthält zahlrei-
che ausführlich kommentierte Vertrags muster. Klausel für 
Klausel nehmen erfahrene Praktiker zu allen praxisrelevan-
ten Fragen Stellung und liefern Lösungen. 
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Redeker (Hrsg.) Handbuch der IT-Verträge
Herausgegeben von RA, FA IT-Recht, Dipl.- Informatiker Dr. Helmut Redeker. 
Loseblatt, 3 Bände. Grundwerk mit Fortsetzungsbezug für mindestens 2 Jahre, 
199 €, ca. 2 – 3 Ergänzungs lieferungen pro Jahr, für Abonnenten inklusive der 
Datenbank Redeker online, je zzgl. 23 € inkl. MwSt. für Redeker online. 
ISBN 978-3-504-56008-9.

Das Werk online
otto-schmidt.de/bmitr
juris.de/itr

Optional mit Answers
otto-schmidt.de/answers

	◾ Neuer Co-Autor Prof. Dr.  Gregor Thüsing, 
 Direktor des Instituts für Arbeitsrecht (Uni 
Bonn), Mitglied des Deutschen Ethikrats

	◾ 9. komplett über arbeitete und  
neu strukturierte Auflage

	◾ Noch praxisnäher: Konkrete Umsetzungs-
hilfen, Handlungs empfehlungen und  
vertiefende Literatur

Orientierung im 
Beschäftigten-
datenschutz
mit dem Standard-
werk für Profis

Jetzt bestellen:  
www.datakontext.com/handbuch

Handbuch Beschäftigtendatenschutz 
Aktuelle Rechtsfragen und  
Umsetzungshilfen 
Prof. Peter Gola, Prof. Dr. Gregor Thüsing 
9. komplett neu bearbeitete Auflage 2025 
ISBN 978-3-89577-888-9 
848 Seiten; 17 x 24 cm Hardcover 
169,99 € inkl. MwSt.  
mit E-Book zum Download (PDF)

9. komplett 
neu  

bearbeitete 
Auflage!
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Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbuch mit Nebengesetzen, 
C.H. Beck, 85. Auflage, München 2026, XXXVII, 3338 S., 129,- €

Was wäre ein Jahreswechsel ohne einen neuen Grüneberg? 
Der bewährte Praxiskommentar zum Bürgerlichen Gesetz‑
buch und seinen Nebengesetzen erscheint in diesem Jahr 
in der 85. Auflage. Konzept und Benutzung des Standard‑
kommentars dürften hinreichend bekannt sein, ebenso wie 
der staccatoartige Abkürzungsstil, der dem Leser auf wenig 
Raum möglichst viele Informationen vermittelt.

Mit Hartwig Sprau wird in dieser Auflage ein langjähri‑
ger Kommentator großer Teile des Besonderen Schuldrechts 
verabschiedet. Die Neuauflage ist auf dem Stand von Okto‑
ber 2025 und berücksichtigt damit insbesondere die neu ein‑
gefügten Vorschriften zum Stiftungsregister, das Gesetz zur 
Änderung des Ehenamens- und Geburtsnamensrechts und 
des Internationalen Namensrechts vom 11.6.2024, das Gesetz 
zur Neuregelung der Vormünder- und Betreuervergütung 
vom 7.4.2025 sowie das Gesetz zur Änderung der Regelungen 
über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn. Daneben haben 
die Verfasser gewohnt gewissenhaft zahlreiche wichtige 
Entscheidungen des BVerfG, BGH, BAG, BSG und EuGH einge‑
arbeitet. Wie so oft betrafen wichtige Gerichtsentscheidun‑
gen auch im vergangenen Jahr wieder die Klauselkontrolle 
und die Rechtsfolgen unwirksamer Klauseln im Recht der All‑
gemeinen Geschäftsbedingungen.

Zum zweiten Mal erhalten Käufer der Neuauflage in die‑
sem Jahr Zugang zum Chat-Book „Frag den Grüneberg“. 
Chat-Books sind Teil der unzähligen Anwendungen, die mit 
der Entwicklung moderner Large Language Models mög‑
lich wurden. Ein entsprechendes KI-Modell wird mit Inhalten 
eines Buches trainiert und kann dieser daher unmittelbar im 
Dialog kommunizieren. Die Idee ermöglicht es dem Nutzer, 
sich gedruckte Bücher auf ganz neue Art zu erschließen. Er 
soll das Werk nicht mehr nur lesen, sondern direkt mit ihm 
sprechen können.

Das Chat-Book zum Grüneberg war das erste Werk der 
neuen Chat-Book-Kollektion des Beck-Verlags. Mittlerweile 
sind über die Chat-Book-Plattform fünf Titel verfügbar, zwei 
vorbestellbar und weitere sollen folgen. Der Zugang funktio‑
niert einwandfrei. Der Nutzer ruft die Chat-Book-Plattform 
des Verlags auf, wählt den erworbenen Titel aus und gibt die 
beiden Freischaltcodes ein, die mit der gedruckten Fassung 
geliefert werden. Sofort ist das entsprechende Werk über die 
Bibliothek abrufbar.

Im Chat-Book stehen dem Nutzer sodann drei Funktionen 
zur Verfügung: Er kann das Werk durchsuchen („Suche im 
Grüneberg“), konkrete Fragen stellen („Frag den Grüneberg“) 
oder ein Gespräch führen („Sprich mit dem Grüneberg“). Die 
erste Funktion löst im Wesentlichen lediglich das Blättern 
in der Druckversion ab. Mit einer gezielten Randnummer‑
suche kann der Nutzer direkt an die Stelle des Kommentars 
springen, die er etwa in einer Fußnote gefunden hat. Dane‑
ben bietet die Suchfunktion aber auch eine Art intelligentes 
Stichwortverzeichnis. Über ein offenes Eingabefeld kann der 

Nutzer ein Stichwort eingeben und erhält sogleich eine Liste 
mit allen Stellen des Kommentars, an denen dieses Stichwort 
zu finden ist.

Etwas „mehr KI“ bietet die namensgebende Funktion 
„Frag den Grüneberg“. Auf Fragen des Nutzers antwortet 
der Chatbot mit ausformulierten Antworten, auf Wunsch 
übersetzt er auch die bekannten Abkürzungen der Druckfas‑
sung. Unmittelbar Glauben schenken sollte der Nutzer diesen 
Antworten indes nicht. Zum einen neigt der Bot ebenso wie 
andere KI-Sprachsysteme zu Halluzinationen, insbesondere 
wenn eine Frage ein im Buch behandeltes Thema nur streift, 
aber nicht exakt trifft. Zum anderen ersetzt die KI-Recherche 
laut Nutzungsbedingungen nicht die eigenverantwortliche 
Recherche und Prüfung von Rechtsfragen durch einen quali‑
fizierten Juristen. Richter und Rechtsanwälte beispielsweise, 
die durch die Verfassung bzw. ihr Berufsrecht zur eigenver‑
antwortlichen Aufgabenwahrnehmung verpflichtet sind, 
dürfen sich daher nicht allein auf die KI-generierten Antwor‑
ten verlassen. Eine Recherche mit „Frag den Grüneberg“ darf 
daher zwar als Ausgangspunkt weiterer Nachforschungen 
dienen oder etwa zur Überprüfung einer bereits gebildeten 
Überzeugung herangezogen werden. Sie darf aber nicht al‑
lein die Überzeugung des Nutzers bestimmen. Um eine ei‑
genverantwortliche Recherche unter Einsatz des Chat-Books 
zu unterstützen, bietet die Funktion „Frag den Grüneberg“ 
die Möglichkeit, die Fundstellen anzuzeigen, die der KI-gene‑
rierten Antwort zugrunde liegen.

Noch weiter als „Frag den Grüneberg“ führt schließlich die 
Funktion „Sprich mit dem Grüneberg“. Sie soll es dem Nut‑
zer ermöglichen, einen komplexen Fall schrittweise im Dialog 
mit der KI-Anwendung zu lösen. Gelangt der Nutzer nach ei‑
nigem hin uns her zu der Überzeugung, dass die gefundene 
Lösung seinen Anforderungen entspricht, kann er sich von 
der KI sogleich einen Schriftsatz oder eine E-Mail generieren 
lassen. Wo hier der Raum für eine eigenverantwortliche Re‑
cherche und Prüfung zu finden ist, bleibt offen. Es dürfte sich 
bei der Funktion „Sprich mit dem Grüneberg“ daher eher um 
eine Spielerei handeln, zumal die KI-generierten Antworten 
in dieser Funktion kaum seriös überprüfbar sind.

Insbesondere mit seinen Funktionen „Suche im Grüne‑
berg“ und „Frag den Grüneberg“ bietet das Chat-Book einen 
echten Mehrwert und ist ein hervorragendes Beispiel dafür, 
wie die Fähigkeiten moderner KI-Sprachmodelle in spezia‑
lisierten Anwendungsfällen einen echten Mehrwert liefern 
können. Während Allrounder wie beispielsweise ChatGPT 
weiterhin und wohl auch auf absehbare Zeit nur unter er‑
heblichem Aufwand für die juristische Recherche nutzbar 
gemacht werden können, helfen Anwendungen, die mit 
fachspezifischen Inhalten trainiert wurden, sofort und un‑
mittelbar Unterstützung in der täglichen juristischen Arbeit. 
Es wird spannend sein, die weitere Entwicklung der Chat-
Books in den kommenden Jahren zu verfolgen. Freuen wir 
uns also bereits auf die neue Auflage des Grüneberg zum Jah‑
reswechsel 2026/2027.

Prof. Dr. Rolf Schwartmann

BUCHBESPRECHUNG
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SCHWAKURAIS SCHLEPPNETZ

Gebrauchsanleitung 
für KI lesen

Wer ein Produkt auf den Markt bringt, der trägt dafür Verant‑

wortung. Jeder kennt Betriebsanleitungen, Nutzungs- und 

Warnhinweise. Je riskanter der Einsatz, desto genauer muss 

man informieren. Der Beipackzettel zu einem Medikament 

ist ein anderer als der zu einem Laubbläser. Bei Lebensmit‑

teln ist es wichtig, über Inhaltsstoffe zu informieren, denn 

nicht jeder verträgt jeden Zusatzstoff. Allerdings trägt auch 

der Nutzer eines Produktes eine Verantwortung. Er ist für 

den verantwortlichen Einsatz zuständig und zündet sinnvol‑

lerweise mit einer Flasche Spiritus und einem Bunsenbrenner 

keinen Grill an. Die Nutzungshinweise des Herstellers adres‑

sieren die Nutzer. Dementsprechend beginnen die Nutzungs‑

bedingungen auf einer Hafermilchpackung mit dem Satz: 

„Sobald Du diese Packung Flüssighafer gekauft hast, liegt es 

außerhalb unserer Kontrolle, was Du damit machst.“ Der Hin‑

weis ist bei Hafermilch ironisch gemeint, denn eine Packung 

Hafermilch dürfte selten außer Kontrolle geraten. Das ist bei 

autonomen und unbeherrschbaren KI-Systemen aber anders. 

Leider sind Nutzungshinweise selten so einfach formuliert, 

wie das wünschenswert und möglich ist. Nutzungsbedin‑

gungen von KI-Produkten sind so wie die Allgemeinen Ge‑

schäftsbedingungen Sozialer Netzwerke oft viel zu lang, zu 

kompliziert und abschreckend geschrieben. Sie laden so we‑

nig zum Lesen ein, wie ein Telefonbuch. Aber es hilft nichts. 

Man muss sich als Nutzer mit ihnen befassen, wenn man das 

Produkt verantwortlich nutzen will.



Jetzt anmelden: www.datakontext.com/KI-Experte

Werden Sie zertifizierter 
KI-Datenschutz-Experte 
GDDcert. EU

Sichern Sie 
sich jetzt 

 Ihren Platz!◾  KI-Projekte datenschutzkonform 
und rechtssicher umsetzen lernen

◾ �Mit�der�Zertifizierung�GDDcert.�EU�
den Karrierevorteil sichern

◾  Praxisnahes Know-how direkt von 
erfahrenen�GDD-Experten�nutzen
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und Datensicherheit e.V.



Datenschutz-
Awareness 
nachhaltig stärken
Interaktive E-Learning-Kurse mit echter 
Moderation statt KI-Stimme

Jetzt kostenfrei testen: www.datakontext.com/elearning

Unsere E-Learning-Kurse: 
	✓ Von GDD-Expert/innen entwickelt 
	✓ TV-Studio-Qualität mit professioneller Moderation
	✓ vollanimierte Lerneinheiten, Study Buddy, Micro-Learning
	✓ Barrierefrei nach BFSG 
	✓ Full-Service: Onboarding inklusive


